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Instruktion
derOberamtsmänner über Streitigkeiten wegen

Zu-und Vonfahrt auf ehemaligem Zelg-

und Weidland.

Kreisfch reiben
an alle Ober-Aemter mitAusnahme des Oberlands

Auf die an Uns gelangte Anzeige/ wie daß befonders unter

den Besitzern von ehemaligem Zelg- und Weidland)
auf welchem das Zelgrecht und der Weidgang mit Bewilligung

der Regierung ist aufgehoben worden/ und das ietzt
nach der Willkühr des Eigenthümers eines jeden Ackers

angebaut und benutzt wird / wegen Mangel einer gesetzlichen

Vorfchrift in Betreff der freyen Zu-und Vonfahrt
zum öftern Streitigkeiten und kostbare Prozesse entstehen /
haben Wir gut befunden/ Unfern Amtmännern eine

Instruktion zn ertheilen / wie eö in derlei) Fällen mit Gestattung

und Verzeigung dcr Wegfamen gehalten feyn folle/
Wie folget è

1) Wenn zwifchen Besitzern von vormaligem Zelg«
oder Weidland, das feit dem Jahr 1-798 auf eine von
den vorigen verfchiedene Weife angebaut und benutzt wird/
oder in Zukunft benutzt werden möchte/ in Betreff der Zu-
und Vonfahrt Streitigkeiten entstehen sollten > so füll der

Oberamtsmann vor allem aus trachten/ in feiner Eigenfchaft

als Friedensrichter die streitigen Partheyen in de?

Minne zu vergleichen.

III. VS. N
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2) Im Falle seine Bemühungen fruchtlos feyn sollten/

wird er/ nachdem er die Partheyen in ihren Gründen

und Gegengründen / die sie nach ihrem Belieben mündlich

odcx schriftlich einreichen könne«/ vernommen und auch den

streitigen Ort besichtigt haben wird / demjenigen Grundstück/

dem eine freye Zu - und Bonfahrt zu desselben Anbau

und Benutzung bestritten wird/ eine folche xolizeyrich-

terlich verzcigen und festfetzen.

Z) Diefe Verzeigung foll/ wenn nicht darum vorhau.
dene Briefe und Siegel oder mündliche Verabredungen
etwas anders festsetze,,/ nach dem Grundsatz geschehe«/

daß mit der möglichsten Kürze des Weges bis auf die offene

Strasse / der mindest mögliche Nachtheil für die benachbarten

Grundstücke, denen die Wegdienstbarkeit auferlegt wird,
daraus entstehe.

4) Ueber diefe Verzeigung foll ein Verbal-Prozeß

errichtet/ und derfelbe in dem Contrakten-Protokoll des

OberamtS eingetragen werden.

5) Wenn durch diefe Verzeigung und Bestimmung

einer Wegfame das oder diejenigen Grundstücke/ die die.

felbe zu dulden angehalten werde« / mehr belastet würden,

als sie es vorhin waren / und dadurch in Verhältniß

gegen die übrigen / in ihrem Capital-Werth vermindert

werdcn follten / fo sind die Besitzer der Grundstücke / denen

bie Wegfame verzeigt worden/ den andern dafür eine bil.

lige Entfchädigung zu leisten fchuldig. Diefe Entfchädniß

sott von dem Oberamtsmann/ auf eingeholten Bericht von

Landöverständigen/ die unpartheyifch stnd/ bestimmt werden.

Der Oberamtsmann wird auch zugleich über die Ko-

sten verfügen / die durch die Anwendung der gegenwarti-

gen Instruktion entstehen.



L) BerjèNlgen Pärchen / welche sich über das> was

der Oberamtsmann Kraft dieser Verordnung verfügt haben

wird, beschweren zu können vermeint, steht der Rekurs,
vor Uns offen.

7) Im Fall die Art de§ Anbaus nnd der Benutzung

eines Grundstücks, de», ein Weg übcr die benachbarten

verzeigt worden, einige Unterhaltung dicscr Wêgsame

nothwendig machte, foll diefelbe, wenn Nicht etwas nndcrs

zwifchen den Partheyen verabredet worden, dem Besitzer

des oder der Grundstücke, denen die Weggerechtigkeit

zugestanden worden, allein auffallen.

s) Es bleibt jedennoch überhaupt jedem Besitzer eincö

Grundstücks, dem eine freye Zu - und Vonfahrt zu Anbau-

ung und Benutzung desselben mangelt, zu jeder Zeit un-
benommen, die Verzeigung einer Wegfame gegen billigt
Entfchädigung von dem Polizey-Richter anzubegehren.

S) Zehen Jahre nach Aufhebung des Weidgangs und

der Zelgordnung auf einem vormals als Zelg oder Weid

benutzten Stück Landes, sollen die in Betreff der Zu- Md
Vonfahrt alsdenn entstehenden Streitigkeiten der ordentlichen

Civil-Gerichtsbarkeit unterworfen feym

Diefe Instruktion werden Sie in allen stch itt Ihrem
Amtsbezirk ereignenden Geschäften dieser Art genau befolg

gen und selbige in die Schloß, Bücher eintragen lassen.

Bern, den i. Merz isos.

Canzley Vtt«.
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V e r o r d n u n g.

Die Heyrath gestattet kein Recht zum Austritt
der Auszüger aus dem Militair - Contingent.

(Siehe Bd. II, S. 276.)

Wir SchultheißKlein und Grosse Nöthe des
Cantons Bcrn, thun kund hiemit: Demnach Wir in
Betrachtung gezogen / daß Unsere Verordnung vom 27ste»

Dezember 1805, betreffend den Austritt der vcrehlichten

Auszüger bey dem jedesmaligen Eintritt ihrer Compagnie

in die hiesige Garnison, einer Abänderung bedürfe Wir
auf deu Uns darüber von dem Kleinen Rath erstatteten

Vortrag, nnd in Aufhebung gedachter Verordnung nach,

folgendes erkennt und beschlossen haben:

1) Diejenigen Auszüger, welche nach dem ersten

Jenner is«8 sich verheyrathen, können nach ihrer Vereh-

lichung nicht mehr aus der Compagnie austreten, fondern

follen gehalten feyn, während 8 Jahren den Dienst als

Auszüger zu verfehen. Nach diefer Zeit treten ste in die

Refcrve zurück. Montur und Armatur verbleibt dennzu-

mal ihr Eigenthum.

2) Denjenigen Auszügern, die sich vor dem ersten

Jenner 1808 verbeurathet haben, ist unbenommen, bey

dem ersten Garnifonskehr ihrer Compagnie, mittelst Erlag
von L. 3d fiir die Kleidung, und Zurückgabe der

vollständigen Armatur austreten zu können.
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Z) Wer durch den Verlust seiner bürgerlichen Rechte,

durch Verlassung des Cantons, wegen Krankheit nnd kör«

xerlichen Gebrechen, oder durch Todesfall vor Beendigung

seiner Dienstzeit aus den AuSziigern kommt, desselben Mon.

tur und Armatur, die er auf Kosten der Auszüger. Cassa

erhalten hat, foll dem betreffenden Trüllmeister zu Handen

diefer Cassa zurückgestellt werden. Jst diefelbe ganz oder

zum Theil nicht mehr vorhanden, fo hat die Verwaltung
der Militair-Cassa das Recht für das Mangelnde eine

Entfchädigung in Geld nach dem festgesetzten Tarif zu for.
dern. Diese Ansprachen sollen den gleichen Rang wie die

Bussen haben. Die Väter sind verantwortlich für ihre

Söhne, und die Vögte für ihre Pupillen, infoferü sie eini.

geö Vermögen zur Bezahlung haben.

Der Staats-Rath wird in vorkommenden Fällen zu

bestimmen haben, ob die Momur eines AuSzügerS, der

im Dienst oder während feiner Dienstzeit stirbt, feinen näch.

sten Verwandten überlassen werden folle; in allen Fällen
aber foll die Armawr bey dem Corps des Auszügers ver.

bleiben, und an dasselbe abgegeben werden.

4) Die Bekanntmachung und Vollziehung dieser

Verordnung ist dem Kleinen Rath nnd dem Staats-Rath
aufgetragen.

Geben in Unferer Grossen Raths-Verfammlung i»

Bern, den 28. Christmonat 1807.

Der AmtS-Schultheiß,

C. F. Freudenreich.
Namens des Grossen Raths,

der GtaatSschreiber',

Thor man«.
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Exekution
der Verordnung über die Niederlassung und

Toleranz von Fremden.

(Siehe Bd. I., S. IN, s. 14. S. 178.)

K r e i s s ch r e i b e n
an alle Ober-Aemter.

Ney der diesjährigen Revision der Toleranz-Scheine

solcher Fremden, die den NiederlassungSrequistten kein

Genügen leisten können, haben Wir Uns aufS neue vo«

der Nothwendigkeit überzeugen müssen, den nachtheiligen

Folgen, welche ans der Ansiedlung und Vermehrung
heimathloser Leute i« hiesigem Canton entstehen müssen, mög.

Wichst vorzubiegen, und streng auf Befolgung der daherigen

Heilfamen Vorschriften der Verordnung des Grossen

Raths vom 6te« Dezember 480Z zu Halten.

Diefemnach haben Wir beschlossen, keine neue Tole-

tanzbegehren von wirklich im Land angefessene» Fremden,
die nicht die gesetzliche Requisite besitzen, mehr anzunehmen,

fonder» vielmehr von nun an den 14 gedachter

Verordnung dahin in Vollziehung zu fetzen, daß jede Ge.

meinde, welche einen folchen Fremden ohne einen aus.

hrüchichen Toleranz-Schein von Uns, oder über die in
dem Toleranz-Schein bestimmte Zeit hinaus, hinter stch

duldet, oder in Zukunft dulden würde, gehalten feyn foll,

für alle daherigen Folgen zu haftew, und insbesondere

denselben m VerarmuMS-Fall W erhalten «no zu vervsie-
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gen. Diese Vorschrift bezieht M auch auf diejenigen

Landsfremden Kinder welche ohne emen Toleranz-
Schein in einer folchen Gemeinde vertifchgeldet werde»/
als welche derfelben unbedingt zur Besorgung auffallen

follen.

Was dann diejenigen Fremden anbetrifft/ welche wirklich

gültige Toleranz-Scheine von Uns in Händen haben,
so sollen ihre Kinder nur so lange die Wohlthat derfelben

zu geniessen habe«/ als sse noch nicht erwachsen und zum
Genuß des Heil. Abendmahls admittirt seyn werden / nach,

her aber in Ermanglung der gesetzlichen Requisite gehalten

sey»/ ihr Glück und Fortkommen ausserhalb des Cantons

zu suchen; das nemliche gilt auch von denjenigen Inn.
habern von Toleranz-Scheinen / die sich dermalen selbst

«och im unmündigen Alter befinden.

Damit aber dieser Sache halb niemand Unwissenheit

vorschützen könne/ werden Sie gegenwärtiges Schreiben

sämtlichen Gemeinden Ihres Amtsbezirks zur Warnung
und Verhalt mittheilen und solches auch behörigen Orts
einschreiben lassen. Endlich dann sinden Wir Uns bewogen,

Ihnen anmit noch den Auftrag zu ertheilen/ Ihren
Herrn Pfarrern frifcherdings die gesetzliche Vorschrift in

Erinnerung zu bringen/ daß ohne ausdrückliche Bewilli-

gung von Uns nicht nur keine Ehe eines Cantons-Frem-
den eingesegnet/ sondern auch keine Eheverküudung eines

solchen von Kanzeln verlesen werden solle/ bey Strafe
dcr Verantwortlichkeit für alle daherigen Folge«.

Bern/ den 1. August 1808.

Canzley Bern.
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Vertilgung
der Engerlinge (Käfer.)

(Siehe Bd. I., S. 34«.)

Kreisfchreiben
an alle Ober-Aemter.

Aa sich im künftigen Spätjahr und auch im Frühjahr

isos die so landverderblichcn Inger oder Käfer wieder

im Boden werdcn verspüren lassen/ solche sich nach

eingezogenen Berichten nun auch in die mit dieser Landplage bis>

her verschont gebliebene« obern Berggegenden hinaufziehen/

so ist UnS daran gelegen/ daß diefeS Ungeziefer fo viel
möglich durch sorgsame Befolgung der Verordnung, vom

Me« März 1804 vertilget werde.

Wir tvollen demnach sämtliche« Unfern Oberamts-

tnännenl anmit anbefohlen haben, diefe für den Landmann,

so heilsame Verordnung/ vorzüglich aber die für das künftige

Spät-, uttd Frühjahr so wichtigen isten und Aen
Artikel derselbe» in Rücksicht des AustefenS der Käfer zu

handhaben und auf die genaue Exekution derfelben z»

wachen/ die Widcrhanhclnden ohne Schonung der Person

z« bestrafen und über die Befolgung diefer Artikel im
künftigen Spätjahr bis zum 15teu Wintermonat 1808 /
md des künftige« Frühjahrs bis de» ZOsten Juny 18«9

einen umständlichen Bericht Unferer Lands - Oekonomie-

ComWißion zu Unfern Handen abzustatten. Damit aber

der Landmaun zur Befolgung der angeführten Verordnung

MfgZMNtert werde ^ wollen Wr ss me M Vergangenen



«uch fiir dieses und das zukünftige Jahr Unsere Oberamts-

männer begwältigeu, von jedem aufgelesenen MäS Enger,

linge oder Käfer wie vorher btz. 2 ^ zu entrichten. Zugleich

werden Unfere Oberamtsmänner aus der Zahl der Borge-
setzten in jeder Gemeinde einen oder je nach den Lokal-Verhältnissen

mehrere Auffeher bestellen, welchen die

eingesammelten Engerlinge vorgewiesen und in ihrer Gegenwart

vertilgt werden sollen.

Diese Auffeher follen über die Zahl der überlieferten

Mase und die dafür zu ertheilenden Prämien eine genaue

Contrôle führen, in dem ihrer Aufsicht anvertrauten Bezirk

sorgfältig darauf achten, daß die Verordnung geuan befolgt

werde, und die dawiderhandelnden dem, Oberamtsmann

verleide«/ damit folche ohne Aufehen der Perfon gestraft werden.

Damit aber diefe Auffeher für ihre daherige Mühe

gebührend entschädigt werden, fo wollen Wir Unfere

Oberamtsmänner anmit begwältigen, jedem derfelben von

jedem eingelieferten Mäs zwey Batzen zu bezahlen.

Die Namen der bestellten Auffeher und den Betrag
ihrer geordneten Bezahlung werden Sie nebst dein Betrag
der gefallenen Bussen in Ihrem einzusendenden Rapport
anzeigen, und sämtliche bisherige Auslagen gehörigen

OrtS verrechnen.

Damit aber ein jeder wisse, wie er sich mit dem

Auflesen der Käfer zu verhalten hat, und welche Belohnung ihn
bey Befolgung der daherigen Verordnung erwartet, wer-
den Sie einen Auszug diefes Schreibens auf den

sämtlichen Kanzeln Ihres Amtsbezirks ohne Verzug zwey Sonntage

nach einander verlesen lassen.

Bern, den Z. August isos.

Canzley Bern.
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Beschluß.
Verbesserung der beschwerlichsten Pfarreyen.

(Siehe Bd. I., S- 354.)

Aer Kleine Rath deS Cantons Bern, aufden

Vortrag des Kirchen-Raths und in Betrachtung, daß eS

allerdings der Billigkeit gemäß sey, daß solche Geistliche,

welche einige Zeit auf beschwerlichen Pfarreyen gedient

haben, fowohl in Rücksicht ihrer Befoldung alS ihres Sprech,

rechtes einige mit ihre» Befchwerden in Verhältniß stehe»,

de Entschädigungen und Vortheile zu geniessen haben, „,

beschließt:
1) Diejenigen Pfarrstellen, welche durch die Befchwer-

lichkeiten der Seelsorge oder Entlegenheit des AuftnthaltS
im Fall sind, ihren Junhaberen Ansprüche auf einige Ent«

schädigung zu geben, werden nach Verhältniß ihrer Be-

schwerden und der ihren Junhaberen dafür zu bewilligenden

Vortheile in -4 Classen abgetheilt.

Die erste Classe begreift die beyden Pfarrstellen Hasle
im Grund und Ablentschen. Die Geistlichen, welche die.

selben bekleiden, geniessen vom ersten Jenner 1808 hinweg
und fs lange bis ste nach ihrem Altersrang in dem Pro.
greßivfyftem zu einer Besoldung von L. 1200 gelangt seyn
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werde«/ eine jährliche Zulage von L. 200. Wenn ile

diese Pfarreyen drey Jahre lang verfehen haben / fo wer«

den sie ihnen zudem in ihrem Sprechrecht nicht angerechnet.

Zweyte Classe : Mit jährlicher Zulage vo» T 150 und

Nichtanrechnung der Pfarrey für diejenigen / welche folche

drey Jahre lang bekleidet haben. Diese begreift: G'steig

bey Sanen und Lauenen.

Dritte Classe: Mit L. 100 Zulage und Nichtanreeh,

nung der Pfrund nach sechsjähriger Bedienung. Dabin
gehören Habkeren/ St. Beatenberg / Adelbodcn.

Vierte Classe: Ohne Zulage / allein mit Nichtanrechnung

der Pfrund nach sechsjähriger Bedienung. Diese

enthält die Pfarreyen Lengg/ St. Steffan / Grindelwald,
Lauterbrunnen/ Tfchangnau/ Röthenbach/ Diemigen und

Schwarzenegg.

Auch bey der 2ten und Zten Classe geniessen die Jnnhaber

die angefetzte Zulage nur fo lange/ biö sie nach ihrem Rang

in die Besoldungö-Classe vsn L. 1200 gelangt feyn werden.

Für diejenigen Pfarrer auf diefen Pfarreyen / die

vor dem isten Jenner isos gewählt worden sind / hat d«

Nichtanrechnung nur dennznmal statt/ wem sie von dem

isten Jenner dieß Jahrs die zur Nichtanrechnung bestimmte

Anzahl Jahre auf der Pfarrey bleiben.

2) Diefer Beschluß soll nur auf eine Probezeit vou

6 Jahren festgesetzt sey«/ nach deren Verlauf Wir
alSdann denfelben entweder bestätigen oder das ferner angemessene

verfügen werden.
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3) Derselbe soll dem Kirchen. Rath und dem Finanz-

Rath zur Exekution übersendet/ und in die Sammlung
der Gesetze und Dekrete aufgenommen werden.

V ern/den 15. August 1808.

Der AmtS. Schultheiß,
in dessen Abwesenheit/

C. F. Freudenreich.
Namens des Raths,

der Rathsschreiber,

Gruber.

Verordnung
wegen Aufsuchung und Behändigung der

Ausreisser aus den Schweizer-Regimentern in

K. K. Französischem Dienst.

(Siehe Bd. II., S. 36Z und hievor S- 12Z.)

Wir Schultheiß und Rath des Cantons Bern,
thun kund hiemit: Daß Wir erkennt haben, nachstehenden

Beschluß der dießjährigen hohen eidgenößischen Tagsatzung,

über die Aufsuchung und Behändigung der Ausreisser aus

den vier in K. K. Französischen Diensten stehenden Schwei,

zer. Regimentern, zu jedermanns Wissenschaft und Verhalt
drucken, von Kanzeln anzeigen und an gewohnte» Orten
anschlagen zu lassen.
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Wirerwatten von Unsern CantonS«Angehörigen/ nnd

defehlen insonderheit allen Unsern Ober- und Unter.Be¬

amte«/ GemeindS - Vorgesetzten und Polizey - Dienern /
alles ErnstS und unter der durch den TagsatzungS-Beschluß

ihnen auferlegten Verantwortung / daß ste stch die genauste

Befolgung desselben desto eifriger angelegen feyn lasse«/

als damit das Interesse des Cantons und jeder Gemeinde

sehr genau verbunden ist.

Vermöge diefer gemein-eidgenößischen Verfügung
haben Wir Unfere Verordnung vom i. Hornung isos über

den gleichen Gegenstand / wieder aufgehoben.

Geben in Bern/ den 26. Sept. isos.

Der AmtS. Schultheiß/

von Wattenwyl.
Namens des RathS/

der Staatsschrcibcr/

T h 0 r m a n n.

Wir der Landammann der Schweiz und die
Abgesandten der Xix. Cantone der Schweize,
ri fchen Eidgenossenschaft/ auf der gewöhnlichen

Tagfatzung zu Luzeru verfammelt/ nach dem Wir ans den

Aeusserungen der sämtlichen Cantons. Regierungen den

einmüthigen Willen vernommen/ zu Behinderung und

strenger Bestrafung des den vier Regimentern in K. K.
Französischen Diensten zur Schande und der Schweizer,
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Natio» zum empfindlichsten Verlust gereichenden Äusreissens

kräftig mitzuwirken, auch einen gleichförmigen billigen

Tarif der Verhaftö- und Transports. Kosteu der Ausreif,

ser festzufetze«:

Jn Betrachtung, daß diese Endzwecke nur durch all.

gemeine Anordnungen, Ausführung^ Mittel und Mitwir.
kung der Bundes. Behörde erzielt werden können, auch

in diefer Hinsicht von Unfern Obern mit hinlänglichen

Vollmachten verfehen,

befchlieffen:
1) Das Ausreisten aus den vier kapitulationsmäßigen

Schweizer. Regimentern in K. K. Französischen Diensten

ist als ein grobes Vergehen gegen das Vaterland und daS

Regiment, dem der Ausreisser angehört, zu bestrafen.

2) Sobald das betreffende Werb - Commands

vernimmt, daß Rekruten vom Werbplatz oder von dem Trans,

port im Innern der Schweiz ausgerissen sind, foll daf.

felbe uneingestellt ein genaues Signalement direkt an die

Rekruten-Kammer oder dazu bestimmte Behörde desjenigen

Cantons fenden, für welchen der Rekrut angeworben wor,
den ist.

Z) Diefer Behörde liegt dann in jedem Canton die

Pflicht ob, den Druck dcr Signalements folcher AuSreis«

ser unmittelbar nach Empfang derselben und mit aller Ge.

nauigkeit nach Vorschrift des TagfatzungS, Befchlusses vom

i^ten Brachmonat und I2ten Hcumonat 1806 besorgen zu

lassen; um ste fowohl im Innern des Cantons auf ange,
messene Weife zur Kenntniß und Anschlagen zu versenden,

als anch den sämtlichen Cantone» in hinreichender Anzahl
für ihre Polizey, Anstalten mitzutheilen.
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4) Wenn aber Ausreisser ihr Vergehen im Innern
von Frankreich begehen, so ist es an dem Landammann

der Schweiz/ die von den Regimentern einlangenden Sig.
nalements nach dem bestehenden Formular abdrucken / und

in hinreichender Anzahl nach Verhältniß ihrer Grösse «n

sämtliche Cantone gelangen zu lassen.

5) Es sollen in allen Eantonen / besonders aber in
denjenigen/ von welchen die Ausreisser gebürtig stnd/ durch

alle den Negierungen zu Gebot stehende Polizeymittel/ An»

stalte» zu deren Aufsuchung und Festsetzung getroffen

werden; zu diesem Ende sollen such überall/ wo gründli.
cher Verdacht eines verborgenen Aufenthalts von AuSreif-

sern obwalten sollte/ auf Befehl der kompetenten Behörde/

die zweckdienlichen Maßregeln getroffen / und es können

sogar / nach den Umständen / genaue Hausdurchsuchungen

vorgenommen werden.

6) Die Beamten / Militairperfsnen und Polizeydiener
jeden Cantons/ sollen auf erstes Begehren den Werb.
Commandos und Werbern in Fällen von Desertionen alle

Handbietung zur unmittelbaren Nacheile oder fönst leisten;
anch foll/ wenn die Umstände es erfordern/ den Polizey.
dienern der Löbl. Cantone gegenseitig gestattet sey«/ diefe

Verfolgung über die Grenzen desjenigen Cantons/ dem

ste angehören/ fortzusetzen; zu dem Ende stnd aber die

Polizeydiener verpflichtet/ stch vor dem auf ihrem Weg
zunächst befindlichen Polizey- oder GemeindS-Beamten
des benachbarten Cantons zu stellen, und von ihm die

Bewilligung und allfällige Handbietung zur fernern Nach,

fetzung zu begehren; wo dann im Fall der Anhaltung der

Arrestant dem nächsten RegierungS.Beamten vorzustellen/

und durch ihn zu verabfolgen ist.
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7) Derjenige Canton, hinter welchem eiu von einem

«ndern Canton ausgeschriebener Ausreisser aufgefangen

wird, soll diesem letzten Kenntniß davon geben, und

durch den betreffenden Beamten mit dem Ausreisser ein

kurzes Verhör abhalten lassen, um zu wissen, ob er des

Ausreissenö geständig, von welchem Regiment er defertirt,

in welchem Canton er angeworben, wo, und wann er

defertirt fey. — Es wird stch auch der nehmliche Beamte,

falls eö in feinem Wirkuugs-Kreis ist, bestreben, die dem

Regiment allfällig gehörenden Effekten wieder zur Hand zu

bringen.

.8) Unmittelbar nachher foll der Ausreisser nebst den

allfällig gefundenen Effekten dem nächstgelegencn Werb-Com-

mando des betreffenden Regiments zugeführt werden; der

Transport kann nach den Umständen Stationsweisc oder

direkt vom Orte, wo die AnHaltung statt ham, auch durch

andere Cantone hindurch, bis zum Sitz des Werb-Com«

mandos beforgt werden. IN allen Fällen follen die

hienach 15. festgesetzten Kosten tm Sitz des Werb-Com.
mandoS restituir!, und bis dahin von Station zu Station
vorschußweise berichtiget, auch in dem fchriftlich auszustellenden

Transport-Befehl bescheiniget werden.

9) Zu mehrerer Bethätigung und Aufmmtterung dcr

Polizeydiener und Anzeiger überhaupt wird festgesetzt, daß

die Entdeckung oder Einbringung eines nach dcr Annahme

auf dem Depot entwichencn — und vom Regiment

auSgefchriebcncn Deserteurs mit 16 Schweizer-Franken; —
diejenige eincs Angeworbenen aber, der entweder vom

Depot selbst vor seiner Aufnahme dafelbst, oder beym

Transport, odcr von dem Werbplatz ausgerissen wäre,

mit
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mit 8 Franken belohnt werden soll; welche Prämien, im

Fall der Unvermögenheit des AusreisserS, durch denjeni-

gen Canton zu vergüten oder zu entrichten ssud, in
welchem der Rekrut angeworben wurde.

10) Diejenigen, welche vom Werbplatz oder vom

Transport zum Depot ausreissen, und wieder eingebracht

werden, sollen mit Gefangenschaft, je nach den Umstän-

den an Wasser md Brod, bis zum Augenblick des Abmar.
fches zum Regiment bestraft werden; folche aber, die

nach der Annahme auf dem Depot, hiemit vom Regiment

desertieren, stnd wohl verwahrt dem Werb-Commando

des betreffenden Regiments zur Bestrafung durch dasselbe

nach den Militair-Gesetzen zu überliefern.

11) ES soll jeder öffentlich ausgefchriebene Ausreisser

so lange fiir seine Person des Land - und Burger- oder

Heimathrechts verlnstig erklärt seyn, bis er stch entweder

selbst gestellt, oder, durch Vorweisung eines authentischen

Scheins darthun kann, daß er stch mit dem betreffenden

Regiment abgefunden und dasselbe wegen feiner Desertion

Mlaghaft gestellt habe.

12) Jn allen Fällen stnd die Regierungen berechtiget,

stch für die entrichteten Prämien und alle ergangene

Kosten oder Auslagen, an dem wirklichen oder künftig

zufallenden Vermögen eines AusreisserS zu erholen.

IZ) Jeder Beamte oder Gemeinds-Vorsteher, der

wissentlich einem Ausreisser einen Heimath - oder andern

Schein zu feinem Fortkommen ausstellen, oder ihn ausili.

Sd. S
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nehme«/ dnlden und seine Flucht begünstigen würde, soll

zur strengsten Verantwortlichkeit gezogen, und je nach den

Umständen, durch die kompetente RegierungS- oder

richterliche Behörde, seye es von seiner Stelle entsetzt, zu

vollem Schadens- und Kosten-Ersatz angehalten, oder

gar zu einer empsindlichen Geldstrafe, und der Verpflichtung

einen andern tüchtigen Mann zu stellen, verurtheilt
werden.

14) Es follen auch alle Privatpersonen, welche wif
semlich einem AuSrcisscr Unterschlauf geben, oder dessen

Flucht auf was immer fiir eine Weise begünstigen würden,

durch ihren natürlichen Richter zur Verantwortung
gezogen werden, auch mögen ste je nach den Umständen,

vollen Schadens - Ersatz, Geld - oder Gefängnißstrafe,
und besonders in Widerholungsfallen die Verpflichtung
einen andern Mann, zu stellen, zu tragen haben.

15) Von Bekanntmachung diefes Befchlusses an,
follen die Kostens-Noten bey Einbringung eines Ausreiffers

nicht höher als nach folgendem Tarif abgefaßt werden.

Für das Verhör und Skripturen dem Richter und

Wuar nichts.

b. Für die erste Ein- nnd Austhürmung - Fr. i.

e. Unterhalt im Verhaft, man mag heitzen oder nicht,
täglich - - - btz. 5.

ä. Unterhalt des AusreisserS/ auf der Strasse/ falls er

sich nicht felbst verköstiget/ täglich - - btz. 7
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S. Eiüem Polizeydiener für den TranspM von dem

Ort der Arrestation bis zum Sitz des betreffenden

Werb-Commandos für jede Stunde hin und her

zufammen - - - - - ' - btz. 2.

f. Und wenn er vor der Rückkehr auf feiner Statioft
über die Nacht bleiben muß / noch - btz. Z.

Sollte aber ein Ausreisser unmittelbar nach feiner

Einliefern««, dem betreffenden Werb-Commando verabfolget

werden können, ohne in Verhaft zu kommen/ oder

durch Polizeydiener transportirt worden zu feyN/ fo foll
nichts gefordert werden; auf keinen Fall dann / kann ausser

den von den Regierungen/ Gemeinden oder Regimentern

felbst auf die Einbringung gefetzten Prämie«/ ein mehreres

als hier bestimmt ist / angefetzt werden.

16) Falls der Ausreisser nicht fclbst zu bezahlen im
Stande ist/ fo follcn alle Kosten auf Rechnung feines

Handgelds oder Solds von dem Werb - Commando resti-

tuirt werden.

17) Am Ende jeden Jahrs foll jeder Canwn ein Na«

menöverzeichniß aller feincr Angehörigen/ welche stch

durch Desertion des Land - und Bürgerrechts verlustig
gemacht habe«/ oder sonst bestraft worden/ drucke«/ itt
allen Gemeinden öffentlich anschlagen lassen/ und selbiges

zum nemlichen Zweck in genügsamer Anzahl dnrch den

Landammann sämtlichen Cantoncn mittheilen. ES foll
auch zugleich jeder Canton dem Landammann z«? Mittheilung

an alle Cantone ein General-Verzeichniß der im
Lauf des Jahrs veranstalteten Ausschreibungen «Nd

tingebrachten Ausreisser übcrscndcn.

O s
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is) Gegenwärtiger gemein, eidgenößischer Beschluß

soll allen Cantons - Regierungen zur Bekanntmachung

und genauen Handhabung übersandt; und auch sämtlichen

Schweizer-Regimentern in K. K. Französischen Diensten

soll Kenntniß davon gegeben werden.

Also geschehen in Luzern, den 27. Brachmonat isos.

Der Landammann der Schweiz,
Präsident der Tagsatzung,

(HZ«.) Vincenz Rüttimann.
Der Canzler dcr Eidgenossenschaft,

(SiZli.) Mousson.

Instruktion
wegen Ausschreibung und Behändigung der

Ausreisser.

(Siehe hievor S. 496 bis W4.)

Kreisschreiben
an alle Ober. Aemter.

^n Anschluß übersenden Wir Ihnen genügsame Exemplare

des TagsatzungS-Beschlusses vom 27. Juny isos
über Aufhebung und Behändigung der Ausreisser aus deu

Schweizer. Regimentern in Französifchen Diensten, um
denselben von Kanzeln anzeigen, behörigen Orrs anschla^

gen zu lassen, und iu genaue Vollziehung zu setzen.



Obschon Wir, vermöge dieser gemein-eidgenoßischen

Verfügung / Unsere Verordnung vom i. Februar isos
im Allgemeinen wieder aufgehoben haben / fo finden Wir
dennoch nöthig/ mehrere Polizey,Vorfchriften derfelben

beyzubehalten / und Ihnen fowohl als der Nekruten-Kam-

mer und dem Verhörrichter zu fernerm Verhalt zu wiederholen

/ wie hienach folgt:

1) ES follen nur diejenigen Deserteurs ausgeschrieben

werde«/ welche infolg der Réglemente/ einer dazu

bestellten Rekruten-Kammer bereits vorgestellt und daselbst

behörig controlirt worden stnd.

Rekruten / die bey den Regimentern felbst und auf
den Depots angeworben/ alfo keiner Rekruten-Kammer i»
der Schweiz vorgestellt worden stnd / sollen erst deunzumal

zur Behändigung ausgeschrieben werden / wenn ihre
rechtmäßige Anwerbung Unserer Rekruten-Kammer durch das

betreffende Werb-Commando wird authentisch bescheinigt

worden seyn.

2) Ein Angeworbener/ der vor seiner Vorstellung

bey der Rekruten-Kammer der Desertion beklagt wird,
soll von derfelben edittalirer eitirt/ und im Fall Ausblei-

benö/ als Ausreisser angefehen/ und von ihr dem Verhörrichter

znr Ausschreibung angezeigt werde».

Z) ES soll kein Deferteur anders ausgeschrieben werden

/ als auf ein schriftliches Begehren der Rekruten-Kammer/

welcher dcr Rekrut vorgestellt worden/ an welche

stch also daö betreffende Werb-Commando mit der genauen

Angabe des NamenS/ der Heimath / und Beschreibung des

Deserteurs / nebst allfälligen Indizien über dessen Auftnthalt

/ zu wenden hat.
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D Ist der Deserteur em Cantons-Angehöriger/ so

soll sein Signalement allen Cantone» zum Anschlagen

mitgetheilt/ und in hiesigem Canton überall/ besonders

aber in seiner Gemeinde öffentlich angeschlagen werden.

5) Von demenigen Deserteurs aber/ welche zwar

für den hiestgen Canton angeworben / nicht aber CamonS-

Angehörige stnd/ soll daö Signalement in alle Cantone/

besonders in denjenigen feiner Heimath / zur Behändigung

versandt werden.

6) Jst der Deserteur weder ein Cantons-Angehöris

ger/ noch für den hiestgen Canton angeworben worden/
fo soll daö von der betreffenden Behörde eingekommene

Signalement in hiesigem Canton öffentlich angeschlagen,

dcm allgemeinen Verzeichniß der Ausreisser einverleibt/
und somit sämtlichen Polizeydienern zur Kenntniß und

zum Verhalt mitgetheilt werden.

Sollte jedoch / ehe das Signalement von dcm

betreffende» Canton einkömmt/ ein hiesiges Werb - Commando

dem Verhörrichter anzeige«/ daß ein Deserteur von einem

andern Canton angeworben / in dem hiesigen stch aufhalte/
dieser Anzeige dann diejenige des Aufenthalts beyfügen

können/ so wird der Verhörrichter sogleich die Anhattung
des AusreisserS veranstalten.

7) Sobald ei» Oberamtsmann das im Art. 7. deS

TagsatzungS-Befchlusses vorgeschriebene Präliminar-Verhör
mit einem ihm zugeführten, Ausreisser abgehalten haben

Wird/ soll er denselben/ Falls, keine Indizien wegen
anderer Vergehen, welche der Deserteur verübt haben möchte,

obwalten ohne weitcrs. dem Berhörrichter zuführen lassen,

welcher aWenn die Ueberlieferung an das Regiment beforgt.
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») Hat sich aber der Deserteur noch anderer Vergehen

schuldig gemacht / so wird das Oberamt lediglich die

Einbringung der Rekruten. Kammer und dem Berhörrichter
anzeigen/ indessen aber mildem Gefangenen auf gewohnte

Weise verfahren.

9) Damit die in dem Art. 17. des Tagfatzungs-
Beschlusses anbefohlenen EtatS der bestraften Ausreisser

verfertiget werden können/ foll jeder OberamtSmann dem

Verhörrichter von allen über Ausreisser ausgesprochenen

Strafen fogleich Kenntniß geben.

Gegenwärtiges Schreiben werden Sie fowohl als die

Ihnen damit zusendende Verordnung in Ihr Schloß«

Mandatenbuch einschreiben laffen.

Bern/ den 5. Oktober isos.

Canzley Bern.

Verordnung.
Erhöhung des Ohmgelds aufden fremden Wein.

(SieheBd. II., S. 162. 236.

Aer Grosse Rath des CantonS Bern/ anf
den Vortrag des Kleinen Raths / wie nothwendig eö' sey /

daß der innländische Rebbau zur Beybehaltung einer nicht
nachtheiligen Conkurrenz mit den frzmden nicht fchweizerifchen

Weinen in etwas begünstiget werde /
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beschließt:
5) ES solle aller fremde Wein, das ift/ solcher der

«icht auf eidgenößifchem Boden gewachst«/ nebe» dem

Ohmgeld von Z Rappe» von jeder MaaS/ mit einem erho,

heten Ohmgeld von 7 Rappen, hiemit zufammen von
einem Batze« belegt werden.

2) Dem Kleinen Rath bleibt jedoch überlassen / bey

Exekution diefeS Gesetzes die gutftndenden Modifikationen

zn treffen; über welche derfelbe in der künftigen Herbst-

Sitzung den ferneren Bericht erstatten wird.

Geben in Unferer Grossen, Raths Verfammlung,
den ZI. May und 1. Juny 1808.

Der Amts,Schultheiß/

von Wattenwyl.
Namens des Grossen Raths/

der Staatsfchreiber/

Thorman«.

Äöir Schultheiß undRath des CantonS Bern,
m Vollziehung des obigen von dem Grossen Rath emanir-

ten Dekrets,

verordne«:
1) Vo« allem fremde»/ das ist / allem nicht auf eidS-

genö'ßifchem Boden gewachsenen Wein / wenn derfelbe für
den Canton bestimmt ist, soll sogleich bey seinem Eintritt
über das Grenz.Bureau das vorgeschriebene Ohmgeld
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VSN by. à dem Grenz-Inspektor gegen seine Quittung
entrichtet werden. In Betreff der Sinnung und Zeichnung

der Fässer, haben sich der Fuhrmann und der In-
spektor nach der Vorfchrift der 6, 6 und 7 der Brandt-

wein-Ordnung vom 7ten Oktober und Aen November 1807

zu richten.

2) Jst dieser fremde Wein nicht für dcn Cauton be«

stimmt, fondern transttirt nur durch denfelben, so wird
gleichwohl das vorgefchriebene Ohmgeld beym Eintritt
erhoben; es foll aber dasselbe gleich dem Ohmgeld von

transttirendem Brandtwein nach §. 10 der letzt angeführten

Ordnung von dem Inspektor deö Austritts-Büreau wieder

zurückbezahlt werden / wenn das Getränk unverändert

nach Ausweis des TransttfcheinS und vorzuweifender Quittung

des Grenz-Inspektors wieder zum Land hinaus geht/

fo wie überhaupt für allen transttirenden ftemden Wein
die Vorfchriften obangezogener Verordnung vom 7ten Ok«

tober und Aen November is«7 befolgt werden follen.

3) Aller in Kisten oder Fässern eingeführte Wein,
dessen Halt in Pfund angezeigt ist/ foll zu 4 Pf. Markgewicht

auf die Maas berechnet / und das Ohmgeld davon

ohne mehrere Tara nach diefem Verhältniß bezahlt werden.

4) Von der erhöheten Auflage von btz. 1 stnd nebst

allem auf eidgenößifchem Grund und Boden gewachsenem

Wein ausgenommen:

». Der im Fürstenthum Neuenburg/ und

b. Der im Nebgelände des Nydauersees / mit Jnnbe-
griff von Biel/ gewachsene Wein/ welche beyde nur
das bisherige Ohmgeld von 3 Nappen ?« Maas

zu bezahlen haben, insofern derfelbe stch durch die
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vorgeschriebenen Lettin«« Fondine als solcher legi-
timiren wird.

6) Alles dnrch den Canton transitirende Getränk soll

innert 6 Tagen Zeit von Ausstellung des TransttscheinS

und ohne Abweichung von der vorgeschriebenen Strasse

bey dem in selbigem angezeigten AuStrittS-Büreau wieder

aus dcm Canton hinausfahren, unter Strafe des vierfachen

Ohmgelds des Getränks, wovon dem verleidenden

Inspektor die Hälfte zukommen foll.

6) Alle diefer Verordnung und deren wohlthätigen

Absichten zuwiderlaufenden Handlungen werden als

Contrebande betrachtet und follen nach Maaßgabe Unferer

Ohmgeld - Verordnungen vom 6ten May 1805 und vom

7tcn Oktober und 2ten November 1807 von dem eompe-

tirlichen Richter nach aller Strenge bestraft werden.

7) Wir behalten Uns indessen vor, diefe und übrige

über diefen Gegenstand erlassenen Verordnungen, nach

Bewandtniß der Umstände zu verschärfen, zu modistciren,

oder nach Belieben abzuändern.

8) Diefe Verordnung welche auf den isten November

nächstkünftig ihren Anfang nehmen wird, foll gedruckt

und an den gewohnten Orten angefchlagen, auch von

der Kanzel angezeigt und der Sammlung der Gesetze

beygerückt werden.

Geben Bern, den 19. Weinmonat I8«s.

Der AmtS-Schultheiß,

von Wattenwyl.
Namens des Raths,

der Staatsfchreiber,

Thsrmann.
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K r e i s s ch r e i v e t!

an alle Ober-Aemter über die Straf-Competenz

der Oberamtsmänner in polizeyrichter-

lichen Fällen, und die Form der Ausübung

derfelben.

(Siehe Bd. I., S-1^. §. 26 S. «4 u. Bd. II. S. s,)

I3on dem Appellations-Gericht sind Wir auf die

Unbestimmtheit der Straf-Competenz Unferer Oberamtsmà'nner

in ihrem polizeyrichterlichen Officio und auf die als Folge

hievon anzusehende ungleiche und öfters unzweckmäßige

Wahl in der Art der Bestrafung aufmerksam gemacht

worden/ mit der beygefügten Anzeige/ daß die Vorfchriften

der von diefem hohen Tribunal unterm Zisten May
und i4ten July 1806 in Bezug auf diefen Gegenstand

erlassenen Kreisfchreiben von Seiten einiger Ober-Aemter

gar nicht/ und von andern fehr nachläßig befolgt werden.

Jn Erwartung nun/ was über diefcn Thcil Unferer

gerichtlichen Verfassung von dem Gefetzgeber in Zukunft

verordnet werdcn wird/ haben Wir für nöthig erachtet/

die in gedachtem Cirkular-Schreiben enthaltenen

Vorfchriften Ihn«, gleichwie Unfern andern Oberamtömäu-

nern auf das neue in Erinnerung zu bringen/ und tragen

Ihnen demnach auf:

1) Alle polizeyrichterlichen Straf-Urtheile auf die

durch den tz. 25 der Instruktion vom 5ten August issz
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vorgeschriebene Weise den Beurtheilten erofnen zu lassen ^

mit dem Beyfügen / daß sie zu ihrer Erklärung über die

Annahme oder Weitersziehung derfelben allfällig die

gewöhnlichen 14 Tage Bedenkzeit gemessen könne»/ nach

deren Verstuß dann/ im Fall kein Rekurs erfolgt wäre,
die Urtheil zu vollziehen ist.

2) Jn der Urtheil selbst diefe Eröfnung und das

Refultat derfelben deutlich verbalisiren zu lassen.

Z) Endlich in jedem Fall, fey es daß die Urtheil
rekurrirt worden wäre, oder nicht/ ftlbige der Criminal-
Commißion des Appellations-Gerichts originaliter oder

abschriftlich zur Kenntniß mitzutheilen. Diefe Communi-

kation foll jedoch da nicht statt finden / wo das Gefetz auf
den Fall eine Strafe setzt/ welche die durch den §. ZZ des

Gesetzes vom 15. — 20. Juny isoz bestimmte oberamtliche

absolute Straf-Competenz nicht übersteigt und wo

auch in der Urtheil keine diefe Competenz übersteigende

Strafe verhängt wird.

Sie werden dann gegenwärtiges Schreiben zum Verhalt

in Ihre Mandaten-Bücher einschreiben lassen.

Bern, den 26. Weinmonat isos.

Canzley Bern.
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Erneuerte Schiffahrt-Ordnung
von

Thun nach Bern.

n Betrachtung, daß die dermal bestehenden Ordnun.

gen, ansehend die Schiffahrt von Thun nach Bern, nicht

durchaus auf die gegenwärtigen Zeitumstände passen, mir.
Hin verfchiedene Abänderungen, fo auch einige neue auf
die dermaligen Zeiten anwendbare Zusätze und Bestimmun,

gen unentbehrlich und höchst nöthig geworden sind, so

haben daher um diesen Bedürfnissen und Nothwendigkeiten
so vicl möglich zu steuern nnd abzuhelfen, dic dermalige»

Schiffömeistere der Schiffahrt auf der Aare stch vereint,

get und unter einander mit Genehmigung und auf Gut.
heissen der Hochgeachten Herren des Kleinen Raths des

CantonS Bern, folgende zusammenhangende, zu dcn jetzigen

Verhältnissen dienende Ordnung über sothane Schif.
fahrt festgesetzt und dabey beschlossen, im Fall Gutheißen^
bey diesen aufs neue bestimmten, jedoch größtentheils

aus den alten gezogenen Ordnungs. Punkten und Regeln

unabweichbar und fest zu verbleiben.

1) Sollen vier Bern. Schiffe oder Weidlinge und zu

einem jeden Weidling zwey Meister, hiemit in allem acht

Meister verordnet feyn.

Die dießmaligen Schiffsmeister und Meisterkncchte

sind folgende:

à. Jakob Kunz und Hans Eggen im Thnngschneit.

Meistert,necht: HanS Kunz.
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2. Bendicht und Christen Künzi von Jaberg.

Meisterknecht: HanS Künzi.

Z. Wilhelm Christen von Uttigen und Ferdinand Christ«

von allda.

Mcisterknecht: Jakob Lehmann.

4. Samuel und Christen Ramsener/ ehmals auf dem

Thungfchncit, jctzt aber zu Uttigen.

Meistcrknccht: Hans Namfeyer.

Welche vor dem Hochgeehrten Herrn Obcramtsmann

auf Thun, mit und nebst dem bestellten Schiffsauffcher,
f? dermal ist: Herr Caspar Lohner von Thun, erfcheinen

follen, und nach Ablesung dieser Ordnung geloben werden,
dieselbe in allen Thcilcn pünktlich zu befolgen; nachher

werdcu dann die je wcsendcn SchiffSleute alljährlich "am

gleichen Ort erscheinen, damit denenselben durch Ablesung

gegenwärtige Schiffer-Ordnung in Erinnerung gebracht

wcrde, da dcnn die jeweiligen neuen Meister und Knechte

nach ihrcr Bestellung daö erwähnte Gelübd, gleich den

ältern zu erstatten haben.

2) Sollen diefe Meister zu einem jeden Schiff mit
einem guten und erfahrnen Meisterknecht, nebst noch einem

andern Knecht, also niit vier wackern Männern und sonst

mit allen zur Schiffahrt nöthigen, guten und währschaften

Znstrumenten und behörigem Zeug alle Zeit und bey jedem

Fahrtag wohl verfehen feyn.

Z) Soll keiner weder zu einem Meister noch

Meisterknecht gelangen können, er habe dann fchon wirklich
drey Jahre lang auf der Aare gedient und stch hinlänglich

erfahren gemacht.
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4) Ausser diefen oder künftig jeweilen bestellten nnd

beeidigten acht Meistern, foll es jedermann, ausser

hienach enthaltener Ausnahme, fowohl denen Meisterknech-

ten, als fönst allen anderen, wer ste immer feyn möchten,

hiemit gänzlich verbotten feyn, stch diefer Schiffahrt
einigermassen zu Theil zu machen, bey Strafe der Gefangenschaft

für das erste Mal, denne neben der Gefangenschaft

noch drey Pfund Buße für's zweyte, und für das dritte

und alle künftige Male, fo oft einer stch diefes Vergehens

fchuldig macht, bey Consiskation des Schiffs. Betreffend

die Holz-Lieferanten, fo können diefelben wenn ste ein

Quantum von fünfzig Klaftern haben, solches mit
andern Schiffleuten, die nicht Meister stnd, veraccordi-

ren, im Fall aber die Lieferung nur aus zwanzig u

vierzig Klaftern bestehet, fo gehört der Transport den

ordentlichen Schiffen, um den bisher gewohnten Tax;
und zwar weil die Schiffleute, wegen Mangel an Ziegel-
Waaren, sehr oft stch der ordinari Schiffe dcr Holzfnhr
in dcr Bächimatt bedienen müssen, fo müssen alle obrigkeitlichen

und Handclswaaren ze. fo wie Perfonen, stch dcr

bisherigen vicr Berner - Schiffe auöfchließlich bedienen,
nach altem Herkommen und zwar die KaufmannSwaaren
aus Grund der Zollpflichtigkcit.

6) Und weil man oft mit Bedauern wahrgenommen
und fehen müssen, daß sich die Schiffleute mit Wein fo

fchr übernehmen, daß ste dadurch nicht allein sich selbsten,

sondern noch andere Leute in äusserste Leibs - und Lebens-

Gefahr gefetzt haben, «ls follen die sämtlichen Schiffleute,
alle, fowohl Meister und Meisterknechte, als auch die
Unterknechte, hiermit alles Emsts verwarnt feyn, sich der
Nüchternheit zu Weissen, und vor aller Trunkenheit sich
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getreulich zu hüten/ bey Strafe der Gefangenschaft für
das erste Mal/ und der Einstellung oder gänzlichen Ent-

setzung ihres Dienstes für das andere Mal/ fo der eint

oder andere mit Wein beladen angetroffen würde.

6) Sollen alle die Bern-Weidlinge w alle Wege

gleich groß sey«/ und nemlich haben:

Werkschuh. Zoll.

Jnder Länge/ 50

Vor in der Breite und Höhe / - 3 3.

Hinten in der Breite und Höhe/ 3 6.

Die Wand vor/ - - - 3 6.

Die Wand hinten/ - « - 3 9.

7) Damit aber auch/ zu Vorbeugung aller Gefahr/
die Weidlinge nicht überladen werden/ follen alle neue

Weidlinge durch den bestellten Auffeher/ mit dem dazu

befonders gemachten und hinter einem Hochgeehrten

Herrn Oberamtsmann auf Thun liegenden Zeichen des

Bärs / an beyden Seiten und namentlich vor in der Mitte/
«nd hinten gebrannt «nd gezeichnet / und ihm von jedem

Schiff für feine Mühe ein Pfund bezahlt werde«/ (daß an.

statt der vorigen steben Zölle« Bord/ der Weidling nun
zehn Zölle Bord haben foll/ das ist/ daß die Wand deS

Wcidlings/ von diesem Brandzeichen anzurechnen/ noch

zehen Zölle über und für das Wasser hinaus gehen foll) ;
der Schiffmann auch nicht eher von Thun abzufahren

noch zu Bern auszuladen Gewalt haben folle/ bis die be.

stellten Auffeher die Weidlinge an diefen bevden Orten
besichtiget und gefehen haben werden / ob das Schiff oder

Weidling diefer Ordnung gemäS? oder wic? geladen sey.

Denne auch/ und wann einmal ein von Thun abfahrendes

Schiff/
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Schiff durch den Inspektor visitirt und befunden worden,

daß es feine Ladung bis zu dem aufgedruckten Zeichen

habe / fo follen die Schiffleute nicht mehr befugt feyn,
unterwegs ein mehreres einzuladen, oder falls sie einige

Perfonen einschiffen müßten, dennzumalen alfobald gleich

schwer an Waare ausladen, und bis auf eine andere

Fuhr zurücklassen; damit nnn dem nachgelebt werde,
ist der Inspektor zu Bern befehlchnet, alle in dem Schiff
abgeführten Perfonen, welche der Inspektor zu Thun vor.
her wird ermahnt haben, zu ihrer Sicherheit und JmereU
über das Zeichen aus nicht ein mehreres einschiffen zu
lassen, hierüber ernstlich zu befragen, ob die Schiffleute
Hierwider gehandelt und unterwegs Waare oder Leute ge>

nommen, folglich das Schiff übcr das geordnete Zeichen

geladen? und da folches geschehen würde, sollen die Schiff,
leme, je nach Beschaffenheit des Fehlers zur Strafe ge-

zogen werden.

8) Damit aber auch durch die alten unwährschaften

Weidlinge kein Unglück wiederfahre, follen alle diefe Weid--

linge je von einem halben Jahr zum andern durch den

bestellten Schiffauffcher besichtiget und geschätzt werden,
ob ste annoch gut. währschaft und zuläßig seyen, oder

nicht? Jhm aber fiir seine Mühe von dem Meister deö

WeidlingS fünf Batzen bezahlt werden.

S) Jn Abfahrung der Weidlinge eine gute Ordnung

zu halten md in Rücksicht, daß die Fuhr im Verhältniß

gegen ehemalige Zeiten dermassen geringer ist, daß zwey

Weidlinge an einem Fahrtag die Fuhrungen richtig ma.

chen, fo follen die Schiffmeistcre fchuldig und gehaltcn

seyn, mit dem ersten Weidling um 12 Uhr und mit dem

III- Z5d. P
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zweyten um 12; Uhr abzufahren/ auch foll die bisherige

Uebung und Regel der Kehr halber/ wegen Führung vo»

Perfonen und Waaren für alle vier Schiffe gelten und

ferner befolget werden.

10) Sollen die Schiffleute an gar keinen andern Or-
ten anlanden / laden und abfahre«/ als bey denen Ziegelhütten

und bey der gegenwärtigen Lände obenher dem

SchützcnhauS.

ti) Betreffend dann der Schiffleute geordneten Loh»/

soll ihnen hiefür entrichtet werden/ von einer Perfon

»ier Batzen/ von einem Centner Käs/ Anken oder

anderer Waare/ fo gewogen wird/ zwey und ein
halber Batzen/ was aber unter einem Centner ist/
nach Proportion.

Von einem Saum Wein / - btz. 7 kr. 2.

Won einer Hutten mit Obst zu den

Häufern oder Kellern gewährt/ — 2 —
Won einem Fäßli mit Obst / - — S — 2.

Von einem «. v. Kalb/ Schaf oder

Geiß / - ». - — 2 —

Doch mit Vorbehalt/ daß dann die Metzger nach

bisheriger Gewohnheit für ihre Perfon frey feyen.

Die Lebstfche betreffend / weil diefelben »icht in die

Schiffe geladen / fondern nur angehängt werden / als foll
nach Beschaffenheit mit den Schifflenten traktirt werden.

Von einem leeren Ryff-Faß/ btz. 2 kr. 2.
Von einer Bürde Neiffen/ - —2 —
Vom Sack Kohlen / - — 1 —
Vom Fäßli Gixs/ - —. s



Die Gips-Fäßli svllen aber um diesen Preis daS

jetzt übliche MäS enthalten: der Boden l Schuh, 7 Zoll;
die Längt Z Schuh, s Zoll; für die diefeS Mäs

übersteigenden Fäßlein foll nach Proportion das mehrexe

bezahlt werde«.

Von Tinhundert Burden Ruthen, dem Hrn. Pulver-

Verwalter mehr nicht als ein Thaler.

Den Lohn für die Ziegelwaaren stehe beym Beschluß

hienach tt.

12) ES fo« auch kein Schiffmann, er sey der erste odeö

zweyte, die Waare bis zu feiner Stunde aufhalten und

verschlagen oder heissen verschlagen, sondern wenn M
Morgen Waare übergeben wird, soll der erste Weidling
einladen bis er genug hat und dann zu seiner Stunde
abfahren, alfo auch der zweyte, wenn aber Leute Mit Ge-^

walt zu dem einten oder andern Schiffmann wollten, so

können ste seiner Stunde, welche ihn treffen wird, wartiêw

jedoch daß eS ohne Betrug zugehe und der Schiffmann
seine Stunde wohl observiere, auch stehet solches nur
Personen und nicht Waaren an.

iZ) Die grossen Schiffe von Vitt Rudern follên von
denen ordinari Meistern Und Knechten geführt, und Ge

winn und Verlust auch umer den ordentlichen Meister«

getheilt werden. Mehr foll keiner ohne eines jeweiligen

Hhrn. Oberamtmanns Bewilligung zwifchen den gôordne»

ten Fahrtagen, als Montags, Mittwoche und Samstags /
bey darauf gefetzter Straft, nnt Schiffen abfahren

P 2
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1«) Die dreyrudrigen Schiffe und die Spitz. Schiffe
sollen in dcr Kehr, wie von Alters her/ geführt/ und

dem Inspektor jeweilen angezeigt werden / damit derselbe

davon den gebührenden Zoll beziehen könne.

15) Denen Schiffleuteu soll/ von böfer Confequenz

wegen / nicht zugelassen feyn / in denen Ziegelhütten und

sonsten Waare zu kaufen und dann für sich allein zu

führen, sondern eS soll alle Hümnwaarc in die gemeine

Fuhr gerechnet sey«/ und bleiben; GipS, Steine und

Kalchsteine aber/ mag ein jeder derfelben kaufen oder

zu führen verdinge«/ auch dazu gemeine Waare
laden oder blos führen / nach feinem Belieben / bis er fei-

ncn Weidling zum Zcichcn geladen hat; item an welchem

Fahrtag er will/ doch daß die Stunde abzufahren darin»

beobacht« werdc.

16) Anfchend dann die Fuhr des HausrathS der

Herren Amtömänner und Pfarrherren, fo von ihren Aemtern

und Pfründen auf- oder abziehen/ folle felbige allen

Schiffleuten insgemein zudienen/ alfo daß die Meister

insgesamt/ odcr aber einer in Deren Namen diese Fuhr /
für dermal fcstgefetztcn Lohn empfangen/ wie dann auch

die Verantwortung dcsscn ihnen insgesamt obliegen soll/
masscn hierüber sowohl die beyden Schiff. Inspektoren zu

Bern und Thun der Aufsicht halber/ als auch die samt,

lichen Schiffleute dieser Ordnung statt zu thu»/ an EideS.

statt gelobt und versprochen haben.

17) FernerS mögen die Schifflcute ihre erkauften

Weid - oder Spih-Schiffe mit gemeinen Waaren beladen,

neben ihren ordinari Weidlingcn, wohl an dcn Fahrt«,
gen nach Bern führen, jedoch daß der Gewinnst davon
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theilt/ oder solches demjenigen/ so solche führen würde

für feine Kehr an dcm andern Fahrtag gerechnet und ge-

halten / hiemit in fciner Ordnung fortgerückt werden folle.

IS) Item wann die Schiffleute felbsten/ oder der

eint und andere von ihnen GipS / Kalch / Ziegel te. oder

etwas anders/ was eS immer wäre/ kaufen würden/
follen er oder diefelben folche Waare nicht bis dahin/ daß

die Kehre zu fahren wiederum an ihnen ist/ liegen lasse«/

noch weniger verfchlagen/ fondern fchuldig und pflichtig

feyn/ folche Waare demjenigen / an dem die erste Kehr

zu fahren fem wird/ in Treue zu übergeben.

19) Soll hinkünftig auf Absterben eines Meisters /

den hinterlassenen Seinigen die Schiffahrt noch sechs Mo-

nate lang vergünstiget seyn, dazu die sämtlichen Schiffleute

angelobt haben.

20) Soll gänzlich und allerdings verboten feyn / auf
einem Floß einige Waare / ste fey fo gering als ste wolle/

mitzunehmen/ weil über die Flöße kein Auffeher bestellt

und alfo der fchuldige Zoll von folch mitführender Waare

verfchlagen und entführt wird / bey Strafe nach Bewandtniß

der Sachen.

21) Soll dem jeweiligen Schiff-Auffeher für feiue

Versäumniß und Aufsicht zu feinem Lohn verordnet feyn:
pon all und einem jeden abfahrenden Schiff ein Batzen
von dem Schiffmann zu bezahlen / besag alter Ordnung.

22) Daß in Zukunft keiner der Meister insbesondere

für sich allein/ mit Ausnahme des obrigkeitlichen Holzes/
einige Verdinge zu Führung Holzes, Steinen/ Turben,
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immer wollen, nehmen und veraecordiren solle, sondern

alle daherige Fuhrungen sollen für alle Meister insgemein,

zu gleichen Antheilen geschehen.

2Z) In Betreff des Aaren-Bettes und der daherigen

Bahn, da alljährlich zu gewissen Zeiten Schwellen

gewacht, auch Steine und Grien beyfeitS gethan, uud

andere nöthige Arbeiten verrichtet werden müssen, bey

denen zu diesem Ende angestellten Arbeitstagen aber

verschiedene Meister ausgeblieben sind, und die Schiffahrt
dennoch gebraucht haben, so dass die dießörtigen Beschwerden

denen Fleißigen allein aufgefallen sind, fo folle künftighin,

wenn einer an dem zur nöthigen Bearbeitung und

Räumung fcstgefetzten Tag ausbleiben würde, derfelbe zu

daheriger Bestrafung und Erfctzung, jeden Tags fünfzehn

Batzen bezahlen, endlich sollen diese Arbeiten unter der

Aufsicht zweyer Meister, und zwar dermalen von Christen

Mizi und Peter Schweizer beiverkstelligt werden.

24) Denne sind die jetztmaligen Schiffmeisier «bereits

gekommen, wenn es in Zukunft um die Erwählung eines

MeistcrSzu thun ist, daß ein folcher wenigstens Eintausend

Franken fruchtbares Vermögen besitzen, und
dasselbe glaubwürdig bescheinigen solle, damit man sich wegen

allfälligem Schadens-Ersatz darob erholen könne.

Also ist gegenwärtiges Schiffahrt-Reglement unt«
Vorbehalt Hochobrigkeitlicher Sanktion, versehen mit des

endSvermeldten Not. und Amtschreibers Signatur ausgefertigt

und den Schiffmcistern zur hinkünftigen Richtschnur

zugestellt worden, annoch mit folgendem Anhang,
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betreffend
den Fnbrlohn von den Ziegelhütten-Waaren,
sv hievor beyzusetzen vergesse« worden:

EZ ist nemlich den Schiffmeistern von denen aus den

Ziegelhütten zu Thun bis nach Bern führenden
Ziegelwaaren bestimmt:

Von 100 Dachziegeln oder Kaminsteinen, btz. 4.
Von iedem 100 Befetzblatten odcr Hohlziegel, — 7.

Von einem Fäßlein Kalk, - - - — 6.
' Von 100 Maursteinen, - - - — s.

Was von den Gips- oder Ziegelwaaren unterwegs

ausgelegt wird, foll in der Kehr geführt werden.

Actum diefer nach der Weifung Mrhghrn. der Schwel-

leu-Commißion erfolgten Ausfertigung, den 2. Merz isos.

Friedr. Krebfer,
Not. Amtschreiber zu Thun.

Sanktion.
Ä5ir Schultheiß und Rath des CantonSBern,
thun kund hiemit: Demenach UnS vorgelegt worden, der

gegenwärtige Entwurf eincs erneuerten Schiffahrt-Reglements

von Thun nach Bern unterzeichnet vsn Hrn.
Friedrich Krebfer, Unferm Amtschreiber zu Thun, und

datirt vsm 2ten Merz isos. AlS haben Wir auf vor.
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von Unserer verordneten Schwellen-Commißion erstattete»

Rapport dieses Reglement in allen seinen Thellen
gutgeheissen und genehmigt/ und wollen demselben anmit Unsere

obrigkeitliche Sanktion ertheilt habe«/ mit dem

Beyfügen jedoch/ daß Wir in das Begehren der patentirten

Schiffleute/ zu ausschließlicher Uebertragung der

obrigkeitlichen Stein- Eisen. Schiefer- und Steinkohlen-Fuhre«/

wodurch denn die mit andern Schiffleuten allbereitS beste-

henden Accorde hätten aufgehoben werden müsse«/ nicht

haben cimrcren können; daß aber diefe Fuhren bey

Abgang der gegenwärtigen Besteher oder Aufhebung ihrer
Accorde den patentirten ordinaire Schiffleuten Vorzugs-
weise ertheilt wcrdm sollen / falls, diefelben folche um gleich

billige Preise wie andere Schiffer übernehmen und zur
Zufriedenheit der betreffenden Behörden verrichten werde«.

Jn Kraft diefes Reglements / welches fo lange dauern

foll/ als es Uns belieben und gefallen wird/ ist solches

mit dem Cantons-Jnnsiegel und den Unterschriften UnferS

fürgeliebten Ehrenhaupts und des Rathsschreibers versehen

Wörde«/ iy Ber»/ den 26. Oktober isos.

Der Amts-Schultheiß/

E. F. Freudenreich.

Namens deö Raths,
der Rathsschreiber,

Grub er.
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Verbot
von Privat - Brand - Versicherung^ - Anstalten.

(SieheBd.II., S.32i.u.W6.)

Ä5ir Schultheiß und Rath deö Cautonö Bern,
thun kund hiemit: Demnach Wir aus den Uns vorgelegten

Berichten und authentischen Beweisen entnommen haben,

daß seit einiger Zeit neben der unter obrigkeitlicher Auf,
stcht und Leitung bestehenden Brand-VerstcherungS-An.

statt, welche den brandbefchädigten Partikularen und Ort,
fchaften den vollen Ersatz deö erlittenen schatzungsmäßigen

Schadens an ihren Häusern zusichert, in einigen Gegen,

den des CantonS befondere Privat, Brand,Versicherungen

unternommen und betrieben werden, worunter sich deren

besinden, bey welchen Wohnhäuser, Speicher und Fahr,
haabe ganz willkührlich geschätzt werden und keinerley

Sicherheit noch Garantie für die Assekuranten vorwaltet;

So haben Wir in Betrachtung, daß dergleichen

fehlerhafte Privat - Brand - Assekuranzen für die gemeine Sicherheit

höchst gefährlich werden können, uud daß ste, bey

allfälligen beträchtlichen Brandschäden nicht im Stande

sind, den eingegangenen Verpflichtungen Genüge zu leisten,

aus landesväterlicher Fürsorge für Unfere Cantons. Ange,

hörigen nöthig gefunden, ein Einfehen zu thun, demnach

dann zu

verordnen:
1) Jede Privat-Brand.Assekuranz im Canton Bern,

für Gebäude oder für Fahxhaabe, ift ohne Unfere aus-
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drückliche obrigkeitliche Bewilligung, von nun an ernstlich

untersagt und verboten. Jede dafür eiugegangene

Verpflichtung und Unterschrift/ ist null und nichtig erklärt.

2) Jedermann der stch unterstehen würde/ in eine

solche verbotene Anstalt zu treten/ diefelbe einzurichten/

zu betreiben, Unterschriften dafür zu sammeln oder

Versammlungen zn diesem End zu halten und zu besuchen,

soll zu einer Buße von wenigstens 50 und höchstens Ivo
Franken verfällt werden / wovon die Hälfte dem Verleider

«nter Geheimhaltung feines NamenS/ die andere den Ar,
men des OrtS zukommen foll; wobey Wir Uns eine schär-

fere Ahndung gegen die Anstifter und Theilnehmer eines

folchen Unternehmens je nach den Umständen vorbehalten.

Z) Alle bereits im Canton unternommenen oder

eingerichteten Privat-Brand-Assekuranzen ohne Ausnahme,
ste mögen stch nur auf eine Dorffchaft und Kirchgemeinde

beschränken, oder in mehrere Gemeinden und Amtsbezirke

stch erstrecken, stnd gleichfalls aufgehoben und verboten;
alle daherige Verpflichtuugen nnd Unterschriften stnd null
und nichtig erklärt; die Originale und Verzeichnisse

derselben sollen nebst den Plänen den betreffenden OberamtS-

männern inner 14 Tagen von Dato an zur Vernichtung

zugestellt werden. Diejenigen, welche fortfahren würden,

stch fernerhin auf irgend einige Weife im geringsten
damit zu befassen, stnd der im 2ten Art. verordneten Strafe
unterworfen.

4) Wir befehlen allen Unfern Ober- ünd Unter-Beamten

und Gemeindö-Vorgefetzten, alles Ernsts / daß Sie
auf jedes diefer Verordnung zuwiderlaufende Unternehmen

wachen, und folches fogleich behörigen Orts anzeigen follen.
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6) Hingegen sind unter obigem Verbot nicht begriffen/

diejenigen Verhältnisse/ welche feit vielen Jahren
zwischen einigen Gemeinden im Canton zu gegenseitiger

Hülfleistung bey Feuersbrünsten durch nachbarliche Lie-
beösteuern unter dem Namen Verbrüderungen bestehen,

als welche hiemit ausdrücklich vorbehalten werden.

Gegenwärtige Verordnung soll gedruckt / von Kanzeln

verlefen und an gewohnten Orten angeschlagen werden.

Geben in Bern, den 26. Oktober isos.

Der AmtS-Schultheiß/

von Wattenwyl.
Namens des Raths,

der Staatsschreiber/

T h 0 r m a n n.

Publikation
für Franzosen die der Militair - Conscription

unterworfen sind.

Siehe oben S. 3,)

Anfolg eines von der K. K. französischen Gesandtschaft

an Se. Excell. den Landammann der Schweiz gelangten

Schreibens / betreffend die in Frankreich beschlossene neue

Militair - Conscription / welche auf denjenigen jungen Leuten

erhoben werden soll / die schon in vorigen Jahren dafür

gelooset hatwn, siltd alle jungen / unverheyratheten

Franzosen / welche seit dem Men Herbstmonat 17S5 bis
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zum Jahr 1791 geboren sind, im Fall unverzüglich die

Schweiz zu verlassen, und in ihr betreffendes Departement

nach Frankreich zurückzukehren; ihre besitzende Pässe

und Certificate, selbst diejenigen, welche mit der Legalisation

der französtschen Gesandtschaft in der Schweiz verfehen

wären, werden von derselben ungültig erklärt.

Nach Jnnhalt eines zweyten Schreibens der französischen

Gesandtschaft sind die Söhne aller in der Schweiz

angeftssenen nnd immatrikulirten Franzofen, felbst wenn
sie in der Schweiz geboren wären, fchuldig, ihre Confcrip-
tionspfticht in Frankreich sogleich nach erreichtem

vorgeschriebenen Alter zu erfüllen. Die Versäumniß dieser un-
nachläßlichen Pflicht würdc ste infolg der Erklärung der

Gesandtschaft dem Verlust der Rechte und Vortheile deS

französtschen Bürgerrechts, und der Mittel zur Rückkehr

in ihr Vaterland aussetzen, und überdieß den für ihre
Söhne hierinn verantwortlichen Eltern das Jmmatriku-
lations, Zeugniß durch die Gesandtschaft gezuckt, diefelben

auch zugleich um die gesetzlich bestimmte schwere Buße

nachgesucht werden.

Dieses wird allen im Canton Bern wohnhaften Franzosen

auf Befehl der CantonS-Regierung andurch zum

Verhalt bekannt gemacht, mit der Weifung daß diejenigen

fo Niederlassungs - Erklärungen von der Regierung erhalten

haben, stch innerhalb Monatöftist neue NiederlassungS-

Certificate bey der hiesigen französifchen Gefandtschaft zu

verschaffen haben, indem die gegenwärtig besitzenden nach

Verftuß dieser Zeit von der Negierung als ungültig werden

angesehen werden.

Bern, den 26. Oktober isos.

Canzley Bern.



Beschluß.
Trennung dcr Pfarrey Hasle im Grund in zwey

Pfarreyen Gadmen und Guttannen.

Äer Kleine Rath des CantonS Bern, auf an«

gehörten Rapport deö Kirchen-Raths über die grossen

Schwierigkeiten und felbst die Gefahr, mit welcher die

Abhaltung des Gottesdienstes in den unwegsamen Berg«

thälern der Pfarr «Gemeinde Hasle im Grund verbunden

ist, indem ihr Seelforger ausser der Gemeinde wohnt und

zu derfelben nur auf einer 3 bis 4 Stunden langen, a'uf-

ferst mühefamen, ja oft ganz ungangbaren Strasse gelan«

gen kann, beschließt und

verordnet:
Zur Aufmunterung und zum Trost gedachter Pfarr-

genossen, die stch durch ihre religiösen Gesinnungen aus-

zeichnen, was hienach folget.

1) Die bisherige Pfarrey HaSle im Grund wird in
zwey befondere Pfarr-Gemeinden Guttannen »nd Gadmen

getrennt, deren jede ihren eigenen Pfarrer haben und hin-

fiiro eine eigene Kirchgemeinde ausmachen foll.

2) Das Pfarrgut im Grund wird eingezogen und

zu den Kosten der neuen Einrichtung verwendet.

Z) Die beyden Pfarrer von Gadmen und Guttannen

werden bey diefen Kirchen wohnen allwo jedem an einen
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dazu wählende,, bequemen Platz em Pfarrhaus erbauet

werden foll.

4) Zu diefem Endzweck wird die Negierung aus der

Cantons, Cassa einen Beyfchnß von dreytaufend zweyhun-

dertfünfzig Franken bewilligen; jedoch unter folgenden

Oedingen:

». Daß die Gemeinden Gadmen und Guttannen alle zu

den Pfarrgebäuden nothwendigen Fuhruugen
unentgeldlich übernehmen.

K. Daß die Landfchaft Oberhasle einen ihrer ttmerhal-

tungspfticht an den Pfarrgebäuden angemessenen

Beytrag aus dem Landfchaft-Seckel beysteure.

c. Daß die Landschaft QberhaSle nach der mit dem

Finanz-Rath hierüber zu treffenden Uebereinkunft der

Regierung alljährlich eine gewisse Summe zu Be,
streituug der ihr obliegenden Unterhaltung der Pfarr-
gebäude bezahle, wogegen die Regierung den

Unterhalt der Pfarrgebäude übernehmen und besorgen

wird.

6) Beyde Pfarrer sind ihrer Befoldung halb in dem

allgemeinen Progreßivfystem begriffen. Beyde gemessen

auch das der, Pfarrey Hasle im Grund durch das Dekret

vom I5ten August tsos zugcfprochene Benesteium der

L. 200 Znlage bis ihre Innhaber in die BesolduugS-

Classe der L. 1200 gelanget sind, und der Nichtanrechnung
der Pfarrey uach vierjähriger Bedienung.

6) Die Gemeinde Nessenthal ist in ihrem Verfatzungs-

Begehren der Kirche am Bühl abgewiesen; hingegen wird
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ihr bewilliget, auf einer zu verzeigenden Stelle in ihren

Kosten einen eigene» Todtcnacker einzufristen.

7) Der Gemeinde Guttannen wird eine zu Jnterlacken

stch befindliche ungebrauchte Glocke an Platz der

ihrigen, die in dem unglücklichen Brand von isoz
verloren gegangen ist, überlassen. Sie wird aber diefelbe

in ihren Kosten zu Jnterlacken abholen.

8) Gegenwärtiger Befchluß wird dem Finanz-Nach

zur Exekution und dem Kirchen-Nach zur Wissenfchaft

«nd Verhalt, fo viel ihn betrifft, mitgetheilt.

Geben in Bern, den s. November isos.

Der AmtS-Schnltheiß,

von Wattenwyl.
Namens des Grossen Raths,

der Staatsfchreiber,

T h o r m a. n n.

Privilegium.
Indikation von Feuersbrünsten; Erfinder

Hr. Mäusli.

Ä5ir Schultheiß undRath des Cantons Bern,
thun kund hiemit: Demenach Hcrr Johann Friedrich

MäuSli, Bürger der Stadt Bern und Spithal-Einzieher,
stch bey Uns um Ertheilung eines Privilegiums zu Ver-

ftrtigung und Bekanntmachung des von ihm erfundenen

Indikatoren von FeucrSbrünsten oder Feuerweiferö bewor-
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ben; alö haben Wir auf den Uns von Unserer verordneten

Landes-Oekonomie-Commißion über dieses Ansuchen er-

statteten Bericht, dem Bittsteller in seinem Ansuchen

entsprochen und ertheilen somit gedachtem Herrn Johann

Friedrich Mâusli mit gegenwärtigem auf zwölf Jahre
daS hochobrigkeitliche Privilegium zu ausschließlicher

Ausfertigung und Bekanntmachung dieses von ihm erfundenen

sobenenntcn Feuersbrunst - Indicators.

In Kraft dessen ist gegenwärtiges Privilegium mit
dem CantonS-Jnnstegel und den Unterschriften Unsers

fürgeliebten EhrenhauptS und des NarhsschreiberS versehen

worden; in Bern, den 11. November isos.

Der AmtS-Schultheiß,

von Wattenwyl.
Namens des Naths,

der ROtbcschrcibcr,

G ruber.

Die Notarien allein sind für den Gebrauch des

ihnen vorgefchriebenen Stempelpapiers

verantwortlich.

(Siehe Bd. II., S. i78. S.5, S. t?9.)

Kreisfchreiben
an alle Ober-Aemter.

Äuf die Emfrage des hiestgen Nntergerichts, wie eS ge-

halten seyn solle, wenn ein Notarius zu Testamenten,

Csdizillen nnd Vergabungen anderes als durch das Gesetz

vorge-
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vorgeschriebenes Doppel. Folio, Papier den Bogen zu s
Batzen gebraucht? geben Wir Ihnen die Weisung: daß

vermöge Stempel. Gesetzes vom 22sten May 1805, §. 4,
die Unzuläßigkeit von dergleichen Schriften vor Tribuna-
tien und Behörden und der aus derselben erfolgende Man,
gel an Rechtskraft nur allein auf die ungestempelten Schrif,
ten gefetzt, und die Vorfchrift des §. 5 lediglich eine den

Notarien auferlegte Pflicht fey, deren Beyfeitsfetzung die

Partheyen nicht zu entgelten haben follen. Demzufolge

jst eine folche notarialifche Vergabungs, Schrift, die zwar
auf Stempelpapier, aber nicht auf solchem, das den

Stempel von btz. 5 trägt, ausgefertigt ist, allerdings gül,

tig, der betreffende Notarius aber im Fall der Buße und

diefemnach dem Richter zu verleiden.

Diefe Weifung werden Sie den Amts, und den

Untergerichten mittheilen und in vorkommenden Fälle»
demnach verfahren.

Bern/ den 14. November isos.

Canzley Bern.
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P u bli k a t i o n.

Exekution des Fellenbergifchen Privilegiums

für die Verfertigung verbesserter Ackergeräthe.

(Siehe oben S. 26.)

Äa dem Kleinen Rath angezeigt worden ist, daß in dem

hiestgen Camon diejenigen landwirtschaftlichen Geräth,

schaften, für deren Fabrikation dem Herrn Philipp Ema.

nuel FeUenberg zu Hofwyl, ein auöfchließlicheS obrigkcit.

lichcs/ Privilegium ertheilt worden ist/ dennoch nachgemacht

und verkauft werden, fo hat Hochderfclbe erkcnmund beschlof-

fcn : daß alle und jede Partikularen in hiesigem Camon/ welche

eines der in bcmÄdter Conceßion angeführten Werkzeuge

oder landwirthfchaftlichen Geräthe fabrizieren oder mit

dergleichen handeln follten / im Betrewngsfall mit Consiskation

dcr Gcräthfchaft felbst / zu Handen deö VcrleiderS /
und im Widerhandlungsfall nebst der Confiskation mit

einer Buße von vierzig Schweizer-Franken zu Handen

der Armen deS Orts richterlich follen bestraft werden /

welches anmit zu jedermanns Kenntniß bekannt gemacht

wird.

Bern / den 2S. November isos.

Canzley Bern.
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Protokollirung
aller verhängten Gefäugniß- und Polizey-

Strafen.

K r e i s s ch r e i b e n

an alle Ober. Aemter.

Nachdem Wir verschiedentlich Anlaß gehabt zu bemer.

ten/ daß mehrere Hhrn. Oberamtsmänner die von ihnen
verhängten Gefangenschafts, und andere Strafen nicht
in den Protokollen verzeichnen lasse«/ aus welcher Unre.
gelmäßigkeit verschiedene Nachtheile entspringen / so erhal.
ten Sie andurch gleich allen übrigen Hhrn. OberamtSmän.

nern den Auftrag/ alle und jede von ihnen verhängte Po,
lizey,Strafe«/ nebst derfelben Veranlassung behörig sc!

xrutomiium nehmen zu lasse«/ damit in vorkommenden

Fällen nachgefchlagen werden könne.

Bern/ den 9. Dezember isos.

Canzley Bern.

Q 2
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Verordnung.
Aufenthalt von Franzofen im Land.

Immatriculations - Scheine.

(Siehe Bd. I., S- 2Zi.)

Äöir Schultheiß und Rath de S Canton S Bern,
thun kund hiemit: Daß Wir nach Ansicht des Zusatzes,

welchen die K. K. französische Gesandtschaft den neuen

Jmmatrikulations. Scheinen für die französifcheu

Angehörigen, in Betreff der Militair-Conscription beygefügt

hat, und der daraufhin verhängten Erneuerung aller dieser

Jmmatrikulations-Scheine und dcr darauf gegründeten

hierfeitigen Niederlassungs-Erklärungen, nöthig befunden

haben, zu Sichersiellung fowohl des Staats als der

betreffenden Gemeinden anmit in Abänderung des 4 der

Verordnung vom Ilten Jenner is«4 zu

verordne n:
1) Alle Angehörige des französifchen Reichs, die in

Kraft behörig ausgestellter Niederlassungs-Erklärungen in
hiesigem Canton angefessen sind, oder stch in Zukunft
daftlbst ansiedeln werden, stnd gehalten, sich alljährlich auf
den isten Januar bey UnS um Vistrung diefer Erklär««-

gen anzumelden, bey Strafe der Ungültigkeit derselben.

2) Zu diesem Ende sollen ste Unserer StaatS-Canzlcy,
nebst der Niederlassungs - Erklärung selbst, ein von dem
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betreffenden Oberamt kegalisirteS Zeugniß der Gemeinde

ihres Aufenthalts-Orts einlege« / ob sie verheyrachet/ und

daß ihnen im Laufe des JahrS feit der Ertheilung odcr

letzten Visirung ihrer Erklärungen/ keine Kinder geboren

worden feye»/ oder aber ein Zeugniß der K. K. franzö.

Men Gefandtfchaft/ daß diefe Kinder dafelbst als fran-
zöstfche Angehörige anerkennt und einregistrirt worden seyen.

Z) Ohne die eint oder andere diefer Bescheinigungen

soll keine Niederlassungs-Erklärung visirt/ sondern fomit

als ungültig angesehen / und die betreffende Gemeinde für
den fernern Aufenthalt des ehemaligen InnhaberS derfel-.

ben verantwortlich gemacht werden.

4) Gegenwärtige Verordnung soll gedruckt, von Kanzeln

angezeigt, und an gewohnten Orten angeschlagen,

werden.

Geben in Bern/ den 12. Dezember isos.

Der AmtS-Schultheiß,

von Wattenwyl.
Namens des Raths,

der Rathsschreiber,

G rub er.
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Publikation.
Hausier - Patenten.

Ausfertigung dem Verhörrichter-Amt überlassen.

(Siehe Bd. I., S. 3Zt.§. 3, S. 352.)

Äöir-Schultheiß und Rath des CantonS Bern,
thun kund hiemit: Daß Wir, in der Absicht, die nöthige

Polizey-Aufsicht über die Hausierer zu erleichtern, nöthig

gefunden haben, zu

verordnen:
1) Die Ausfertigung der Hausier-Patenten, welche

durch den tz. Z der Hausier-Ordnung vom 27sten April
18«4 dem Commerzien-Rath aufgetragen worden ist, wird
demselben hierdurch abgenommen.

2) Die Ausfertigung diefer Patenten wird von nu»

an dem Verhörrichter als Central-Polizey-Behörde
übertragen.

Z) Gegenwärtige Publikation foll öffentlich angefchla«

ge» und in die Sammlung der Gefetze und Dekrete

aufgenommen werden.

Geben in Bern, den 14. Dezember 1808.

Der AmtS-Schultheiß,

von Wattenwyl.
Namens des Raths,

der Rathsschreiber,

Gruber.
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Gesetz
zu Erläuterung des Stempelgesetzes in Bezug

auf die Testamente.

(Siehe Bd. II., S- t78, u. oben S. 232.)

Wir Schultheiß Klein und Grosse Räthe deS

Cantons Bern, thun kund hiemit: Daß Wir aus

gehabtem Anlaß' UnS bewogen gefunden, die Vorschriften

des Gesetzes über den Stempel vom 22sten May 1S05 so

viel sie die Testamente betreffen, zu erläutern, und demnach

zu

verordnen:
1) Jn Schrift verfaßte Testamente und testamentliche

Verordnungen sollen, wenn ste schon nicht auf Stempel,

papier geschrieben stnd, dennoch der ihnen übrigens

zukommenden Beweis-Kraft geniessen, und dürfen fowohl

von den Untergerichten homologirt als aber von den Be-

Hörden in und äusser dem Rechten an- und abgenommen

werden.

2) Die Unterlassung des Gebrauchs des Stempels

zu folchen Verhandlungen hingegen foll mit einer Buße

die nicht unter den zehnfachen Werth des Stempels fallen,

und biö auf L. loo ansteigen kann, belegt feyn, welche

bey felbst geschriebenen Testamenten aus dem Nachlaß des

Testators, bey notarialisch errichteten Testamenten aber

von dem Notarius der ein solches Testament verschrieben,

und im Fall derselbe verstorben oder rechtlich tod wäre, ebenfalls

von der Erbschaft des Verstorbenen zn bezahlen ist.
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Z) Alle Untergerichte so wie alle Behörden, denen

testamentliche Verhandlungen auf ungestempeltem Papier

oder notarialifche Stipulationen, die nicht auf behörigem

Stempelpapier ausgefertiget wären, vorgelegt werden/

sind gehalten, darüber dem evmpetirlichen Richter die

Anzeige zu thu».

Geben i» Unferer Grossen Raths-Versammlung,
in Bern, den 19. Dezember isos.

Der Amts. Schultheiß,

von Wattenwyl.
Namens des Grosse» Raths,

der Staatsschreiber,

T h o,r m a n «.

Verordnung.
Theilung der Landfassen mit Aargau und Waadt;

Ausfertigung neuer Corporations- Scheine.

ÄöirSchnltheiß und Rath des CantonS Bern,
thun kund hiemit: Daß Wir, »ach geschehener Theilung
dcr Landfassen. Corporation mit den Löbl. Mtßände»
Waadt und Aargau die Nothwendigkeit erfehen, alle die

von. Unserer Landsasse»,Kammer bis heute ausgestellten



Corporations-Scheine, wieder einzuziehen, um dagegen

einerseits, denen Landsassen die in der Theilung Unserm

Camon verbleiben, neue Corporations- Scheine, und

anderseits denjenigen die den Löbl. Mitftänden Waadt und

Aargau zugefallen sind, Theilungs-Extrakten ausfertige»

zu lassen. Als auch um Kenntniß aller sich im Canton

aufhaltenden Landfassen zu erlangen, fo haben Wir fol«

gendeS zu verordnen für gut befunden, wie Wir dann

verordnen:
1) Da infolg des isten §. des Gesetzes vom Men May

1804, alle Heymath-Scheine von hauöhäblich niedergelassenen

Hintersassen, hinter den Gemeinde-Räthen liegen

sollen, so werden hiemit die Vorgefetzten jeder Gemeinde

UnferS CamonS aufgefordert, die Himer denselben

niedergelegten Corporations-Scheine, von allen in ihrer
Gemeinde hauöhäblichen, verkostgeldeten oder sonst befindlichen

Landsassen, bis den isten Merz 1809 öem OberamtSmän»

des Orts einzugeben.

2) Der OberamtSmän« wird denfelben eine gedruckte

Quittung für die empfangenen Corporations-Scheine
zustellen, welche hinter der Gemeinde, bis zur Auswechslung

bemeldter Scheine liegen foll.

3) Um aber auch zugleich eine genaue Kenntniß von

allen sich im Canton besindlichen Laudfassen, Landsaßinnen

und Landsassen-Kindern zu erlangen, so werden die

GemeindS - Vorgesetzten den beykommenden Etat in allen

feinen Theilen, auf daö genaueste nach bem Modell
ausfüllen, und folchen umerfchrieben, innerhalb der im iste»

§. bestimmten Zeitfrist, mit den dazu gehörigen Beylagen
auch dem Oberamtsmann des OrtS eingeben.
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4) Zu diesem End werden alle, der Landsassen.

Corporation Angehörigen, ernstlich aufgefordert, den Borge,
fetzten der Gemeinde hinter welcher ste stch würklich auf.

halten/ uachstehende Aktenstücke zu Unfern Handen
ungesäumt zu üb/rliefern; als:

s. Die allenfalls noch in Handen habenden oder hinter

ihren Meistern, Lehr- oder Kostmeistern besindlichen

Corporations - Scheine.

K. Die Copulations. Scheine aller Ehen die feit dem

isten Jenner 1798 errichtet worden stnd, und.

L. Die Tauf-Scheine aller feit dem isten Jenner 179S

erzeugten Kinder, eö feyen eheliche oder uneheliche.

5) ES follen auch die Landfassen / nemlich:

1. Ein Hausvater oder eine Wittwe mit ihren ledigen

Kindern unter 20 Jahren.

2. Die Kinder über 20 Jahre sie mögen sich bey den

Eltern aufhalten oder nicht/ und

Z. Alle einzelne Perfonen/ Dienstboten/ Handwerker

und Wayfen.

Welche von Unferer Kammer noch keine Corporations.

Scheine erhalten hätten / folches den Vorgefetzten der Ge.

meinde anbringen/ damit ihr Begehren auf den Etat gefetzt

werden könne/ indem

6) Wir/ vom isten Merz 1509 an/ alle vor diefem Datum

ausgefertigte Landfassen-Corporations-Scheine als

ungültig erklären, und nur diejenigen für Landfassen

anerkennen/ die mit neuen / feit dem 2ten Merz 1S09 von
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Unserer Landsassen-Kammer ànKgcstellten CorporatioNs-

Scheinen versehen seyn werden. Wornach sich sowohl die

Gemeinden des CantonS als die Landsassen selbsten zu richten

und vor Schaden zu hüten haben.

Gegenwärtige Verordnung soll gedruckt/ öffentlich

bekannt gemacht / an gewohnten Orten angeschlagen und

in jeder Gemeinde publizirt werden.

Geben Bern/ den 20. Dezember 1805.

Der Amts.Schultheiß/

von Wattenwyl.
Namens des RathS/

der Rathsschreiber/

Gruber.

Besorgung
der Pässe durch das Verhörrichter-Amt.

(Siehe Bd. I., S. M und hievor S. t6i.)

Kreisschreiben
an alle Ober-Aemter.

Äuf den geäusserten Wunsch der hiesigen Stadt-Polizey-
Commißion / haben Wir derfelben die in der Verordnung

vom Ilten Juny 1804/ tz. 10. und Unferm Cireularfchrei-
ben vom löten Merz 180S^ tz. 1. vorgefchriebene Visirung
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Ser Reisepässe in der Hauptstadt und Ertheilung neuer

Pässe an Fremde, abgenommen, und diese Verrichtungen,

„ebst der damit verbundenen Aufsicht über die Fremden,
vom isten Jenner künftigen JahrS an Unferm Berhörrichter

übertragen.

Dessen Wir Sie anmit zu behöriger Wissenschaft

und Anerkennung des Verhörrichters in diefen feinen neuen

Verrichtungen benachrichtigen.

Bern, den 2Z. Dezember isos.

Canzley Bern^
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Dekret.
Bestätigung der Gerichtsstatthalter und

Amtsweibel.

(Siehe Bd. II., S. 333.)

Äer Kleine Rath deö Cantons Bern, nachdem

Er in Betrachtung gezogen/ daß die durch das Gesetz zu

Einführung der untergeordneten Behörden vom 20sten

Junius 180Z aufgestellten Gerichtsstatthalter und AmtS,

weibel/ gleich wie folches mit den meisten Civil,Beamten
der Fall ist/ einer ordentlichen jährlichen Bestätigung

unterworfen werden follten/ als hat derfelbe/ in Erweiterung

des BefatzungS, und Bestätigungs.Reglements vom

ZOsten May 1806 befchlossen und verordnet/ was hienach

folgt/ wie Er denn

Verordnet:
1) Sämtliche Gerichtsstatthalter und alle Amtsweibel

stnd einer ordentlichen jährlichen Bestätigung unterworfen.

2) Die daherige Cenfur, fo wie die Bestätigung felbst/

wird dem Staats, Rath überlassen; alldieweil hingegen

derselbe über diejenigen dieser Beamten uud Angestellten,
die er nicht bestätige« / sondern ihrer Steven entlassen

möchte / Rapport erstatten wird.

Z) Zu dem Ende wird der Staats. Rath im Lauft
des Monats September allen OberamtSmännern, ihren

pflichtmäßigen Bericht über die Geschäftsführung/ die
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Mchtöerfülllmg und die allfällige Bestätigung diefer

Beamten und Angestellten abfordern.

4) Ueber sämtliche diefe Beamten und Angestellten

wird der Staats-Rath in einer Sitzung des Monats

Oktober das ihm übertragene Cenfurrecht ausüben, mithin

diejenigen derfelben wieder für ein Jahr lang bestätigen,

die er dessen für würdig hält, über die übrigen aber,

auf dcn isten Montag im Monat November als dem

gesetzlichen allgemeinen Bestätigungs-Tage, dem Kleinen

Rache unter Anführung der Gründe, um welcher Willen

auf Nichtbestätigung und Rückberufung angetragen wird,
schriftlichen Rapport erstatten.

5) Auf den daherigen Vortrag des Staats-Rathes
wird der Name eines jeden Angestellten, auf dessen

Nichtbestätigung angetragen wird, auf die Drucke geschlagen,

und es wird ohne einiges Opiniren um seine Bestätigung
ballotirt.

6) Wenn dann ein folcher Beamter und Angestellter,

gegen den Antrag des Staats - Raths, bestätiget wird,
fo ist weiter nichtö zu verfügen, als was etwa
ausserordentlicher Weife erkennt werden möchte. Wenn hingegen
aber diefelben nicht bestätigt, fondern von ihren Stellen
abgerufen werden, fo hat ihre Entlassung auf der Stelle
Platz.

7) Für die ledig erkannten Amtsweibelstellen, foll
dem Staats-Rath aufgetragen werden, den betreffenden

Oberamtsmännern die gefetzlichen Wahlvorschlage
abzufordern, und ftlbige dem Kleinen Rathe auf den zweyten

Msntag im Monat Ienner als dem zu WiedexbefaHung
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der AmtsrichtersteUen durch das Dekret vom I6tett
November 1807 angesetzten Tage, vorzulegen.

8) Betrifft hingegen die Nichtbestätigung einen

Gerichtsstatthalter/ so ist die Verledigung einer solchen Sttlle
dem betreffenden OberamtSmann mit dem Auftrage bekannt

zu machen/ diefelbe nach habender Compttenz/ auf gesetz-

liche Weife / anders zu befetzen.

Gegenwärtiges Dekret soll dem Staats-Rathe zur

genauen Befolgung mitgetheilt/ und der Sammlung der

Gefetze und Dekrete beygefügt werden.

Geben Bern,, den is. Jenner 1809.

Der AmtS-Schultheiß/
C. F. Freudenreich.

Namens des Raths,
der Staatsschreibcr,

T h o r m a n u.

Verordnung.
Verbot der Baselschen Scheidemünzen.

(Siehe Bd. I. - S. i4Z. Bd. ll. S- l4l,)

Wir Schultheiß und Rath des CantonS Bern,
thun kund hiemit: Daß durch die öffentlichen Blätter
diejenige Verordnung deö Löbl. Standes Basel vom isten

Fehr. tsss zu Unserer Kenntniß gelangt ist; durch welche
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alle im vorige« Jahrhundert geschlagenen Basel-Scheidemünzen

verrufen und ausser KurS gesetzt werden, und

welche demnach zu jedermanns Warnung andurch bekannt

gemacht wird.

„Wir Bürgermeister und Rath des Ca»,
»tonS Bafel, Urkunden hiemit: Daß, nachdem Wir
z,in Betrachtung gezogen haben, daß weitaus der grössere

„Theil Unferer Scheidemünze, fo im Laufe des vorigen

«Jahrhunderts ausgemünzt worden, dermassen verblichen

«und abgenutzt fey, daß kein Gexräg mehr darauf zu

fehen, und daher nothwendig werde, alle diefe Münze

»aus der Cirkulation zu ziehen und durch andere ersitzen

»zu lassen, haben, nach reifer Erdaurung, folgendes zu

«verordnen angemessen erachtet:«

„1) Alle in dem vorigen Jahrhundert gefchlagene

Bafel-Scheidemünze, das ist, Dreydaben., Batzen-,
.,und halbe Batzenstücke, eS mag auf denfelben noch

«ein Gcpräg zu fehen feyn oder nicht, ist von heute an

» gänzlich verrufen und ausser Kurs gefetzt, und zwar fo,

„daß folche nicht nur an keiner öffentlichen Casse mehr

anngenommen werden foll, fondern niemand an irgend eine

„Zahlung gegeben werden kann."

„ 2) Diejenigen Unserer Bürger und Einwohner,
«welche dato im Besitze diefer Scheidemünze sind, können

» folche auf dem Rathhaufe in dem vordern Stock auStau-

fchen, allwo ihnen für zehn folcher Batzen neun in gang-
„barem Gelde werden entrichtet werden."

»3) Zu diefer Auswechslung werden von dato an

„vier Wochen Zeit anberaumt, und jedermann aufgefor¬

dert,
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„dert, ihre Bafel-Scheidemünze innerhalb diesem Termin

„einzuliefern, massen nach dessen Verfluß diefelbe nicht

„mehr um diefen Aufwechfel würde angenommen werden/'

Bafel, den i. Hornung iso9.

Canzley des Cantons Basel.

Da nun durch Unfere Verordnung vom 6ten Merz

1805. tz. 3 unter der Benennung derjenigen Scheidemünzen,

welche das Gepräge von einem der neunzehn Cantone

oder dcr helvetischen Republik tragen, die Basleri-
fchey Scheidemünzen ohne Ausnahme anerkannt sind, fo

haben Wir infolge dessen als Ausnahme von diefer

Anerkennung befchlossen und

verordnet:
1) Alle bis zum Jahre 180Z gefchlagenen

Scheidemünzendes Cantons Bafel, als Dreyb atzen-, Batzen»
und halbe Batzensiücke, felbst wenn das Gepräge

darauf noch vollkommen sichtbar ist, sind von den! Zeit,
punkt der Bekanntmachung dieser Verordnung an, in
Unserm Camon ausser Kurs gesetzt und verboten.

2) Gegenwärtige Verordnung foll zu jedermanns

Verhalt gedruckt, öffentlich bekannt gemacht und an

gewohnten Omn angeschlagen werden.

Bern, den 17. Februar isos.

Der AmtS-Schultheiß,

C. F. Freudenreich,
Namens des Raths,

der StaatSschreiber,

Thsv M a tt fl.
III. Bd. R
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Verordnung.
Aufsicht über Privat-Erziehungs-Anstalten.

8öir Schultheiß und Rath des CantonSBern/
thun kund hiemit: Demnach zum Besten des Erziehung^
Wesens unumgänglich erfordert wird / daß aller von Pri-
vatpersonen zn Stadt und Land unternommene Unterricht

und Erziehung der Jugend der Aufstcht einer destimmten

Behörde unterworfen fey, fo haben Wir auf den Vortrag
Unfers Kirchen-RathS nachstehende Verordnung zn machen

nöthig befunden, wie Wir denn

verordnet;:
1) Alle jetzt im Camon Bern vorhandenen oder noch

künftig entstehenden Privat-Unterrichts- und Erziehungsanstalten

werden von Publikation gegenwärtiger Verordnung

hinweg / der bey hienach verzeigten Behörden anzusuchenden

Bewilligung unterworfen. Ohne eine folche Bewilligung

ist jede Unterrichts - und Erziehungsanstalt im Canton

ausdrücklich unterfagt und verboten.

2) Unter Privat-Unterrichts- und ErziehungSanstal-

ten stnd verstanden:

». Jede Vereinigung von Kindern oder jungen Leuten /

von Knaben oder von Mädchen, aus verfchiedenen

Familien unter einen gemeinschaftlichen Lehrer oder

Lehrerin / welche dafür von keiner Behörde / fondern

von den Eltern oder Vormündern der Kinder bestellt

und bezahlt werde».



Hitritt ist auch begriffe» der Unterricht, der in
einzelnen Fächern von Künsten oder Wissenschafte»

blos Stundenweise ertheilt wird.

Hingegen gehört nicht dazu der Unterricht, den

ein Vater feinen Kindern im elterlichen Haufe vo»

einem oder mehreren Lehrern geben läßt.

b. Alle Pensionsattstalten, wo Knaben oder Mädchen

von Privatpersonen um eine für Kost und Unter«

richt von ihnen bestimmte monatliche oder jährliche

Summe in ihre Wohnung auf gewisse Zeit
aufgenommen werden.

Z) Jeder der gcsinnet ist, eine unter obiger Bestini-

mung begriffene Unterrichts- oder Erziehungsanstalt zu

errichten, oder auch in einzelnen Fächern vsn Künsten

und Wissenschaften einigen in obigen tz§. enthaltenen

Unterricht zu geben, foll, wenn er nicht bereits ein hier
angestellter, öffentlicher Lehrer ist, bey nachbestimmten

Behörden um die Bewilligung dazu uachfuchen.

4) Die Bewilligung für alle folche Unterrichts- oder

Erziehungsanstalten foll nachgesucht, und ausser dem Stempel

unentgeldlich ertheilt werden:

In der Hauptstadt und deren Bezirk bey dem

Stadt-Rath oder der von demselben verordneten

Behörde, welche denn jede ertheilte oder zurückgezo-

gene Bewilligung Unferm Kirchen - Rath zur
Genehmigung anzeigen wird.

Auf dem Land dann bey dem Schül-Commissarius

des Bezirks, und der in Schulsachen verordneten

Behörde, wo deren stch befinden, welche jedes-

R S
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mal eine solche ertheilte Bewilligung dem OberamtSmann

des Bezirks zustellen, dieser dann dieselbe

mit seinen Bemerkungen begleitet dem Kirchen.Naty

znr Bestätigung übersenden wird.

6) Ueber alle Lehranstalten, und Lehrer, welche diese

Verordnung beschlägt, wird der Kirchen-Rath eine

genaue Controlle halten, und UNS im Anfang jeden JahrS
darüber Bericht erstatten.

6) ES foll über bemeldte Anstalten fowohl in Rücksicht

auf Ordnung und Disciplin, als auf den darin

ertheilten Unterricht mit besonderer Rücksicht auf Religion,
gute Sitten uud den der Jugend einzuprägenden Gehorsam

gegen die Obrigkeit, eine genaue Oberaufsicht statt

haben.

7) Dicsc Aufsicht ist hiemit übertragen:

In der Hauptstadt und deren Bezirk an den Stadt-
Rath odcr an die von demselben bestellte und von

ihm dafür mit zweckmäßigen Instruktionen verse

hcne Behörde.

Ausser der Hauptstadt und deren Bezirk ist diefe Aufsicht

zunächst dem Pfarrer des Orts in Verbindung
mit den für Schulsachen bestellten Behörden, wo
deren stch vorfinden, übertragen, welche ihre allfällige

Anzeige dem Schul-Commissarius deö Bezirks
und diefer letztere bey dem betreffenden Oberamcs-

mann anzubringen hat. Unsere Oberamtsmänner
werdcn eine solche Anzeige mit ihrem Bericht
Unserem Kirchen-Nath übcrmachen, welcher denn darü-
ber das Angemessene verfügen oder nach Wichtigkeit
dcr Sachc dieselbe Unö vortragen wird.
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«) Da die gegenwärtige Verordnung das Beste des

Wziehungswefens bezweckt/ so stnd die Eltern und Lehrer/
die eine solche Unterrichts - oder Penstonsanstalt zu errichten

gestnnet stnd / überhaupt / und insbesonders, wenn ste

die Anzeige bey der Behörde / von welcher die Bewilligung
abhängt/ vernachläßigen würden/ für jede daherige unbc.

liebige Folge verantwortlich / und wird auf den Fall dcr

Widerhandlung eine Strafe von L. 5« bis 100/ und nach

den Umstanden Aufhebung dcr Anstalt und Fortweisung
der Lehrer/ die die vorgeschriebene Bewilligung nicht ge.

sucht und erhalten habe»/ bestimmt/ worüber Unsere Ober«

amtsmänncr in erster Instanz «ub KeneKcio recmsus a»

UnS abzusprechen haben.

Gegenwärtige Verordnung soll gedruckt/ öffentlich

angeschlagen/ mit dem Wochenblatt ausgetheilt/ und inSbe-

sonderS jedem Pfarrer zu feinem Verhalt mitgetheilt werdcn.

Geben Bern,, den 17. Februar is«9.

Der Am?S-Schultheiß/

C. F. Freudenreich.
iNomenS des Raths/

der StMöschreiber/

T h o r m a » n.



Verordnung
für die

Zünfte des Cantons Bern,
wegen

Ausübung des Cenfurrechts,
über die

Mitglieder des Grossen Raths.

(Siehe Bö. I., G. bis 32.. Bd.Il., S.12S
und oben S. ^iS.)

Wir Schultheiß Uttd Rath des Cantons Bern,
thun kund hiemit; Demnach die gegenwärtige Verfassung

UnferS CantonS vorfchreibt, daß die in dem Grossen Rathe

A Verledigung gerathenen Stellen, welche von den Zü'nf-

ten unmittelbar befetzt werden, alle zwey Jahre wieder

von denfelben ergänzt werden follen und daß alle zwey

Jahre auf Ostern eine Cemur über die Mitglieder des

Grossen Rathes vorzunehmen fey; als haben Wir zuBe-
werkstelligung dcö einen wie des andern für dieses

gegenwärtige Jahr beschlossen und erkennt, was hienach folget,
wie Wir denn

verordnen:
t) Die laut Verordnung vom tNcn Merz 1«03

gemachte Eintheilung des Cantons in Bezirke und Zünfte,
ist beybehalten, und die darin angezeigten Hauptorte der

Zünfte als, folche bestätiget..
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2) Alle in den wirklich stehenden Zunftregistern

aufgezeichneten noch lebenden Mitglieder einer Zunft bleiben

Mitglieder derfelben, wenn fie nicht nach dcr Bestimmung

des §. 7 Nro. Z dcr Verordnung vom Nten Merz isoz
durch feither veränderte Umstände davon ausgefchlossen

sind. Jedoch foll jedem, der feit feiner ersten Eintheilung
in eine Zunft seinen Wohnst!) verändert hätte, frcygcstcllt

seyn, gegen einen von dem betreffenden OberamtSmann

legalismen Schein des Zunftmeisters und ZunftschreiberS

seiner bisherigen Zunft, daß er stch auf dieser Zunft habe

durchstreichen lassen, stch in feinem gegenwärtigen Wohnort

zur Aufnahme in diefe Zunft anzumelden, die dann

auch gehalten feyn foll denfelben anzunehmen, wofern

er die gefetzlichen Erfordernisse erfüllen wird.

Z) Von den verfchiedenen Zunftbeamten werden bloß

die drey Zunftmeistcrstellen, fo wie die Stelle eines Zunft-
schreibers nnd die eines ZunftweibelS für eine jede Zunft
beybehalten, alldieweil hingegen die beyden Zunftauffeh
erstellen von nun an als überstüßig aufgehoben werden und

fomit eingehen follen.

-i) Alle bis jetzt angestellten Zunftmeister, Zunftfchrei-
ber und Zunftweibel werden fämtlich dicfcr ihrer Stellen
entlassen und ste follen künftighin nicht auf eine Dauer

von mehreren Jahren, sondern jeweilen nur für diejenigen

Zunftverhandlungen erwählt werden, die zufolge einer

befondern Verordnung vor stch gehen follen; doch stnd

die vorhin angestellt gewesenen stetS wieder wählbar.

5) Die Stellen werden besetzt wie folgt:

». Die Zunftmeister werden von der Regierung aus der

Zahl der Zunftgenossen besetzt;
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b. Der Zunftschreiber und Zunftweibel wird von den

drey Zunftmeistern ernennt, wobey der erste wo

möglich aus der Zahl der geschwornen Notarien

gewählt werden soll.

I. Ergänzung der Zunftregister.

6) Die Ergänzung der Zunftregister wird in Gegenwart

der Zunftmeister vorgenommen und gefchieht auf den

Zünften der vier Bezirke Oberland Landgericht, Emmen,

thal und Seeland an folgenden drey Tagen, als: am

Montag, Dienstag, «nd Mitwoch nach Ostern an dem

Hauptorte oder dem EinftyreibungSorte der Zunft, wie

solches von den Zunftmeistern auf den dazu erhaltenen

oberamtlichen Befehl von Kanzel wird bekannt gemacht

werden. Im Bezirk Bern dann wird diefe Ergänzung

am zweyten Montag, Dienstag und Mitwoch nach Ostern

statt haben.

7) Mit dem letzten diefer Tage werden die

Zunftregister geschlossen, und wer stch erst fpäter anmeldet,

kann, der Verfäumnißgrund mag feyn welcher er will,
Nicht mehr als Znnftgenosse angenommen und aufgeschrieben

werden.

8) Die berichtigten Zunftregister werden in zwey

gleichlautenden, von den fämtlichen Zunftmeistern und dem

Zunftfchreiber unterfchriebencn Doppeln ausgefertiget.

t. Berichtigung der alten Register.

9) Alle wirklichen Zunftglicder von welchen die vor.

handenen Angaben nicht richtig feyn, oder auch stch

verändert haben mochten, stnd aufgefordert, ihren Zunftmei-
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stern an einem der angezeigten Tage ihr Geburtsjahr
anzugeben / und dann auch anzuzeigen was ste jetzt im Canton

an Grund.Eigenthum (Häusern/ Gütern/ Bergen/

Waldungen) besttzen? mit Anzeige deö Jucharten-HaltS
und des Werths derselben nach Kauf und Lauf.

10) So viel ste den Zunftmeistern bekannt feyn mö.

ge«/ werden ste die verstorbenen Zunftglieder/ fo wie

diejenigen/ die nach der Verordnung vom I4ten Merz

1803 oder andern seitherigen Verfügungen der Regierung/

ihre Zunftfähigkeit verloren haben / auf den Zunftregistern

ausstreichen.

2. Neue Einfchreibungm.

11) Wer noch nicht ein Mitglied derjenigen Zunft
ist, in welcher er stch anfäßig befindet/ und nach der

Verordnung vom I4ten Merz 1803 im Fall ist, zn

einem Zunftmitgliede angenommen zu werden/ wird auf,
gefordert/ stch um die Aufzeichnung in die Zunftregister

zu melde«/ da dann Unfere Oberamtsmänner angewiesen

werden/ genau darauf zu achten/ daß alle diejenigen/
welche im Fall der Einfchreibung stch befinde«/ auch

wirklich eingeschrieben werden.

s. Im Bezirk Bern.

12) Zur Ausschreibung der stch für den Bezirk Bern
anmeldenden Perfonen / fo wie zur Vertheilung derfelben

auf die 13 Zünfte diefes Bezirks / wird der Stadt-Rath
von Bern eine Commißion ernennen/ welche stch ebenfalls

an den angezeigten Tagen, als nemlich den zweyten

Montag, Dienstag und Mitwoch nach Ostern versammeln/

den Ort und die Zeit ihrer Sitzungen aber durch den

Druck bekannt machen wird.
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IZ) Diese Commißion wird aber schon vor diesem

Zeitpunkt zusammentreten und sich vor allem aus das

Verzeichniß aller noch lebenden und ihres ZunftrechtS nicht

gesetzlich oder durch seitherige Verfügungen verlustig
gewordenen Zunftgenossen vorlegen lassen, um daraus die

Stärke aller Zünfte abzunehmen, und zwar fowohl in
Beziehung auf diejenigen ihrer Mitglieder, welche zugleich

Burger der Stadt Bern stnd, als auch auf diejenigen,
welche es nicht sind.

14) Mch diefen Verzeichnissen wird sie bestimmen,
wie viel neue Zunftgenossen von diefer und jener Classe

für jede Zunft erforderlich feyen, um alle Zünfte auf die

gleiche Anzahl von Zunftgenossen zu bringen, als diejenige

hat, welche deren am meisten zählt.

15) So viel Plätze nun auf einer jeden Zunft von

diefer oder jener Classe fehlen; fo viel befondere Zedel,
mit dem Name diefer Zunft, werden, was die Burger der

Stadt betrifft, in einen befondern, und was die Nichtburger

betrifft, wieder in einen befondern Sack gethan, und

so wie nu» Burger oder Nichtburger stch um die Verzeigung

einer Zunft melden, werden diefelben, wenn sie sich

übrigens gehörig legitimirt, und die nach Inhalt der

Verordnung vom I4ten Merz 1803 erforderlichen Requisite

geleistet haben, angewiesen, aus dem Sacke ihrer Classe

einen Zedel herauszuziehe», da dann der darauf stehende

Name anzeigt, auf welche Zunft ste gehören.

16) Wenn in einem diefer Säcke alle zuerst hineingelegten

Zedel herausgezogen worden stnd, und noch einer

oder mehrern Perfonen derfelben Classe eine Zunft
anzuweisen ist: so werden jeweilen 13 mit dem Namen der 13
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Zünfte bezeichnete Zedel in den Sack gelegt, um mit der

Ziehung dieser Zedel fortfahren zu können, und diefe neue

Speifung der Säcke ist fo oft zu wiederholen, als diefelben

werden ausgezogen worden feyn.

17) Die Commißion hat jedem neu angenommenen
Zunftgenossen einen mit der Umerfchrift des Präsidenten

und SekrttairS verfehenen Zedel auszufertigen, der nebst

dem Name der betreffenden Perfon und der Zunft, auf
die ste durch das Loos gefallen ist, die Aufforderung an

die Zunft enthalten foll, den Borweiser deö ZedelS als

ihren Zunftgenossen anzunehmen.

1«) Mit diesem Zunftzeder hat stch jeder neue Zünfter

an einem der obbemeldten Tage, bey den auf feiner

Zunft versammelten Zunftmeistern wegen feiner Einfchrei-

bung auf das Zunftregister zu melden, und denfelben

gleich den alten Zunftgenossen, fowohl fein Alter als

seinen Besitzstand an Grundeigenthum anzugeben.

d. Jn den Landbezirken.

19) Für alle Zünfte in den vier Bezirken Oberland,
Landgericht, Emmenthal und Seeland, wird die Aufnahme

in die Zünfte, fo wie die Einschreibung auf die

Zunftregister einzig uud allein von den Zunftmeistern vorgenommen,

fo daß sich diejenigen Perfonen, welche eine Zunft
anzunehmen im Fall stnd, an einein der obbemeldten Tage

an diefe zu wenden haben.

20) Bey dcr Aufnahme und Einschreibung neu«
Zunftgenossen haben die Zunftmeister alle diejenigen
Vorfchriften zu beobachten, welche durch die Verordnung
vom i^ten Merz isoz festgesetzt sind.
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II. Wahl der Censur-Commißion.

21) Die Commißion/ welche zu entscheiden hat/ ob

die Censur über ein Mitglied des grossen Raths vorgenommen

werden soll? wird für jede Zunft aus fünf der zehen

öftesten/ auö fünf der zehen beträchtlichsten Eigenthümer/

und aus fünf aus allen Gliedern der Zunft / ohne

Unterscheid/ in allem also aus fünfzehn Gliedern zusammengesetzt.

'

22) Die samtlichen Zunftmeister werde»/ um die

Wahl dieser Commißion einzuleiten/ den ersten Tag nach

geschlossenen Zunftregistern / und uach Anleitung derfelben/

ausziehe» :

1. Die Rame» derjenigen zehen Zunftgenossen/ welche/

nach den erhaltenen Angaben / die höchsten im Alter

sind; und

2. Die Namen derjenigen zehen Zunftgenossen/ welche/

mit Ausnahme der zehen ältesten / die beträchtlich-
sten Eigenthümer stnd.

2Z) Auf dieftl Verzeichnisse sollen jedoch diejenigen

Zunftgenossen nicht gesetzt werde«/ die landabwefend stch

besinden / oder wegen Krankheit oder Altersbcschwerden

den Versammlungen beyzuwohnen ausser Stande wären.

24) Jm Fall über die Richtigkeit des Alters oder

der Vermogensangabe Zweifel entstühnden/ fo werden die

Zunftmeister die Wahrheit der Sache fo wett möglich zu
erörtern fuchen / und darüber entscheiden. Bey anerkannt

gleichem Alter und gleichem Vermögen entscheidet das

Loos.



25) Diejenigett Zunftgenossen / die weder ihr Alter
noch ihr Eigenthum angegeben hätten/ können auf keines

diefer Verzeichnisse gefetzt werden/ es wäre denn Sache /
daß diefelben vermittelst der freywilligen Angaben nicht

vollzählig gemacht werden könnten; als welchen Falls den

Zunftmeistern zur Pflicht gemacht wird ' jedes diefer Ver-
zeichnisse nach bestem Wissen und Gewissen / bis auf die

Zahl der zehn Perfonen aus den fämtlichen Zunftgenossen

zu ergänzen.

26) Den auf diefe Weife ausgezogenen zehn ältesten

und zehn beträchtlichsten Eigenthümern lassen die

Zunftmeister der vier Bezirke Oberland/ Landgericht/ Emmenthal

und Seeland / auf den ersten Samstag nach Ostern

und diejenigen des Bezirks Bern auf den zweyten Samstag

nach Ostern in ihre Sitzung bieten/ um das LooS

zu ziehen.

27) Der erste Zunftmeister eröffnet die Verfammlung/
zeigt den Anwesenden an / wofür ste berufen worden ftyen/
und läßt beyde Verzeichnisse/ auf welchem bey jedem

Name das Alter und das Eigenthums-Vermögen ausgesetzt

feyn soll, ablesen.

28) Mit Ernennung der fünf Aeltesten wird der

Anfang gemacht. Man legt zehen Zedelchen mit den Nummern

i bis 10 bezeichnet in einen Sack / und die zehen

Aeltesten wcrdcn ihrcm Alter nach hervorgerufen/ und

ziehen jeder einen Zedel heraus. Welche von ihnen die

Nummern i / 2/3/4 und 5 erhalte«/ sind Mitglieder'
der Commißion.

29) Auf gleichem Fuße werdcn auch die fünf Mitglieder

auö der Classe der zehen beträchtlichsten Eigenthümer
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ernannt, die ebenfalls nach dem Range ihres mehrern

Eigenthums hervor gerufen werden.

ZO) Sollte der eine oder der andere diefer zwanzig

Männer nicht zugegen feyn, fo wird nichts desto weniger

mit dem Loos fortgefahren/ und der erste Zunftmeister

tvird jemanden beauftragen / an Platz des Abwestnden und

für denfelben das LooS zu ziehen.

31) AuS allen übrigen Mitgliedern der Zunft, Mit
alleiniger Ausnahme derjenigen zehen / welche durch diese

beyden Looszichungen bereits Mitglieder der Commißion

geworden stnd / werden noch fünf zu Mitgliedern eben diefer

Commißion ernannt/ und ebenfalls durch das LooS

bezeichnet.

32) Zu dem Ende werden fo viel Zedel in einen Sack

gethan als wahlfähige Zunftgliedcr stnd. Auf fünf diefer

Zedel wird das Wort: Gut/ auf alle übrigen aber

daS Wsrt: Weiß/ geschrieben. Das Zunftregister wird,
mit Ausnahme der zehen bereits ernannten Mitglieder,
abgelesen/ und bey jedem Rame ein Zedel auS dem Sack

gezogen; diejenigen fünf Zunftgenossen/ auf welche die

fünf mit dem Worte: Gut/ bezeichneten Zedel falle»/ stnd

Mitglieder der Commißion.

33) Diefe Ziehung des LoofeS wird allein von den

Zunftmeister»/ jedoch in Gegenwart dcr zehen Aeltesten

und der zehen beträchtlichsten Eigenthümer,

vorgenommen.
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III. Verrichtungen der Commißion.

34) Die Censur. Commißionen aller Zünfte versam«

meln sich unter dem Vorsitz des ersten Zunftmeisters, und

zwar diejenigen der Bezirke Oderland Landgericht, Em.

menthal und Seeland, auf den zweyten Montag nach

Ostern, diejenigen des Bezirks Bern aber auf den dritten

Montag nach Ostern; und es wird den sämtlichen Mitgliedern

derfelben der Ort und die Stunde der Zusammeit-

kunft durch Veranstaltung des ersten Zunftmeisters kund

gethan.

35) Findet sich der erste Zunftmeistei unter den ober,

wähnten 15 Mitgliedern der Cenfur. Commißion, fs übt

er fogleich mit feinen College« das Sttmmrecht auS; ist

er dagegen nicht unter der Zahl der Mitglieder der Cen-

fur-Commißion, fo hat er dennoch den Vorsitz, aber ohne

Stimmrecht. Diefe alfo konstituirte Cenfur. Commißion

schreitet dann zu der Wahl eines StimmzählerS; das

Protokoll führt der Zunftschreiber.

36) Wenn acht Mitglieder anwesend sind, so ist die

Commißion als vollzählig anzusehen, und ste kann ihre
Verrichtungen vornehmen. Sollten sich aber auf den an-
gefetzten Tag nicht acht Mitglieder einsinden: fo kann

keine Berathung statt haben, und es darf sich die

Commißion an keinem folgenden Tag versammeln.

37) Ueber ihre Verhandlungen wird unter namentlicher

Anzeige der zugegen und abwesend gewesenen

Mitglieder ein ordentliches Protokoll in zwey Doppeln geführt
die beyde von dem Präsidenten, dem Stimmzähler und
dem Sekretarius unterschrieben werden sollen.
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Z8) Der Präsident trägt der Commißion die Frage

vor: »ob die Censur über ein Mitglied des Grossen Raths

„vorgenommen werden solle, oder nicht?"

Z9) Wenn die Commißion mit der absoluten

Stimmenmehrheit des vollzähligen Tribunals, also mit acht

oder mchr Stimmen, entscheidet: daß eine CenftmiKtt
haben soll, so bezeichnet sie das Mitglied, über Wen
Rückberufung die Zunft abstimmen foll.

40) Die Bezeichnung diefeS Mitgliedes muß ebenfalls

durch die absolute Stimmenmehrheit des vollzähligen
Tribunals, mit Jnnbegriff des Präsidenten, wcnn cr zugleich

Mitglied der Commißion ist, also mit acht oder mchr

Stimmen auögcmittelt werden. Vereinigt sich die Mehrheit

auf keines der zur Rückberufung vorgeschlagenen

Glieder des Grossen Raths, so kann der Zunft, des im

allgemeinen ergangenen Commißional'-Schlusses ungeachtet,

dennoch kein Vortrag zur Rückberufung erstattet

werden.

41) Bey dieser Frage: Ob eine Censur vsrgenom»

men werdcn solle? kann von keinem andern Mitgliede des

Grossen Rathes die Rebe scyn, und es darf nach der

Vorfchrift der VermittlungS-Urkunde, kein anderes in
Vorfchlag kommen, alS:

1. Von allen unmittelbar von den Zünften gewählten,

nur dasjenige.Mitglied, das von der Zunft fclbst ist

ernennt morden, in fofern es nicht ein Mitglied
dcö Kleinen Rathes ist; und

2. Von dcn übrigen Mitgliedern des Grossen Rathes

nur diejenigen, welche nicht Mitglieder des Kleinen

Rathes sind.
42) Witd
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42) Wird erkennt, daß die Censur statt haben soll?

und ein Mitglied des Grossen Rathes als der Censur

unterworfen, von der Commißion bezeichnet, so wird der

erste Zunftmeister einerseits die erforderlichen Anstalten

treffen, daß die Zunft verfammelt werde, anderfeitS aber

auch dem OberamtSmann des Orts, wegen feiner

Beywohnung bey dieser Verfammlung unverzüglich Bericht
davon erstatten.

4Z) Die Commißion darf aber nicht mehrere Mitglieder

des Grossen Rathes, fondern nur ein einziges, und

zwar das erste, gegen welches die absolute Mehrheit der

Stimmen deö vollständigen Tribunals ausgefallen ist, als

der Cenfur unterworfen, bezeichnen, und dessen Abxufung
der Zunft felbst vorfchläge«.

IV. Zunftversammlungen.

44) Diejenigen Zünfte, welche wegen Ausübung des

CenfurrechtS oder wegen Ergänzung ihres unmittelbar
gewählten Mitgliedes des Grossen Rathes im Fall stnd

versammelt zu werden, werden von dem ersten Zunftmeister

in den Bezirken Oberland, Landgericht, Emmenthal nnd

Seeland, auf den zweyten Donstag nach Ostern, im Be»

zirk Bern aber auf den dritten Donstag nach Ostern, des

Vormittags um 10 Uhr, an ihrem vorgefchriebenen SitzungS-

ort zufammenberufen, und eS soll auch die Verfammlung
mit Schlag zehn Uhr ihren Anfang nehmen.

45) Der erste Zunftmeister xrästdirt die Verfammlung
und ordnet alles fo an, wie es in der Verordnung vom

2-tsten Merz is03 vorgeschrieben ist. Er läßt das Vtt«

III. Bd. S
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zeichniß der stimmfähigen Zunftgenossen ablesen. Die mchr

anwesenden Mitglieder werden aufgezeichnet.

46) Hierauf foll der Zunft,Eid vorgelefen werde»,

welcher alfo lautet: „Wir die sämtlichen Znnftgenossen

„ schwören einen theuren und feyerlichen Eid zik Gott dem

„Allmächtigen, die uns heute obliegenden Verrichtungen

„nach bestem Wissen und Gewissen zu vollführen und

„unser Stimmrecht so auszuüben, wie wir es für das

„Beste des Vaterlandes am vortheilhaftesten erachten

„ werden. "

Nach der Ablestmg des Eides, foll der Präsident

die Eidesformel vorsprechen und die Zunft beeidigen, da

dann die Eidesformel von allen Zunftgenossen mit vernehm-

licher Stimme soll nachgesprochen werden. Sie lautet

wörtlich also: „ Wie die Schrift weißt, die mir ist vorge-

„lesen worden, deren will ich nachgehen und selbige

vollbringen, in guten Treuen fo wahr mir Gott hilft! Ohne

„alle Gefährde."

47) Nach der Beeidigung wird Niemanden mehr der

Zutritt zu der Verfammlung gestattet.

4s) Alles waö in der Zunftverfammlung «erhandelt

wird, soll zu Protokoll gebracht werden. Von diefem werden

zwey gleichlautende Doppel, von fämtlichen Zunftmei-
stern und dem Zunftfchreiber unterschrieben, auöfgefertiget.

i. Ausübung der Cenfur.

49) Jeder Zunftverfammlung, welche zur Ausübung
des Censurrechts zusammenberufen wird, foll der Ober^

amtömann des Orts, oder je nach den Umständen ein von
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ihm dazu verordneter' Beamter Namens der Regierung

beywohnen,

50) Der Präsident zeigt der Versammlung an: welches

Mitglied des Grosse» Raths / nach dem Antrag der

Commißion, der Censur unterworfen werden folle, als

über dessen Abrufung aus dem Grossen Rathe, aber nur
über diefes einzige Mitglied, und kein anderes, jetzt die

Zunft abzustimmen habe.

61) Gleich nach diefer Anzeige und ohne daß irgend
eine Berathung statt haben darf, wird zu diefer Abstim,

mung geschritten.

52) Da das Stimmenmehr geheim seyn soll, so erhält

jeder Zunftgenosse in der Ordnung, wie. ste nach dem

Zunft-Verzeichnisse hervorgerufen werden, einen weissen Zedel

auf welchen er, wenn er das vorgeschlagene Mitglied nicht
zurückberufen will, das Wort: bestätigen, schreibt, oder

durch einen der Zunstvorgefeyten schreiben läßt, oder das

Wort: abrufen, wenn er mit feiner Stimme die Zurück«

berufung erkennen will. Diefe Zedel werden den Zunft»

vorgesetzten eingegeben, sobald wie ein Zunftgenosse seine

Bestätigung oder Abrufung darauf geschrieben hat.

53) Wenn alle Zedel eingereicht worden stnd, wer,
den dieselben gezählt, ihre Anzahl aufgezeichnet, hernach

durchgesehen und das Resultat davo» aufgeschrieben»

Sind weniger Zedel zur Abrufuug eingegeben worden,
als die Hälfte aller nnd jeder Zunftgenossen, der abwefen-

den und der anwesenden beträgt, so hat die Abrufung keine

Folge, wenn fchon die Mehrheit der anwesenden Mitglieder

für diefelbe gestimmt haben sollte, indem um einige

S 2
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Kraft und Gültigkeit zu haben/ die Stimmenmehrheit aller

stimmfähigen Zunftgenossen erforderlich ist.

54) Findet eS stch aber, daß das Mehr/ welches zu
der Abrufung gestimmt hat/ zugleich die Mehrheit/ das

ist einer mehr als die Hälfte aller stimmfähigen anwesenden

und abwesenden Zunftgenossen ausmacht/ so hat die

Ergänzung des abberufeuen Mitgliedes des Grossen Rathes

fogleich statt/ wenn es nemlich dasjenige Mitglied ist/
das von eben diefer Zunft unmittelbar in den Grossen

Rath ist ernennt worden.

55) Ist aber das abberufene Mitglied ein solches,

das nicht unmittelbar von der Zunft ist erwählt worden,
so hat die Zunft weiter nichts mehr zu verfügen,
fondern es ist an der Regierung zu untersuchen: ob so viele

Zünfte dessen Zurückberufuug anbegehren, als es von

Zünften auf das Verzeichniß der Vorgeschlagenen gekommen

ist? da dann in diesem Fall dessen Ergänzung aus

dcm Candidaten-Verzeichnisse durch Ziehung deö Looses

veranstaltet werden wird.

2. Ernennung in den Grossen Rath.

56) Wenn auf einer Zunft, die Stelle ihres unmittelbar

in den Grossen Rath ernennten Mitgliedes, eö sey

durch Tod oder Abrufung, nicht aber durch Entlassung,
die keineswegs von der Zunft ertheilt werden darf, in
Verledigung gerathen ist, fo schreitet die Zunft in eben

diefer Verfammlung zu deren Wiederbefatzung.

57) Bey dieser Wahl werden genau diejenigen

Vorschriften beobachtet, und es wird gerade so verfahren, wie

es in der Verordnung vom 24sten Merz isoz anbefohlen

und verordnet ist.



?S) Gleich »ach der Wahl soll der Präsident fragen:
ob die Zunft ihrem jetzt ernennten Mitglied einen Gehalt
bestimmen wolle odcr nicht? und aus den ersten Fall: wie

hoch diefer Gehalt bestimmt werden folle? alles nach

mehrere« Inhalt oberwähmer Verordnung vom 24. Merz is«3.

59) Dem ernennten Mitgliede des Grossen Rathes foll
das vorgefchriebene Wahlpatent von dem Präsidenten der

Zunft zugestellt werden.

V. Allgemeine Vorschriften.

60) Alles was in den verfchiedenen durch diefe

Verordnung anbefohlenen Versammlungen verhandelt wird/
soll genau zu Protokoll gebracht werde«/ und es wird
den Zunftmeistern anmit aufgetragen/ ein Doppel aller

diefer Protokolle/ nebst einem Doppel der erneuerten

Zunftregister/ fogleich nach geschlossenen Verhandlungen/
offen dem Oberamtsmann des Bezirks da sich die Zunft
verfammelt hat/ zu Handen Unfers fürgeliebten

Ehrenhaupts/ des Herrn Amtg-Schultheissen einzugeben/ alldieweil

ste hingegen dafür sorgen werde«/ daß das zweyte

Doppel bey den übrigen Zunftatten verwahrlich aufbehalten

werde.

61) Jn keiner der hier angeordneten Versammlungen

darf und foll etwas anders verhandelt/ ermehrt und

beschlossen werde»/ als was durch diese Verordnung bestimmt

Vorgeschrieben und anbefohlen wird/ wofür UnS die

Zunftmeister insbefondere verantwortlich feyn follen; alles bey

Strafe der Ungültigkeit des Verhandelten und einer dem

Grade der Strafbarkeit angemessenen Ahndung.
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Grossen Raths sind / können an allen diesen Verhandlung

gen Theil nehme»/ auch sAbst in die Censur,Commißion

gewählt werden. Wenn es aber zur Frage käme/ daß

ein anwesendes Mitglied der Censur unterworfen werden

follte / oder diefe wirklich statt hätte / fo foll cin solches

Mitglied mit seinem Vater/ Söhnen und Brüdern, so

wie mit seinem Schwiegervater/ Tochtermännern und

Schwägern fogleich den Austritt nehmen. Eben fo hat

der Austritt in den genannten VerwaudtschaftS-Graden,

auch für Abwesende Platz.

6Z) Alle durch gegenwärtige Verordnung den Zünf.
ten veranlaßten Schreib, und andere Kosten, sollen für
den Bezirk Bcrn/ von diefem Bezirke/ für die ander»

Bezirke aber/ von der respektiven Zunft bestritten werden.

Die Zunftmeister dürfen aber keine Taggelder ansetzen.

64) Jn Fällen wo diese jetzige Verordnung nicht

hinreichende Auskunft geben follte / stnd die Verordnungen

vom i4ten, I5ten/ Mes und 24sten Merz isoz
nachzusehen / und es sollen deren Vorschriften, in so fern

sie mit diefer heutigen Verordnung oder andern Verfü',

Zungen der Regierung nicht im Widerspruche stehen /
befolget werden.

65) Unsere OberamtSmänner und Unterbeamte/ so

wie die Gemeinde-Räthe, werde» andurch aufgefordert,
dell Zunftmeistern in vorkommenden Fällen alle zu

Erfüllung ihrer Obliegenheiten erforderliche Handbietung

zu leisten.

66) Gegenwärtige Verordnung foll gedruckt, öffentlich

angefchlagen, an alle Zunftmeister und Zmftschreiber
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ausgetheilt und in so weit sie die Aufforderung zu

Ergänzung der Zunftregister betrift/ von Kanzel verlese»

werden.

Geben Bern/ den 3. Merz isos.

Der AmtS-Schultheiß/

C. F. Freudenreich.
Namens des Raths,

der Staatsschttibcr,

T h o r m a n n.

Bekanntmachung.
Gegenseitige Abweisung Grosherzogl. Badischer

nicht legitimirter Angehörigen.

WirSchultheiß und Rath des Cantons Bern/
thun kund hiemit: Demnach Wir die Nacheicht erhalten

habe» / daß durch eine Verordnung Sr. Königl. Hoheit/
des GroSherzogs von Baden / die dasigen Behörden
angewiesen sind/ alle Bettelfuhren oder andere durch die

Polizey aus der Schweizerischen Eidgenossenschaft fortgewie-

sene oder fortgeschaffte Personen, welche sich nicht mit

legalen Heymathscheinen als Grosherzoglich-Badische An-
gehörige legirimiren könne»/ auf der Grenze zurückzuweisen/

und denselben den Durchpaß nimmermehr zu gestatten;
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Unfers Lands vor allen nachtheiligen Folgen diefer

Verordnung einstweilen und fo lange diefelbe in Kraft bestehen

wird, zu

verordnen:
t) Keinem Angehörigen des GrssherzogthumS Baden

M der Eintritt in den Canton, vielweniger der Anient-

halt in demselben, gestattet werden, er fey dann mit einem

rechtSformigen, von seiner Landesregierung legalistrten

Heymachfchein verschen.

2) Demzufolge follen alle die nicht mit folche« legalen

Heymarhfcheinen versehenen Angehörigen des Gros-

herzogthnms Baden auf dcr Grenze von Unfern Beamten

und Poltzeydienern zurück- die wirklich in dem Canton

befindlichen abcr fort- und über die Grenzen gewiefen

werden; unter der eigenen Verantwortlichkeit der Gemeinden

oder Partikularen, bey^denen stch diefelbe» aufhalten

würden.

3) Gegenwärtige, fogleich von ihrer Bekanntmachung

an in Vollziehung zu fetzende Verordnung foll gedruckt

«nd an den gewohnten Orren angeschlagen werden.

Ber», den 6., Merz t»09.

Der Amts-Schultheiß,

C. F. Freudenreich.
NamenS deS Raths,

der Rathsschreiber,

G ruber.
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Kreisschreiben
des obern Ehegerichts an alle Chorgerichte.

Weisung über das Verfahren in Matrimonial-

und Vaterschafts - Angelegenheiten.

Richter und Rechtsprecher am obern Ehegericht des

Cantons Bern.

Unsern freundlichen Gruß zuvor!

Bern, den 20. Merz 4»«9.

sowohl das einstweilige Zurückbleiben der entworfenen

neue.: EhegerichtSsatzung, als auch verfchiedene

Matrimonial- und Consistons!-Fälle, über deren Behandlungsart

einige Chorgerichte noch immer in Ungewißheit zu feyn

schienen, veranlassen Uns über die Form dieser Behandlung

Euch die nachfolgende Weisung zugehen zu lassen,

welche Wir auch den Hhrn. Oberamtsmännern ze. zur
Wissenschaft mittheilen, und wodurch Wir zugleich Euch

in Euern Amtsverrichtungen zu erleichtern hoffen. Alle

Vorschriften der bestehenden Ehegerichtsfatzung (wovon

wirklich kein Vorrath mehr ist,) stnd hiebey als bekannt

Vorausgefetzt.

I. Ehesachen.
1) Bey Angabe der Verkündung ist von den

Wewbhrn. Pfarrern jederzeit darauf zu fehen, daß die

Zustimmung beyder Partheyen gehörig bescheinigt sey

mithin nicht auf einseitiges Begehren verkündet werde.
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2) Minderjährige sollen nicht ohne Bewilligung
derjenigen, von denen sie gesetzlich abhangen, Vermittwete

und Abgeschiedene nicht ohne Vorweisung des TodtenscheinS

oder Scheidbriefs, (nebst allfällig in letzterm ausbedunge-

ner Bewilligung,) MilitairS nicht ohne Bewilligung ihrer

Obern, und CamonS-Fremde nicht ohne Bewilligung der

hiesigen Regierung, (des Tit. Justiz-Raths) verkündet

werden.

Z) Jn Betreff dieser persönlichen Eigenschaften um

zur Heyrath berechtigt zu seyn, macht auch das neue

Armen-Reglement einige mehrere Einschränkungen,

welche den Einspruch der Gemeinden zu vermehren scheinen

daher darauf zu fehen ist, daß alle diejenigen, welche

eine Verkündung verbieten, oder still stellen, (in Folge

Ehegerichtsfatzung, Seite 25. §. 6.) alfogleich ihre Gründe

vorlegen, (mithin als Kläger auftreten,) und nicht den

rechtlichen Auftrit der Verlobten erwarten.

4) Die Ehen zwifchen Geschwisterkindern stnd

einstweilen nicht verboten, mithin daherige Eintragen

unnöthig.

5) Alle Ehestreitigkeiten, die die Chorgerichte nicht

vermitteln können, stnd auf Begehren der einen oder

andern Parthey ohne weitere Prozedur, als dem Bericht über

das Verhältniß und die Aufführung der Eheleute, an das

obere Ehegericht zu überschreiben.

II. Unehelicher Beyschlaf.
6) Den Chorgerichten, jedem einzelnen Mitgliede

derfelben, und allen Aeltern, Vormündern, und Meisterleuten,

ist fowohl die Aufficht und Anzeige fchwan-
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gcrcr Weibspersonen / als der allfällig heimlichen Niederkunft,

dringend empfohlen, um dadurch aller Vernach-

läßigung bey der Niederkunft, oder der Kindesaussetzung

und Kindermord so viel möglich znvorzukommen.

7) Bey der Anzeige und dem Verhör der Schwangern,

sind die Umstände der Zeit, des OrtS, und deö

Urhebers der Schwangerschaft niemals ausser Acht zn
lassen, vielmehr die Klägerin auf die Wichtigkeit derfelben

aufmerksam zu machen; besonders ob sie, ausser der von

ihr angegebenen Zeit ihrer Schwängerung, auch vorher,
oder nachher fleischlichen Umgang gepflogen habe, und

wie lange?

s) Verlassene Ehefrauen, sind nur mit der bereits

empfohlenen Vorsicht zu verhören. (Cirkulare, vom 9ten

Herbstmonat 1805.)

9) Jede unehelich Schwangere foll angewiesen

werden, sich zur Niederkunft (das istfpäthestenS einen Monat,
bis 6 Wochen vorher,) in ihre Heymath zu begeben; es

sey denn, daß sie mit Bewilligung ihrer Gemeinde einen

andern bestimmten Ort hiefür verzeige, wo nöthigen Falls
die Genißt bestellt werden könne.

10) Nur bey der unbedingten Anerkennung der

Vaterschaft, eines Einheimifchen Beklagten, (personlich,

oder vor zuverläßigen Zeugen,) hört alle weitere

Prozedur auf, und kann der Fall fogleich dem obern

Ehegericht zum Abfpruch überschrieben werden, mit Bemerkung

wenn es eine Wiederholung betrifft u. f. w. Bey
dem Vorbehalt der Gcnißtzeit, oder bey der Berufung
auf die allfällige genißtliche Bestätigung der Anklage,
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oder bey der Verneinung / ist es hingegen unnöthig, den

Fall dem obern Ehegericht vorläusig zu überschreiben.

11) Jst aber die Klägerin oder der Beklagte ein

Canto nö-Fremd er, so soll nebst der allfälligen gesetzlichen

GenWestellung, der Fall immer fogleich dem obern

Ehegericht einberichtet werden / mit der Bemerkung, ob

der Beklagte wirklich im Canton mit einer eigenen

Haushaltung angefessen, und wie lange? oder ob er blos

etwaun Durchreifender, Bedienter, Taglöhner, Gefell

tt.fey?

12) Zu diefem vorläustgen Verhör können Einheimische

und Fremde, mit allfälliger oberamtlicher

Handbietung ohne anders angehalten werden; bey beschwerenden

Umständen wird aber der Arrest auf ihre Perfon vo»

dem obern Ehegericht bewilligt.

IZ) Den Genißtma'nnern und Hebammen ist immer

zu empfehlen, in ihrem fogleich fchriftlich auszustellenden

Bericht zu bemerken, ob das Kind ihnen ausgetragen

geschienen habe, oder nicht? Da dann bey zu

ftüh scheinender Niederkunft, die Länge und Gewicht deS

Kindes, Nägel, Haare, Haut, Festigkeit der Glieder,
Geschrey, Schlaf, u. f. w. als vorzügliche Kennzeichen

zu empfehlen sind.

14) Die Taufe eines unehelichen Kindes kann

immer ohne Anstand vor sich gehen, der Vater aber foll im
Taufschein nicht als folcher vermeldet werden, bis er das

Kind anerkennt hat, oder es ihm richterlich zugefproche»

worden ift.

15) Die Tauf- oder Todtenfcheine der bereits zuge-

Hrochenen Kinder sind dem obern Ehegericht zur Ein-
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schrcibung sogleich mitzutheilen. Ist aber die Vaterschaft

zweifelhaft oder unbekannt und bereits rechtshängig / so

wird der Taufbericht erst mit dem neuen Verhör des

Beklagten erwartet. Jm Fall dann eines Zweifels, ob die

Sache richterlich angezeigt fey oder nicht? ist der Taufschein

sogleich unmittelbar an das obere Ehegericht zu
senden. (Cirkulare vom 4ten April isos.)

16) Wenn der Beklagte auf die, dem Chorgericht

hinter dem die Genißt erfolgt ist / (und nicht deb Klägerin)
obliegende Mittheilung des GenißtberichtS, nicht geständig

ist; fo foll immer noch ein Gegenverhör abgehalten,

oder dem Beklagten durch ein Schreiben an das Choxge-

richt feiner Kirchgemeinde nachgeforscht werden / ehe die

Prozedur an das obere Ehegericht gesendet oder überschrie-

ben wird.

17) Alle unehelichen Kinder stnd der besondern vor-

mundfchaftlichen Aufsicht ihrer Bürger. Gemeinde empfoh.

len, und stehen bis zur allfälligen Ausmittlung derfelben

unter dem Schutze des Chorgerichts und der Bürger-Gemeinde

der Mutter.

III. Besondere Verhältnisse der ehegerichtlichen

Behörden.

18) Der Attuar jedes ChorgerichtS führt über die

daherigen Verhandlungen ein eigenes Manual oder Pro»

tokoll, welches fo viel möglich vsn einer Sitzung zur an,
dern nachgeschrieben sey» soll.

19) Zur Erlangung mehrerer Gleichförmigkeit der

Ausfertigung der Berichte an das obere Ehegericht, und

der Auszüge, welche den Partheyen zugestellt werde»,
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sollen vom Empfang diefeS Schreibens an, diese Berichte

blos in Auszügen au S dem Manual/ (mithin weder

in Form von Schreiben, noch Urkunde«/) bestehen / je

nach der Folge der betreffenden Verhandlungen. Eben fo

sollen ste auf Begehren und Kosten der Partheyen auch

ihnen wörtlich gleichlautend ausgefertigt werden. Hat
dann das Chorgericht fönst noch etwas zu bemerke«/ fo

soll es dafür ein befonderes Schreiben beylegen, das dann,

als vertrauljche, obwohl amtliche Correspondent den Par-
theyen nicht mitzutheile» ist, und im Fall sonstiger Kenntniß

zu ihrem NechtSbehelf nicht diene» foll.

2«) Da ohnehin für jedes Gefchäft eine besondere

Zuschrift gemacht werden mußte, fo gewährt diefe neue

Form jetzt doch den Vortheil, mehrere Gefchäfte untcr

gleichem Umschlag einzusenden, in sofern jedes auf einem

befondern Blatte ausgefertigt ist.

21) Das Original jedes folchen AuSzugS, nebst

allfällig beygelegtem Schreiben, wird wie bisher von dem

Herrn Statthalter und Aktuar unterschrieben, und unter

Umschlag und Siegel des Hhrn. OberamtmannS eingesendet.

Bloße Tauf- und Citations-Berichte können hingegen

»on den Hrn. Aktuarien unmittelbar mit ihrer Umerfchrift
«nd Siegel an das obere Ehegericht gesendet werden.

22) WaS ein Pfarrer als ein folcher, oder was ein

Pfarrer oder Chorrichter von AmtSwegen aussagt, wird
von dem obern Ehegericht als ein vollgültiges Zeugniß
angesehen. Hingegen sollen von de» Gliedern, oder dem

Aktuar des ChorgerichtS, keine Zeugnisse über Thatum.
stände/ die nichts bereits im Manual angeführt stnd,
den Partheyen einfeitis zugestellt werden.
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2Z) Ordentlicher Weise (ausser für unbedeutende/

oder Nothfälle/ oder bereits beseitigte Gefchäfte) corre-

fpondiren die Chorgerichte nicht ausser dem Canton /
sondern wenden sich für alle Rogatoria!-Vorladungen und

dergl. an die Hhrn. Oberamtömänner/ und für alle eigentlichen

Begehreu / Empfehlungen / Berichte / und Weifmi-

gen/ an das obere Ehegericht.

24) Die Originale der oberehegerichtlichen Schreiben

sollen nicht den Partheyen zugestellt/ fondern in befondern

Heften aufbewahrt werden.

Gott mit Euch!

Der Vice-Präsident des obern Ehegerichts/

T i l l m a n n.

Der Ehegerichtfchreiber.

Wild.
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Exekutions-Verordnung
über das Gesetz wegen Bezng des Ohmgelds von

gebrannten Wassern.

(Siehe oben S. 6« u. St.)

2öir Schultheiß und Rath des Cantons Bern,
thu» kund hiemit: Daß Wir, in Gemäßheit der Verord.

«ung des Grossen Rathes vom 2Zsten May i«07 wodurch

das Ohmgeld auf den Branntenwein und alle gebrannten

Wasscr auf zwey Batzen fünf Nappen von einer jeden

Bern. Maas bestimmt worden ist, zu Vollziehung dieser

gesetzlichen Vorschrift, zugleich denn aber auch in der

Abstcht die inländische Fabrikation der gebrannten Getränke

zu begünstigen, beschlossen und verordnet haben, was

hienach folget, wie Wir denn

verordnen:
I. Veroymgeldung der fremden gebrannten

Getränke.

1) ES foll kcin gebranntes Getränk anderswo in Un.
fern Canton eingeführt werden, als an einem der folgen,
den Grenzorte, nemlich über Kröfchenbrunnen, Huttwyl,
Roggwyl, Morgenthal, Aarwangen, Dürrmühle / Attis-

wyl, Wangen, Jnkwyl, Oberönz, Koppigen, Bätterkitt.

den, Büren, Nydau, Lattrigen, St. Johannsen, Zihl.
brücke, InS, Aarberg, Gümmenen, Neuenegg, Thorren,

Sanen, G'steig bey Sanen, Lenk, Kandersteg, Guttan.

nen und Brünig, bey Straft der Confiskation gegen jeden

Widexhandelnden. 2) Alle
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2) Alle gebrannten Getränke dürfen nichttn geringerer
Quantität eingeführt werde« / als in Fässern zu fünfzig

Bern-Maas/ und zwar ebenfalls bey Strafe der Consiskation

gegen den Widerhandelnden.

Von diefer Bestimmung sind jedoch ausgenommen:

«. Für alle Grenzone überhaupt; die fogenannten fei¬

nen Uqueurs, welche in Kisten / Körben, Fla-
schenweife versendet zu werdcn Pflegen / obfchon

ste sonst der gleichen gefetzlichen Auflage unterworfen

sind.

b. Für die Oderländifchen Grenzorte / Sanen / G'steig,

Lenk / Kandersteg, Gmannnen und Brünig
insbesondere; die Einfuhr aller gebrannten Getränke,

weil dicfelben an diefen Orten gewöhnlich blos in
Lagelen von ungefehr dreyßig Maaßen eingebracht

werden.

Z) Von allem bey den vorgefchriebenen Grenz-Büreaut
Unfers Cantons ankommenden gebrannten Gctränkc, es

mag dasselbe im Lande bleiben odcr nur als Transit durch

dasselbe geführt werden, bezahlt der Fuhrmann, nach der

feit der Erscheinung des Gesetzes vom 2Zsten May
Einstweilen eingeführt gewesenen Vorschrift, fernerhin das

gefetzliche Ohmgeld alfobald beym Eintritt mit btz. 2 rp. s

für jede Maas an den dortigen Inspektor.

H Der Grenz-Inspektor ist gehalten, alle ankoin-

menden gebrannten Getränke mit dem gewöhnlichen Get-
stigkeitömesser oder der sogenannten Lprouvette zu prüfe«

und den gefundenen Geistigkeitsgrad, wenn das Getränk

als Transtt-Waare augegeben wird, auf dem Transit-Scheine

sonst abcr auf dem Fuhrbriefe anzuzeigen und aufzuzeichnen.
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5) Ist der Grenz, Inspektor zugleich Faßfecker, so

muß er die Ladung vorerst messen, den Halt jeden Fasses

auf dasselbe brennen, und das Ohmgeld »ach Messung

beziehen.

6) Bey denjenigen Grenz-Büreaux wo kein Faßfecker

angestellt ist, und bey Ladungen, wo die Fässer nicht

bereits von Unfern Feckern gcfmnet stnd, foll dcr Jnfpek.

tor das Ohmgeld nach Inhalt des Fuhrbriefs beziehen,

und dem Fuhrmann eine Quittung dafür ausstellen. Jn
diefer Quittung soll er aber den Fuhrmann anweisen, mit
scincr Ladung, unter Strafe der Confiskation, zum näch-

sten Faßfcckcr zu fahren, der stch auf feiner Route best«,

den und den er ihm in eben diefer Quittung benennen

wird, um feine Fässer dort ordentlich gegen die bestimmte

Gebühr mcsscn nnd zeichnen zu lassen.

7) Findet dcr Faßfecker, bey Messung der Ladung,
ein grösseres Quantum Getränk, als der Fuhrmann laut
feiner vorgewiesenen Quittung dcm Inspektor verohmgel-
det hatte, so bezicht der Fecker das noch fehlende jetzt

nach. Wenn sich hingegen ergeben würde,. daß nach vor,
genommener Messung die Ladung weniger enthielte, alS

wofür der Fuhrmann das Ohmgeld bey dem Grenz-Bü,
rcau entrichtet hat, fo giebt ihm der Fecker das zu viel
bezahlte zurück.

Diefe Rückzahlung wird aber nur dann geschehen,

wenn die Fässer voll bey dem Fecker ankommen, maßen

die nicht ganz angefüllten bey diefer Vergütung nicht mit
angerechnet werden follen.

s) Für dasjenige gebrannte Getränk, welches auf
der Grenze alö Transit-Waare angegeben wird, stellt der
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Inspektor dem Fuhrmann einen Transit-Schein aus/ in
welchem die Quittung für das entweder nach feiner Feckung

oder nach Fuhrbrief, bezahlte Ohmgeld geschrieben wird.

9) Hat der Fuhrmann das Ohmgeld nach dem Fuhrbrief

dezahlt/ fo meldet er sich nach Vorfchrift des §. 6

bey dem ihm von dem Grenz-Jnfpektor anzuzeigenden

Faßfecker/ welcher nach dem §. 7 verführt und die Mes-

fung der vollen Fässer und das allenfalls nachbezogene

oder rückbezahlte Ohmgeld auf dcm Transit, Schein
bemerkt.

10) Wenn nun der Fuhrmann mit feiner Ladung bey

dem Austritts, Büreau ankommt / fo weifet er dem In.
spektor feinen Transit. Schein mit der von dem Eintritts-
Inspektor darein geschriebenen oder nachher von dem

Faßfecker abgeänderten Quittung vor; und wenn dsnn seine

Ladung einerseits mit der angezeigten Messung dcr vollen

Fässer und anderfeitS auch mit dem angegebenen Grade

der Geistigkeit/ nach der bey dem Austritts-Büreau zu

wiederholenden daherigen Probe in al en Theilen übereinstimmt/

fo erhält er gegen Rückgabe der von dem

Eintritts. Jnfpektor erhaltenen Quittung, von dem Austritts.
Jnfpektor das bezahlte Ohmgeld, nach Ausweis de§

Transit. Scheins / zurück.

Würde aber entweder in Rücksicht des Halts der

Fässer / oder auch in Rücksicht des EeistigkeitsgradeS stch

eine folche Verminderung erzeigen/ die weder dem

gewöhnlichen Abgänge/ noch einer blos abweichenden

Anzeige beygemessen werden kann / so foll gar keine Rücker.

stattung Platz haben / als worin stch die Inspektoren nach

der ihnen darüber von Unsrer Ohmgeld.Kammer zu erthei»

lenden Instruktion richten werden.
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II. Fabrikation der gebrannten Getränke und

inländischer Handel.

ti) Jedermann ist erlaubt, sowohl aus eigenen als

angekauften rohen Produkten, mit Ausnahme jedoch der

Erdäpfel, gebrannte Getränke zu verfertigen und diefelbe»

vhne Bezahlung des Ohmgeldö entweder in feinen

Hausgebrauch zu verwenden, oder aber LnZro« an andere zu

verkaufen.

12) Der Lngros.Handel mit gebrannten Getränken

ist fernerhin jedermann gestattet.

Unter LnZws. Handel wird verstanden: i) Für die

gebrannten Getränke überhaupt jeder Verkauf in Geschirren

von einhundert Maas und darüber, auf einmal und

an die ncmliche Perfon; 2) für das Kirfchcnwaffer
insbesondere, jeder folche Verkauf von zehen Maas und

darüber.

IZ) Der Detail. Handel, oder der Verkauf und das

Ausschenken unter einhundert Maas Branntenwein und

zehen Maas Kirschenwasser, ist allein den patentirten

Tavernen- und Pinten-Wirthen, und denjenigen Perso-

nen erlaubt, die im Kleinen übcr die Gasse verkaufen,
und dafür eine Bewilligung vsn dem Justiz, und Polizey-

Rath erhalten haben.

14) Alle diefe Klein-Verkäufer, Wirthe und andere

haben stch daher jeweilen auf isten Dezember bey der

Ohmgeld-Kammer um einen Schatzungs-Schein zu be.

werben, welche begwältiget ist, ihnen einen folchen für die

im folgenden Jahre zu verkaufenden gebrannten Getränke,

nach MaaSgabe ihres vermuthlichen Verbrauchs zu ertheilen.
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15) Für den Betrag dieser Schatzungs-Scheine be>-

zahlen dieselben das gesetzliche Ohmgeld der zwey Batzen

fünf Rappen und zwar innert dem dazu bestimmten Ter«

min der fechs Monate.

16) Jeder unbefugte vênil. Handel, oder das

Hausieren, Herumtragen und heimliche Ausschenken von
gebrannten Getränken, ist jedermann nebst Confiskation des

Getränkes unter einer Buße von fünfzig Franken verboten,

von welcher Buße ein Drittel dem Staat, ein Drittel
dem Armengut des Orts wo der Frevel begange» worden,

und ein Drittel dcm Verleider zufallen foll. De»
Landjägern dann ist inöbestnders aufgetragen, über der

Haltung diefeS Verbotes zu wachen.

111. Allgemeine Vorschriften.

17) Die verfchiedenen Vorfchriften diefer Verordnung
sollen von nun an ihre Exekution haben, uud was die

von den Wirthen und andern Klcin-Verkäufern nach §. 14

anzubegehrenden Schatzungs-Scheine betrifft, fo haben

ste stch, da solches für das Jahr is«9 nicht zum voraus

geschehet, konnte, für diefes Jahr bis zum I5ten May
nächstkünftig dafür zu bewerben.

1») Bey alle» Fällen von Widerhandlung haben

Unfere Oberamtsmänner als Nichter erster Instanz zu

urtheilen, unter Vorbehalt des Rekurses an Uns de»

Kleinen Rath.

19) Vermittelst dieser Verordnung ist die Ohmgeld-

Verordnung für gebrannte Wasser vom 7ten Oktober und

Aen November 1807 aufgehoben.
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Gegenwärtige Verordnung soll gedruckt, von Kanzel»

angezeigt/ an gewohnten Orten angeschlagen und in die

Sammlung der Gesetze und Dekrete eingerückt werden.

Geben Bern/ den 15. Merz und 7. April 1809.

Der AmtS-Schultheiß/

C. F. Freudenreich.

Namens des RathS/
der StaatSschreiber/

T h o r m a n «.

Polizey-Verordnung,
die Juden betreffend.

Ä5ir Schultheiß und Rath des Cantons Bern/
thun kund hiemit: Daß Wir in Folge der auf der letztem

gemein-eidgenößischen Tagsatzung, unter dem isten July
1808 in Betreff der Juden statt gehabte» Verhandlungen

zum Besten der Einwohner Unfers Cantons zu verordne»

nöthig befunden haben und demnach

verordnen:
1) Alle Juden/ die Kraft erhaltener Niederlassungs-

Scheine in hiesigem Canto» angefessen sind und dafelbst

sich mit irgend eiuer Art von Handlung oder Gewerb

abgeben / stnd gehalten/ stch längstens bis zum isten Julius
1809 bey dem OberamtSmann des Bezirks, in der Haupt-
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stadt aber, bey dcr verordneten Stadt.Polizcy zu melden/

und daselbst eine bestimmte Anzeige der HandlungS» oder

Gewerbs.Art/ welche ste zu führen gedenken/ so wie ihrer
allfälligen Associerten zu machen.

2) Diefe Anzeigen werden von den Oberamtömän-

nern und der Stadt. Polizey Unferm Justiz, und Polizey»

Nach eingefandt/ uud sollen mit genauen Berichten übcr

die Person des Petenten / insbesonders abcr mit der Bc.
scheinigung der bisherigen Behörde feines Aufenthalts.
Orts / daß stch derselbe weder mit Wucher uoch mit einem

andern unerlaubten Gewerbe abgegeben habe/ begleitet

werden.

Z) Auf diefe Berichte hin wird Unfer Justiz - und

Polizey. Rath den Petenten durch die Staats-Canzley
als Protokollauszug gedruckte Scheine zufertigen lassen,

in welchen zugleich die wesentlichen Vorfchriften
gegenwärtiger Verordnung ausgedrückt feyn follen.

4) Diefe Scheine werden alljährlich von Unferer

Staats. Canzley im Laufe des ChristmonatS / auf ein vor-
gelegtes Leumdens-Zeugniß der Ortsbehörde hi»/ vermittelst

eines Vi«s erneuert.

s) Für einen folchen Schein wird bezahlt:

Der Regierung mit Jnnbegriff des Stempels L. i btz. 3.

Der Polizey-Behörde des Orts wo der

Impétrant fein Domìcìlium hat - — — 5.

Denne für das jährliche Visa, der Re¬

gierung - - - - - — — 5.

6) Unfere Oberamtömänner und alle Polizey. Behörden

stnd besonders beauftragt/bey Unferm Justiz» und
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Polizey-Rath jedesmal/ wenn sie Bekanntschaft erhalten/

daß ein mit einem Schein versehener Jude Wucher oder

unerlaubten Handel treibe/ die Anzeige zu mache«/ und

auf Zuckung des Scheins odcr je nach den Umständen

auf Ueberlieferung an den Richter zu einer schärfer« Ahndung

anzutragen.

7) Alle mit Handlnngs-Scheinen versehene Juden
sind gehalten/ ihre Handlungs-Bücher in deutscher od«
ftanzösischer Sprache / und in guter Ordnung zu führe«/

ansonst denselben im Rechten keine Beweiskraft beygelegt

werden soll. Anch sollen sie bey jährlicher Erneuerung
des Scheins (§. ä) auf Begehren ihre Bücher ledigerdin-

gen vorzuweisen haben.

8) Desgleichen follen alle diejenige«/ Vit Scheine»

versehene Juden / welche mit irgend einer Art von

Waarenhandlung / oder mit Commißions- oder Wechselgeschaf-

ten sich abgeben wollen/ ihren Gewerb öffentlich und

kaufmännisch betreiben/ und zu dem End ein ordentliches

offenes Waarenlager oder Comptoir halte«/ an welchem

eine Auffchrifr mir dcm Name der Raggion und der Artz

der Handlung oder Gefchäfte stehn foll.

9) Allen nicht nüt HandlungS-Scheinen versehene»

Juden aber ist verboten/ stch mit irgend einer Art von

Handel und Gewerb in dem Camon abzugeben/ bey Strafe
der Ungültigkeit der Verhandlung/ und eS mögen noch

überdieß je nach den Umstättdcn die Mderhandelnden mit
einer Geldbuße die bis auf L. 10Y ansteige« kann/ und

Mit der Fortweisung aus dem Camon belegt werden.

IO Kein. Jude / er sey mit einem Handlungs-Schein

MschM oder nicht /. darf an Dienstboten oder Taglöhner
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Geld auf Pfänder ausleihen; er darf auch andern Per.
fönen nichts auf Pfänder leihen, eö werde dann eine not«,

rialifche Verfchreibung darüber ausgefertigt, und darin
die Ausbezahlung des geliehenen baaren Gelds förmlich

bezeugt, bey Strafe des Verlusts alles Pfandrechts, und

der unentgeldlichen Auslieferung der bereits behändigten

Pfänder, fo wie auch der Fortweisung aus dem Canton

im Wiederholungsfall.

11) Unter der nemlichen Strafe ist den Juden
anmit verboten, stch in irgend einigen Fällen die Geräth,
fchaften, Werkzeuge und Kleider von Handwerkern, Tag-
löhnern oder Dienstboten, fo wie die Kleidungen, Waffen
und Effekten von Soldaten verpfänden zu lassen.

12) Im übrigen dann stnd die Juden, benebst den

in gegenwärtiger Verordnung enthaltenen Vorschriften,

den allgemeinen hiestgen Polizey-Verordnungen, in Abstcht

auf alle ihre Verhältnisse, gleich allen andern Fremden

eder Einheimischen unterworfen.

IZ) Gegenwärtige Verordnung, deren Vollziehung

vom isten Julius nächstkünftig an ihren Anfang nimmt,
foll gedruckt, öffentlich angefchlagcn und der Sammlung
der Gesetze beygerückt werden.

Geben Bern, den 17. April iso9.

Der Amts. Schultheiß,

C. F. Freudenreich.

Namens des Raths,
>er Staatsschreiber,

T h o r m a n ».
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Dekret.
Competenz des Kleinen Raths zu Erhebung

einer Kriegssteuer.

(Siehe Bd. II., S-242.)

Wir Schultheiß Klei« und Grosse Räthe deS

CantonSBern, thun kuud hiemit: Demenach das

Zusammenziehen beträchtlicher Armeen nnd die unfern

Unserer vaterländischen Grenzen sich zugetragenen Kriegs.

Vorfälle des Herrn Landammanns der Schweiz Excellenz

durch die letzt abgehaltene ausserordentliche Tagsatzung

dazu bevollmächtigt, bewogen haben, zu Behauptung Un«

serer Schweizerischen Neutralität so wie zu Abwendung

alles Kriegsungemaches, ein eidgenößisches Truppen-CorpS

aufzustellen, als haben Wir, in der Ueberzeugung, daß

jeder Unferer lieben und getreuen Angehörigen gern mit
Uns das Seinige beytragen werde, um Unferm gemein,

samen Vaterlande die fernere Beybehaltung des Friedens

zu verfchasscn, darauf Bedacht genommen, wie die Unferm

Canton bey einer etwas in die Länge stch verziehenden Fort-
fetzung diefer Maasregeln oder bey einer allfälligen Er.
Weiterung derfelben auffallenden Unkosten erhoben werden

können, indem folchen Falls die ordentlichen nur auf das

Nothwendige beschränkten Einnahmen so wie diejenigen

Hülfsquellen, welche in der Competenz des Kleinen Naths

liegen, keineswegs hinreichen würden. Wir haben fonach

auf den Vortrag Unfers Kleinen Raths beschlossen und

verordnet, was hienach folget, wie Wir denn
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Verordnen:
t) Sobald das jetzt aufgestellte eidgenößifche Trup»

pen-Corps bedeutend vermehrt oder auch dasselbe fo lange

beybehalten werden follte, daß die daherigen Kosten stch

namhaft vermehren und durch die gewöhnlichen Staats-

Einkünfte nicht mehr gedeckt werden könnten, fo foll eine

ausserordentliche Kriegssteuer in Unferm Canton auöge-

fchrieben und erhoben werden.

2) Diese Kriegssteuer wird nach demjenigen MaaS-

fiab auf die verfchiedenen AmtS-Bezirke verlegt, der in
der Verordnung vom 7ten Oktober 18«7 über die Excku-

tion des Fuhrgefetzes zu Vertheilung der Eantons-Fuh-
rungen angenommen und festgesetzt worden ist; da denn

die weitere Vertheilung unter die einzelnen Gemeinden

nach dem ist Folge eben diefer Verordnung zwifchen

denfelben übereingekommenen oder richterlich bestimmten

Verhältnisse, oder wo ein folches noch nicht zu Stande ge.

kommen feyn follte, nach dem bey der letzten Kriegssteuer

befolgten Maasstabe gemacht werden foll.

Z) Dem Kleinen Nach wird andurch die Macht und

Gewalt ertheilt, diefe Steuer in oben angezeigtem Falle
auszuschreiben, diefelbe auch zu wiederholen, fo lange
das Bedürfniß der gegenwärtigen ausserordentlichen

Umstände und die damit verknüpften ausserordentlichen

eidsgenößischen Anstalten eö erfordern und überhaupt alle

diejenigen Verfügungen zu treffen, welche auf die Erhebung

und Vertheilung derfelben Bezug haben, fo wie alle

Anstände zu entscheiden, die von daher entstehen möchten,

in dem Verstand jedennoch, daß diese ausserordentliche
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Kriegssteuer den Betràg einer doppelte» Kriegssteuer nicht

übersteige und ohne Itnfere bestimmte Einwilligung keine

fernere Ausschreibung statt haben folle.

4) Ueber diefe ausserordentlichen Kriegssteuern foll
seiner Zeit eine befondere Rechnung abgelegt / unterdessen

aber sollen die gewöhnlichen Staats- und Administrations-
Kosten wie bisdahin fortgefetzt und auö den ordentlichen

Einnahmen bestritten werden.

6) Gegenwärtige Verordnung foll, wenn der Fall
der Kriegssteuer-Ausschreibung wirklich eintreten wird,
gedruckt, von den Kanzeln verlesen und öffentlich

angeschlagen werden.

Geben in Unserer Grossen Raths-Versammlung i«
Bern, de» 12. May is«9.

Der Amts-Schultheiß,
C. F. Freudenreich.

Namens des Grossen Raths,
der Staatsschreiber,

T h 0 r m a n n.
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Vertheilung
der Bußen von Hausierern.

(Siehe Bd. I., S.SZ5/ oben S- ^4 u. 238.)

K r ei s sch r ei b en
des Justiz-Raths an alle Ober-Aemter.

Äa die Hauster, Ordnung vom 27sten April 1S04 nicht

bestimmt/ ob und welcher Antheil von den darin
festgesetzten Bußen dem Verleider zukommen folle / fo haben

Mhghrn. die Räthe unter dem I9ten dieß/ aufden hier-

seitigen Vortrag erkennt: daß dem Verleider von

Widerhandlungen gegen die Hauster-Ordnung ei» Drittheil der

jeweiligen Buße zukomme» folle.

Welche Erläuterung Ihnen gleich den übrigen Herren
Oberamtömännern zur Nachachtung in vorkommenden

Fällen anmit bekannt gmacht wird.

Bern/ den 20. May iso9.

Der Viee-Präsident deS IM'
und Polizey- RathS /

Haller.
Z e e rlede r / Sekr.
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Verordnung.
Stempelgebühr von fremden Zeitungen.

(SicheBd.il., S-278.)

Ä5ir Schultheiß undRath des CantonSBern,
thun kund hiemit: Daß Wir auf angehörten Vortrag Unfers

Finanz-Rathes/ in Betreff der Stempelgebühr der

Zeitungen, folgendes verordnet haben und

verordnen:
1) Die Stempelgebühr aller ausser der Schweiz

gedruckten Zeitungen bleibt bestimmt wie bisher, nemlich:

Für folche, die täglich mit einem Folio-Bogen
erscheinen, vierteljährlich L. 4.

Für folche, die täglich mit einem Quakt-Bogen
erscheinen, vierteljährlich L. 2.

Für folche, die täglich mit einem Oetav.Bogen
oder drey und weniger Male die Woche mit
einem Quart-Bogen erscheinen, vierteljährlich L. i.

2) Die Stempelgebühr schweizerischer, ausser hiesigem

Camsn gedruckter Zeitungen wird für die Zukunft
festgefetzt:

Für Zeitungen von einem Folio.Bogen, auf btz. 5

vierteljährlich von jedem Male wo ste wöchentlich

herauskommen.
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Für Zeitungen von einem Quart.Bogen aufdie
Hälfte, oder auf btz. 2 rp. 6 vierteljährlich

von jedem Male wo sie wöchentlich herauskommen.

3) Diefe Stempelgebühren werden künftig nicht mehr

von dem Pvstamte bezogen/ fondern müssen von den

Abonnenten der Zeitung in den betreffenden Amtfchreibereyen

entrichtet werden.

4) Für die dicßörtige Bezahlung/ welche nach Ver.
langen für 3/ 6 oder 12 Monate abgenommen wird/
aber stets für ein Quartal auf isten Jenner/ isten April,
isten July und isten Oktober/ Platz haben foll/ wird

von den Amtschreibern eine Quittung ohne einiges
Emolument ertheilt werden.

6) Diese Quittung soll dann dem betreffenden Posi-

Büreau bey erster Abholung der Zeitung eingeliefert werden.

6) Allen Post-Bureaux ist verboten/ ohne eine folche

Quittung an irgend jemand eine Zeitung auszuliefern/

bey einer Buße von L. iv/ welche im Widerholungsfall

verdoppelt werden foll.

7) Alle «nd jede Post-Büreaux sollen je alle 3 Mo.
nate diefe sämtlichen eingegangenen Quittungen dem Haupt«

Büreau in Bern einsende«/ welches dieselben Unferm

Stempel - Direktor zuschicken wird.

8) Von diefer Verordnung bleiben wie bisher die

sämtlichen allhier residierenden auswärtigen Herren Ke
sandten ausgenommen.



9) Die Widerhandelnden sollen Unsern OberamtS.

männern verleidet «nd von denselben mit der, in dem

Gesetze vom 22sten May is«5 bestimmten Buße des

zehnfachen StempelbetragS belegt werden.

10) Gegenwärtige Verordnung, durch welche alle

frühern den Stempel von Zeitungen betreffenden

Verordnungen, in fofern ste mit derfelben im Widerspruch

stehe», aufgehoben stnd, foll vom isten Julius is«9
ihren Anfang nehmen, öffentlich bekannt gemacht,
Unserm Finanz. Rathe zur Vollziehung zngesandt und der

Sammlung der Gesetze beygedruckt werden.

Geben in Bern, den Zi. May 1S09.

Der AmtS-Schultheiß,

C. F. Freudenreich.

Namens des Raths,
der Rathsschreiber,

G ruber.

Erlau-
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Erläuterung
über das Aarschiffahrt-Reglement von Thum

(Siehe vorher S 213.)

Schreiben
des Kleinen Raths an das Oberamt Thum

Ilm die dem Land nützliche Fabrikatisn des Gipses zu
begünstige«, ss haben Wir für die Zukunft den Transpork
des GipfeS auf der Aare frey gegeben, unter dem

ausdrücklichen Vorbehalt jedoch, daß diejenigen Schiffleme,
die das Jahr hindurch Gips oder andere den patentirten

Schiffleuten nicht ausschließlich vorbehalten«: Effekten auf
der Aare von Thun nach Bern führen, den gleichen

Instruktionen und Visitationen der Schiffe vor ihrer Abfahrt

unterworfen feyn follen, welche durch das Reglement
denen patentirten Schiffleuten vorgeschrieben stnd, und

daß diefelben zu denen Arbeiten mithelfen, welche befonders

zur Winterszeit gemacht werden müssen, um den

Schiffweg branchbar zu erhalten. Dessen Sie berichtet

werden, um gegenwärtige Erkanntniß gleich dem Schif-
fahrt-Reglement feines Orts einfchreiben zu lassen, und

Hand Abzuhalten, daß derfelben nachgelebt werde.

Bern/ den Zt. Ma? iso9.

Canzley Bem.

M. Vd. lt



Verordnung.
Kriegssteuer - Ausschreibung.

(Siehe vorher S. 29«.)

Äöir Schultheiß und Rath des CantonSBern,
thun kund hiemit: Demenach die schon seit mehreren Mo>

naten auf Unsern vaterländischen Grenzen aufgestellten

eidsgenößischen Truppen nicht nur noch immer im Dienst

stch befinden, sondern seither noch namhaft vermehrt wor,
den stnd, wirklich auch das erste Geld- Contingent grösi-

rentheils abgeliefert worden ist; eine so beträchtliche, noch

immer fortdaurende ausserordentliche Auslage aber, durch

die gewöhnlichen Staats-Einkünfte nicht gedeckt werden

kann, alö haben Wir nach der Uns von dem Grossen

Rathe am I2ten May dieß JahrS dazu ertheilten Begwältigung

nöthig gefunden, theils zu Vergütung der bereits

ergangenen, theils dann auch zu Bestreitung der noch

immer fortlaufenden Kosten, eine doppelte Kriegssteuer

von zufammen Zweymalhunderttaufend Franken auszufchrei.

ben, wie Wir denn

Verordnen:
1) Die erste Hälfte diefer Kriegssteuer soll mit Ein-

malhundcmausend Franken von nun an erhoben, «nd

es soll der einer jeden Stadt oder Kirchgemeinde daran

beziehende Antheil längstens und unfehlbar bis auf den

ersten Tag Herbstmonat nächstkünftig von den betreffenden

Stadträthcn oder Gemeindsbehörden, zn Handen der

Haupt-Cassa an Unfere Oberamtömänner eingeliefert werden.



2) Vie zweyte Hälfte dieser Kriegssteuer voit ebenfalls

Einmalhunderttaufend Franken, foll dann gleich nachher

erhoben und bis auf den ersten Tag ChnstmonatS nächst,

künftig abgegeben werden.

Z) Die Erhebung diefer Steuern werden die Ge«

meinden nach den vorhandenen Tell-Reglementen oder

ihrem fönst eingeführten Steuer-Bezug veranstalte« / mir
der Beschränkung jedoch/ daß die ausser ihrem Gemeinde

bezirk gelegenen Liegenschaften/ die etwa GemeindS-An»

gehörigen zugehören möchten / «icht mit angelegt werden

follen/ indem alles Grund-Eigenthum da versteuert wer,
den muß/ wo es gelegen ist/ und der Besitzer für das

gleiche Vermögen mcht an zwey Orten angelegt werden

kann.

4) Für den Bezug diefer Steuern wird den Gemeinden

zu Deckung der daherigen Kosten das Drey vom Hundert

ihres Steuer-Betrags überlassen/ welchen Betrag ste

bey Ueberlieferung des Geldes abziehen werden.

5) Mit diefer Verordnung foll auch diejenige des

Grossen Raths vom tZten May 1809 gedruckt, und es

follen beyde fowohl von Kanzeln angezeigt und au

gewohnten Orten angefchlagen/ als aber allen Stadt- und

GemeindS-Behörden zur Befolgung mitgetheilt werden.

Geben in Bern/ den 19. July i809.

Der AmtS-Schultheiß/

E. F. Freudenreich.
Namens des Raths,

der Rathsschreiher,

Gruber.
U Z
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De k r e t.
Errichtung einer neuen geistlichen Stelle auf

Rüfchegg,
Amts Schwarzeuburg.

(Siehe Bd. II., S. 7, 186, 36«, 383.)

Äer Kleine Rath des CantonS Bern, nachdem

derselbe in Betrachtung gezogen, daß durch die Weitläufigkeit

der Kirchgemeinden Guggisberg und Wahleren, Ober-

amts Schwarzenburg, und die in diesen Gegenden zunehmende

Bevölkerung, die Pfarrer dieser Gemeinden in der

Unmöglichkeit find, den Pflichten ihres Amts'als

Seelsorger, Schul- und Sitten.Auffeher volles Genügen zu

leisten, daß ferner wegen der Lage des Landes und der

Entfernung mehrerer Ortfchaften von der Kirche, viele

Einwohner besonders zur Winterszeit, geistlichen Unterricht,
so wie Erbauung und Trost in alten und kranken Tagen

entbehren;

So hat der Kleine Rath, um diesen Bedürfnissen

abzuhelfen und aus landesväterlicher Fürsorge für das geist.

liche Wohl der Bewohner gedachter abgelegenen Ortschaften

im Oberamt Schwarzenburg, beschlossen, eine neue

Seelsorgerstelle dafelbst zu errichten, demnach dann

verordnet:
1) ES foll auf Rüfchegg eine neue geistliche Stell«

errichtet, und derfelben ein eigener Geistlicher «mer dem

Namen Helfer auf Rüfchegg, vorgesetzt werden.



—zar2) Diese Helferstelle ist ein Vorposten; ste wird dnrch

die freye Wahl vergeben und bey Pfrundbefatzungen nach

dem Range nicht angerechnet.

3) Die zu diefer Helferey zu legenden Bezirke stnd:

». Der'Schluchttheil der Gemeinde Guggisberg, mit
allen dazu gehörenden Ortfchaften zc. zc.

K. Folgende Ortschaften der Gemeinde Wahleren:

Winterkraut, Ober, und Nieder. Rothen, Ober-

und Unter-Wyden, Fuhren, Matten, Stigma«,
Ahorn, Loch, Gauggenberg, im Häufeli, Widenegg,

Hinter, Fähl, Buchmühle im Wengerli, im Ein-
fchlag, im Weizacker, Nächacker, Lumperen, im
Lengacker, Fuhrenweidli.

Der Oberamtsmann von Schwarzenburg wird
mit Zuziehung des betreffenden Pfarrers und der

Vorgefetzten die Grenzbestimmung des HelftreybezirkS

Vornehmen, und dem Kleinen.Rath zur Bestätigung

vorlegen.

4) Da aber die Errichtung diefer neuen geistlichen

Stelle keinen andern Zweck hat, alö in diefem von den

Pfarrkirchen abgelegenen, bevölkerten Bezirke eine gründ,
lichere Kenntniß Unferer heil. Religion zu verbreiten, und

durch die Nähe geistlichen Trostes und Hülfe, Moralität
und christliche Tugenden zu befördern; fo foll in den bis,

herigen Verhältnissen der Ortfchaften dieses HelftreybezirkS

zu ihren Kirchgemeinden, es sey in bürgerlicher, politischer

und jeder andern Rücksicht, keine Neuerung oder Abän,

derung geschehen, sondern alles jetzt und in die Zukunft

bey den bestehenden Einrichtungen, Rechten und Beschwerden

sein Verbleiben haben.
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5) Dem Helfer auf Rüfchegg liegen als geistlichem

Seelforger in feinem Helferer, bezirk/ ausschließlich ob:

fleißige Haus. Kranken, und Schul-Befuchungen/ die

Unterweisung und Admißio». der Jugend zum heil. Abend,

mahl; überhaupt die ganze Seelsorge im ausgedehntesten

Sinn/ nach Ausweis der Predikanten. und Schul-Ordnung

/ nach welchen er stch/ wie jeder andere Pfarr-Geist-

Kche zu halte«/ verpflichtet ist; und gleich denfelben in
dem ihm angewiefenen Bezirk alle Pastoral-Funktionen

zu erfüllen hat. Mithin auch alle Sonntage Vormittags
eine Predigt und Nachmittags eine Kinderlehr halten foll/
fo wie auch einen regulären Morgen-Gottesdienst in der

Woche / in dem Verstand jedoch/ daß wenn er nach Gug.

giSberg/ Wahlern/ Albligen oder Rüggisberg zu predi»

gen berufen würde, er devnzumal an dem gleichen Tage

Vormittags zu Rüschegg zu predigen nicht verbunden sey»

soll. Zu jedem Gottesdienst anf Rüfchegg foll mit der

Gloke zur Versammlung geläutet werden.

6) Er wird einen Tauf. Ehe- und Commumkamen-

Rodel / und auch sobald eiu Begräbuißplatz zu Rüfchegg

eingerichtet fenn wird / einen Todten-Rodel führe« / und

dieselben alljährlich / so viel es jede Kirchgemeinde betrifft/
den Pfarrern zu Guggisberg und Wählern zur Einrückung
in die GemcindS-Rödel mittheile«/ welche dann in Zeit
von s Tagen diefe Arbeit vollenden und dem Helfer feine

Rödel zurückstellen follen. Eben fo wird dieser Helfer
auch über die verlesenen Verordnungen ein Mandatenbuch

führen / und fowohl für die Einrichtung desselben als der

übrigen Rödel die darüber zu erlassende Verordnung genau
befolgen.



7) In fernerem wird cr, wenn die Pfarrer zn Rüg.

gisberg / Wählern, Guggisberg oder Albligen sich dcS

Claß-Helfers nicht bedienen könnten / denfelben im Noth,
fall Hülfe leisten; doch wenn es ihm möglich ist/ ohne

Abbruch des sonntäglichen Nachmittags - Gottesdienstes

auf Rüfchegg; wo nicht/ fo darf der Gottesdienst auf
Rüfchegg/ jedoch nur für Kinderlehr und Gebet/ durch

einen Schulmeister verrichtet werden. Jn Nothfällen wer.
den auch bemeldte Pfarrer diefem Helfer Beystand leisten.

8) Es foll in den Gemeinden Wählern und Guggiö.
berg ein Chorrichter für jede Gemeinde bestellt werde«/
der in dem Helfereybezirk derfelben wohnt/ und mit dem

Helfer die Aufficht über die Schulen diefes Bezirks / deren

steißige Befuchung / uud die Sitten der Einwohner füh.
ren foll.

Bey fruchtlosen Ermahnungen oder Vergehen gegen

die Ehegerichtsfatzung/ werden sie die Ungehorsamen und

Fehlbaren dem Chorgericht der betreffenden Gemeinde an.

zeigen. Zu dem Ende foll der Helfer ein Protokoll füh.

ren/ damit jederzeit alle Verhandlungen eingefehen werden

können. Jm übrigen aber follen ste sich / ausser gedachter

Anzeige an das betreffende Chorgcricht mit Ehe- und

PaternitätS.Sachen nicht befassen/ fondern dicfelben an

Behörde weifen.

9) Der Helfer ist ein Mitglied der Classe von Bern.

Ueber denfelben foll zu Rüfchegg eine jährliche Kir.
chen-Visitation gehalten werden/ bey welcher auch der

Unterhalt der Gebäude und Güter untersucht werden foll.
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io) Die Besoldung dieses Helfers besteht:

s. Jn der Nutznießung einer neu einzurichtenden Wohnung

z« Rüfchegg bey Hirschhorn / in welcher stch

aber auch ein Umerweifungszimmer besinden foll/
mit Garten und Pstanzplätzen; 5er Ertrag des übrigen

Landes foll mäßig angefchlagen/ und ihm auf
feiner hienächst ausgefetzten Befoldung angerechnet

werden.

b. In einer jährlichen Besoldung von Eintaufend

Franken.

c. In zwanzig Klaftern Brennholz und benöthigtem

Zaunholz / in nächstgelegenen obrigkeitlichen
Waldungen zu verzeigen/ der Helfer foll aber das Brennholz

in feinen Kosten anfmachen und führen lassen.

tt) Für die behörige erste Einrichtung der Kirche

Rüfchegg/ so wie für die erste Anschaffung des Kirchen-

geräths wird die Regierung sorgen; die Unterhaltung
desselben/ so wie der Helferey.Gebäude liegt aber de»

Gemeinden Guggisberg und Wahlern ob, nach dem

Verhältniß der Bevölkerung ihrer im Helfereybezixk begriffenen

Ortfchaften/ nemlich die Gemeinde Guggisberg acht

Neuntheil und die Gemeinde Wahlern ein Neuntheil.

Desgleichen liegt ihnen ob/ die Anstellung und

Befoldung eines Sigristen/ und deS BrodS und WeinS zum

heil. Abendmahle.

Gegenwärtiges Dekret foll dem Kirchen- und Finanz-

Rath/ fo viel es jeden betrifft/ zur Exekution mitgetheilt/
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und der Sammlung der Gesetze und Dekrete beygedruckt

werden.

Geben Bern, den 45. My und 19. July isos.

Der Amts. Schultheiß,

C. F. Freudenreich.
Namens des Raths,

der Rathsschreiber,

Gruber.

Uebereinkunft
wegen Ausschreibung, Festsetzung und Auslieferung

von Verbrechern und dahin einschlagenden

Gegenständen.

Äöir die Abgesandten beri Cantone der
Schweizerischen Eidgenossenschaft auf der
ordentlichen Tagsatzung zn Luzern versammelt,

thun kund hiemit: Daß Wir zu Befestigung

Unferer Bundes - und freundnachbarlichen Verhältnisse,
insbesondere denn zu Beförderung der Ordnung «nd gemeiner

Sicherheit, den Tagfatzungs - Beschluß vom 2ten

August 180Z näher zu bestimmen und auszudehnen, für
zweckmäßig erachtet und dem zufolge nächst e Heinde

gegenseitige Uebereinkunft in Rücksicht der

Ausschreibung, Verfolgung, Festsetzung und Auslieferung
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von Verbrechern ober Beschuldigten und der dießörtigen

Kosten, ft wie mich in Betreff der Verhöre und Evoca-

tion von Zeugen tn Criminalfällen, endlich dann der

Restitution gestohlener Effekten abgeschlossen haben alS:

1) Wenn Personen, die wegen eines Criminal-Vergehens,

entweder bereits bestraft oder aber eines solchen

beschuldiget stnd, aus dem Canton, ivo ste ihre Strafe
auszustehen haben, oder wo die Unrerfuchung des

angeschuldigten Verbrechens vorgenommen werden soll,
entweichen so sollen solche laut bestehender Vorschrift ordentlicher

Weise durch förmliche Steckbriefe oder Signalements

verfolgt werden.

2) Die Signalements folcher Flüchtlinge, fowohl als

diejenigen der Verwiesenen, follen nach der durch den

TagfatzungS-Beschluß vom i^ten Juny und I2ten July
1806 vorgeschriebenen Form abgefaßt, und einzeln oder

Bogenweife in einer hinreichenden Anzahl sämtlichen Can-

tonen, zu Handen ihrer Polizey-Angestellten mitgetheilt

werden.

Z) Auf folche durch Steckbriefe Verfolgte oder

AuSgefchriebene, lassen die Regierungen sämtlicher Cantone

achten und auf den Fall der Entdeckung diefelben verhasten.

4) Von dem erfolgten Verhaft foll fogleich derjenigen

Regieruilg, welche die Ausschreibung oder den Steckbrief

erlassen hat, Bekanntschaft gegeben, und derselben, inso-

ferne sich der Ausgeschriebene keines grössern Verbrechens

in einer andern Botmäßigkeit schuldig gemacht hat, die

Auslieferung angetragen werden.

5) Eben so soll die Auslieferung folcher Verbrecher,

welche noch nicht ausgeschrieben, aber im Verfolg der
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gerichtlichen Untersuchung eines in einer ander» Botmäßigkeit

begangenen Criminal-Verbrechens geständig wären,

von der betreffenden Regierung derjenigen, in deren Gebiet

das grössere Verbrechen begangen worden, angetragen

werden.

6) In folgenden besondern Fällen stnd die Polizey-
biener eines CantonS berechtiget Verbrecher in andere

Cantone zu verfolgen und ste allda anzuhalten.

«. Wenn Polizeydiener in Verfolgung der Spur vo»

flüchtigen Verbrechern oder Beschuldigten auf die

Grenze der Botmäßigkeit, welcher He angehören

kommen, und durch eine noch fo kurze Zögerung
diefe Spur verlohren gehen, hiemit die gemeine

Sicherheit durch Entweichung von verfolgten
Personen Gefahr laufen würde. Jn diefem Fall stnd

die verfolgenden Polizeydiener verpflichtet, stch vsr
dem auf ihrem Weg zunächst besindlichen Polizey-
oder GemeindS. Beamten des benachbarten CantonS

zu stellen, und von ihm die in keinem Fall zu

verweigernde Bewilligung und allfällige Handbietung

zur fernern Nachfetzung zu begehren.

K. Wenn Polizeydiener eines Cantons, welche sich mit
Transport, oder dergleichen Befehlen in einen an.
dern Canton begeben, in denfelben zufällig Ausge-

fchriebene zu Gesicht bekommen.

e. Wenn Gefangene auf dem Transport entweiche»

würden.

7) Bedarf dcr verfolgende Polizeydiener ausser dem

Canton einige Hülfe zur Arretirung, Escortirung oder
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sonst s so soll ihm dieselbe, auf Vorweisung eines Befehls
oder sonstige Legitimation, von fämtlichen Polizeydienern

oder Ortsbeamte» unverweigerlich geleistet werden. Jst
diefe Handbietung momentan/ fo wird sie unentgeldlich

geleistet/ follte sie aber von Dauer sey«/ und etwa in
Verstärkung der Eseortirung vo» Gefangenen bestehen,
so ift i» solchen Fällen der hienach Art. 11. ». festgefetzte

Tarif anwendbar.

8) Erreicht ein Polizeydiener eines CantonS ausser

demselben ausgeschriebene oder beschuldigte Verbrecher,
so ift er in allen Fällen gehalten, sie zu dem obern Re»

gierungs-Beamten des betreffenden Bezirks zu führen,
demselben feinen Befehl, worunter auch ein Signalement
begriffen ist, vorzuweifen, oder die Gründe der AnHaltung

bekannt zu machen, und die Bewilligung znr Abführung/

welcher ein PräeognitionS-Verhör vorangehen foll/

zu gewärtige».

9) Sollte der betreffende Beamte Bedenken tragen
oder nicht competent feyn/ die Abführung von ihm aus

zu bewillige«/ fo forget derfelbe nichts desto weniger
einstweilen für die Sicherheit des Arrestanten / giebt dem

Polizeydiener einen Schein der veranstalteten Arretierung und

erstattet fodann ohne Verzug Bericht feiner Regierung /
welche über die Gestattung der Auslieferung erkennt/ und

auf den Fall der Verweigerung / der Regierung / deren

Polizeydiener die Festsetzung vollzogen hat/ ihre Gründe

anzeigt.

10) Jn allen Fälle«/ wo Auslieferungen stau haben,

läßt die Regierung/ welche diefelben anbegehrt oder

angenommen hat, den oder die Gefangene» auf gutsindende



Weise i» ihren eigenen Kosten im VerHafts - oder Hauptort

des betreffenden CamonS abholen.

11) Falls aber diese Regierung aus besondern Gründen

die Gefangenen nicht selbst abholen liesse/ sondern die

Regierung, Himer deren diefelben gefangen sitzen um
die Ueberlieferung ansuchen würde/ fo kann diefelbe nicht

«erweigert und soll alSdann fur den Transport bezahlt

werden:

». Einem Führer von jedem Tag Hin- und Herreise/

deren Zahl in dem Transport-Befehl (unvorhergefehe-

ne Fälle vorbehalten) zu bestimmet! stnd/ Liv. 2. btz. —
oder von einem halben Tag/ - — 1. - —

K. Für den Unterhalt eineS Gefangenen

per Tag / - - - — 7.

e. Wenn ein Gefangener wegen Alters- oder Gefund-

heitê - Schwachheiten ausser Stande wäre / die Reife

zu Fuß zu machen, fo foll diefes von der betreffenden

Behörde in dem Transport-Befehl bescheiniget,

und alsdann der Gefangene mit mindest möglichen

Kosten auf einem Fuhrwerk transvortirt werden;
die daherigen Kosten werden ebenfalls von derjenigen

Regierung bestritten/ welcher der Gefangene

zugeführt wird.

12) Für den Unterhalt eines Gefangenen im Ver-
haft bis zu dessen Auslieferung follen von derjenigen Re-

gierung/ der der Gefangene zugeführt wird / vom Tage
der Festsetzung an zu rechne«/ per Tag 7 Batzen, alle

UnterhaltungS- HeitzungS- und andere Kosten inbegriffen,
Vergütet werden. Zu Vermeidung aller unnützen Kosten,



Fl«
'

soll iu der Regel die ausliefernde Regierung de» Antrag
später nicht als binnen den ersten acht Tagen nach der

Verhaftung erlassen.

13) Sollte aber der Art. 5 bezeichnete Fall eintreten,

«nd ein Verbrecher fpäter im Verfolg einer Unterfuchung

von Vergehen, die er in dem Camon, wo er gefangen

sitzt, begangen hat, grösserein einem andern Canton ver-

übte Delikte bekennen, fo foll dann, im Fall der AuSlic.

ferung, der diefelbe annehmende Camon die AtzungSko-

sten nur von dem Tage des gefchehenen Antrags an, z«

vergüten fchuldig feyn.

14) Jst die Arretirung eines Gefangenen von folcher

Wichtigkeit, daß diejenige Behörde, welche denfelben hat

ausschreiben lassen, eine Nekompenz auf feine Einbri»
gung gefetzt hat, fo wird folche ebenfalls von derfelben

ausgerichtet, wenn fchon die Verhaftung ausser ihrer
Botmäßigkeit statt gehabt.

15) Ausser dcn obbemeldten Kosten, follen keine am

dern, weder für Verhöre noch Skripturen odcr Ein« und

AuSthürmung :c., angefetzt, fondern die Auslieferung
gegenfeitig unentgeldlich gestattet werden.

16) Die nach diefem Tarif einzurichtenden KostenS-

Noten werden jeweilen nach vor stch gegangener Auslieferung

von einer Regierung zur andern oder in ihren Name»

dnrch die dazu begwältigten Behörden berichtiget.

17) Sollte aber der auszuliefernde Verbrecher bey

Geld feyn, und überhaupt Vermögen besitzen oder zu

erwarten haben, fo follen alle ergangene Verhafts- Prozeß-

«nd Judizialkosten (falls er dazu verurtheilt wird) nach
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dem Tarif des Cantons/ in welchem die Sentenz
ausgesprochen wird/ darob erhoben werî^n; zu welchem Ende

sich die Cantone gegenseitig zu ieder Handbietung ver.

pflichten / um diefe Kosten / da wo das Vermögen des

Delinquenten liegt/ zu erheben.

15) Falls die eine oder andere Regierung Gefan

gene transportiren liesse/ welche ordentlicher Weife andere

Botmäßigkeiten betreten müßten/ fo istgegenfeitigfestgcftp:.

s. Daß der Führer des Gefangenen mit einem förmli-
chen Transport. Befehl verfehen feyn folle.

K. Daß diefer Befehl bey dem Eintritt in einen andern

Camon dem ersten von der Hauptstrasse nicht adge.

legenen RegierungS-Beamten vorgewiesen und von

selbigem dahin vistrt'werden solle / daß dem Führer,
fo lang er stch auf diefer Botmäßigkeit befindet,»

die allfällig benöthigte Handbietung geleistet werde.

«. Daß wenn der Führer auf feinem Weg den Hauptort
des CantonS paßiren würde/ er den Befehl dafelbst

annoch von dem ersten Polizey - Beamten vistren

lassen solle.

6. Daß ein Gefangener auf Begehren des Führers über

Rächt gegen Erlegung von btz. 3 rp. 5 in die

Gefängnisse aufgenommen und verköstiget werden foll,
daß aber/ im Fall derfelbe aus befondern Ursachen

einen oder mehrere Tage im Verhaft bliebe/ der

Führer des Gefangenen fogleich für jeden Tag
btz. 7 zu bezahlen habe.

19) Wäre eS nothwendig'/ daß zu Erhebung eines

Verbrechens oder seiner Umstände / Angehörige des eine»
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oder andern Cantons zur Ablegung eiueS Zeugnisses ein.

vernommen werden müßten, so werden dieselben, anf
vorläufige ErfuchungS-Schreiben, die Zengnisse der Regel

nach vor ihrem natürlichen Richter ablegen. Die per.
sönliche Stellung der Zeugen kann aber auch in ausser-

ordentlichen Fällen, wenn nemlich solche zu Confrönta-

tionen oder zu Anerkennung der Identität eines Verbrechers

oder von Sachen '.c. nothwendig ist, von der

betreffenden RegierungS. Behörde begehrt, und foll ohne erhebliche

der ansuchenden Regierungsstelle anzuzeigende Gründe

niemals verweigert werden.

20) Jn diefem Falle machen stch die Cantone

wechselsweise anheischig, dem Zeugen an Entschädigung und

allfälligem Vorschuß'zukommen zu lassen was nach Maas-

gab der Entfernung und Dauer des Aufenthalts, auch

in Berücksichtigung deS Stands, des Gewerbs und

anderer Verhältnisse des requirirten Zeugen billig ist, fo daß

von Seite der Behörde, welche die persönliche Zeugener-

scheinnng verlangt hat, eine vollständige Entschädigung

geleistet werde.

21) Gegenstände und Sachen, die erwiesenermasse»

in einem Canton gestohlen oder geraubet, in den andern

geschleppet, und dort, gleichviel wo und bey wem ki»

natura gefunden werden, follen getreulich angezeigt und

ganz unbeschwert von Prozeß, Ersatz- oder dergleichen

Kosten dem Eigenthümer zurückgestellt werden, dagegen

aber soll der Regreß des Beschädigten auf feinen
Verkäufer nach den Civilgefetzen offen bleiben, und durch die

betreffenden Regierungen gegenseitig umexstüzt werden.

Vie
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Die Kostendann, welche die Ablieferung, der Transport

und der alkfällige Unterhalt der restituirteli Gegenstände

verurfachen, werden von demjenigen Canton getra-
gen, an welche» die Auslieferung gefchieht.

Sollte» aber die gestohlenen Waaren oder Effekten

«icht mehr vorgefunden werden, fs bleibt dem Beschädigten

die ErsatMagi gegen den Beschädigenden offen, und
diese werden auch die betreffeuden Regierung« beschützen.

In Kraft dessen, ist gegenwärtige Uebereinkunft,
unter Borbehalt der mit Beförderung und wo möglich
vor Ende des laufenden JahreS von den hohen Ständen

zu ertheilenden und Seiner Excellenz dem Herrn Land-

nmmann der Schweiz fowohl als sämtlichen Cantone»

anzuzeigenden Ratifikation, zwischen den Abgesandten der
Cantone abgeschlossen worden, «nd soll vom gegenseitige«

Empfang der Ratifikation an, zwifchen denjenigen Canro-

nen, die ratifizieren werden, in Kraft und Exekution
erwachsen.

Geschehen in Luzern, den 1. July isos und von
dem Kleinen Rath des CantonS Bern ratifiziert den 18.

July 1808.

Ratifikation.
Nus den ab Seite der hohen Stände theils im Lauf des

JahreS 1508 direkte eingelangten, theils in der gemein

eidgenößischen Sitzung vom Ztm Juny 1809 geschehene«

Erklärungen ergab es stch, daß sämtliche Cantone mit
III. Sd. X
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Ausnahme von Waadt, dem hievorstehenden Concordat

wegen Auslieferungen ze. :c. beygetreten sind, fo daß es

nun als in Kraft erwachst« zu betrachten ist.

Demnach follen die Vorfchriften diefeS Concordats in
BeyfeitSfetznng aller frühern befondern Verkommniffe

künftighin gegen alle hohen Schweizerischen Stände, Waadt

ausgenommen, gegen welchen Camon indessen der mit dem-

felben unterm 27sten Julius iso7 geschlossene Vertrag
(stehe oben S. 147) in voller Kraft verbleibt, zur
Richtschnur dienem

Canzley Bern.
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Kalender-Privilegium.

Äöir Schultheiß und Rath des Cantons Ber»,
thun kund hiemit: Daß Wir auf das geziemende Nach-

werben Unfers lieben und getreuen Angehörigen, Ludwig
Albrecht Häver, Burger der Stadt Bern und Buchdrucker

dafelbst, demselben das Privilegium ertheilen, auf drey

Jahre und erstesmal auf I812 einzig und ausschließlich

die inländischen sogenannten Berner-Kalender, de»

hinkenden Bott, Rostus, Schreib- und Wand-Kalender z»
drucken und zu verkaufen oder verkaufen zu lassen;

Alles jedoch unter folgenden Bedingen:

1) Solle er den Inhalt diefer Kalender je das Jahr
vorher und in angemessener Zeit Unferm verordneten Censor

zustellen, damit derselbe die erforderlichen Abänderungen

in denfelben macheu könne.

2) Sollen diefe Kalender sauber korrekt und auf
gutem Papier gedruckt, während obbenannten drey Jahre»
ohne die Stempelgebühr folgendermassen von ihm odcr

seinen zu bestellenden Unter-Verkäufern verkauft werden

«nd derfelben iu genügsamer Anzahl zu haben feyn.

1. Hinkender Bott, die 9^ Bogen halten, geheftet zwey

Batzen fünf Rappen das Stück.

2. Rostus von 4 Bogm, geheftet zu ein Batzen zwey
und ein halber Rappen das Stück.

X 2
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z. Schreib-Kalender zu 2; Bogen/ das Dutzend unge¬

bunden zu zwey und zwanzig Batzen / gebunden das

Stück zu drey Batzeu/ oder je «ach dem Bande drey

und ein halber Batzen.

4. Wand-Kalender zu ein Batzen fünf Rappen das Stück.

3) Diefe Preis. Bestimmung foll er dem Kalender

selbst Vordrucken lassen.

.4) Soll er von diefen Kalendern die gewohnte Abgabe

an Uns und Unfere Canzley und Staats-Bedienten
abrichten.

Jn Erwartung daß er diefen Vorfchriften, so wie

allen übrigen Unsern Verordnungen nachleben werde, werden

Wir ihn bey diefem feinem Privilegium schützen und

schirmen.

Gegeben in Bern, den 23. August isos.

Der Amts-Schultheiß/

C. F. Freudenreich.
Namens deö RathS/

der Rathsschreiber,

Gruber,
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Verordnung
über die den Herren Pfarrern zu führen

obliegenden Schlafbücher.

Ä)ir Schultheiß und Rath des Cantons Ber»/
thun kund hiemit: Da Wir der Nothwendigkeit zu feyn

erachtet / daß zu Vermeidung aller Unordnung und. befonders

zu einer vollständigen Begründung der bürgerlichen

Rechte Unferer Angehörige«/ fo wie zu Ausweichung
aller daher entstehen könnenden Anstände und Streitigkeiten/
in der Führung derjenigen Schlafbücher / die hinter Un-
fere» Pfarrern liegen / ?etne gänzliche Gleichförmigkeit

beobachtet werde/ fo habe» Wir nach genauer Prüfung
der zu dcm Ende Uns vorgelegten Projekte / und auf den

Rapport Unseres Kjrchen-Raths zu verordnen gut befunden:

1) Diejenigen Schlafbücher/ welche Unferen Pfarrern

zu führen obliege»/ und stch hinter einem jeden

einzeln finden follen, find: der Tauf-Rodel/ der

Communikanten-Rodel/der Ehe-Rodel/ der Todten-Rodcl/ das

Mandatenbuch/ und d«/ wo der Pfarrer Aktuar des

ChorgerichtS ist, das Chsrgerichts-Manual.

2) Alle diefe Schlafbücher follen von den Pfarrern
bey ihrer Verantwortlichkeit mit der äussersten Sorgfalt
geführt/ uud afleS dahin gehörende eigenhändig / fo sieißig

und richtig eingetragen werden / daß ste in alle» Fällen

zu smhentifchen Belege» diene« könne».
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3) Belangend die äussere Form dieser Bücher, ss

wie auch das Materielle: so wollen Wir

s. Daß dazu Median in Folio genommen werde, und

um der Gleichförmigkeit willen diese Bücher einzig

an 'nachbestimmtem Ort angeschafft werden.

d. Daß alle Eintreibungen eigenhändig so sauber als

möglich, und mit leserlicher und haltbarer Schrift
gemacht, und dabey genau die vorgefchriebenen

Formulare befolgt werden.

e. Zu Vermeidung aller Zweideutigkeit follen die Tauf,
Geschlechts, und Ortsnamen der in diefen Büchern
vorkommenden Perfonen nach der angenommene«

Rechtfchreibung ausgeschrieben, und keine Abbrevia,
'

turen, die jene Namen ungewiß machen können,

angebracht werden.

s. Bey der Einschreibung jeder Taufe, Copulation,
oder Begräbniß soll das Datum beygefetzt werden.

e. Jedes dieser Schlafbücher soll beyöxig und deutlich

registrirt werden.

4) Dem Namen des Kinds soll auch sein angegebener

Geburtstag beygesetzt werden, obschon der Pfarrer denfelben

in einem auszufertigenden Taufschein nicht fo wie de»

Tsg der Taufe offiziell zu bezeugen angehalten ift.

5> Bey nneheüchen Kindern foll der Name des

VaterS so lange ausgelassen werdên, bis derselbe stch felbst

dazu angiebt, oder ste einem folchen richterlich zugesprochen

stns; woraufhin derfelbe mit dem Datum des Zu-
Hruchs beizusetzen isi. Wenn em Bater die Einschrei,
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bung eines anderwärts getauften ehelichen oder unehelichen

Kindes begehrt, so soll solches nicht anders geschehen,

als mit Vorwisse» des Richters, und auf Borweisung

förmlicher, von der Regierung des Orts, wo sie getauft

worden, legalisirter Taufscheine. Auch foll das Kind
unter der Mutter Namen allein registrirt werden, bis es

nach gefälltem richterlichen Urtheil auch unter des Vaters
Namen geschehen kann.

6) So oft ein eheliches oder uneheliches Kind nicht

von dem Vater oder der Mutter felbst zur Taufe angegeben

wird: fo foll der Name der Perfon, die es angiebt, der

Einfchreibung beygesetzt werden, damit man wisse, an

wen man sich im Falle einer falschen Angabe halten könne.

7) Wenn ein Pfarrer oder Vikar den von feinen

Vorfahren oder Prinzipalen angefangenen Rodel fortführt,
so foll derfelbe beym Eingang das Datum des Anfangs

seiner Funktion mit Beyfetzung feiner Umerfchrift anmerken.

8) Unter die Verstorbenen 'sollen auch' die vsr der

Taufe verstorbenen und todt gebornen Kinder eingetragen

und kein folches ohne Bewilligung des Pfarrers be-,

graben werden.

9) Alle den Pfarrern zum Verlest» zugesendete

obrigkeitliche Verordnungen wird er inskünftig, wenn deren

Einrückung dabey befohlen ist, in ein befonderes Mandatenbuch

eintragen oder einheften.

Bey Zedel», fo Partikulargegenstände betreffen, wird
deren Verlesung dnrch den Pfarrer bescheinigt.

10) Zu Vervollständigung der jetzigen Mandatenbücher

werden jedem Pfarrer diejenigen neuer» Mrsrdnunge»



bekannt gemacht Mb übersendet werden deren EinrückuM
«nd AnfbehaltunK nöthig ist / und die er dann,, wenn
solches noch nicht geschehen ist, eintragen wird.

Exekution dieser Verordnung.

Damit diefer Unserer Verordnung genau nachgelebt

werde: fo befehlen Wir

11) Allemal, wenn ein jetzt bestehendes Schlafbuch

ausgcfchriebe» ist, foll auf Kosten der Gemeinden an dem

hienach bestiminren Orte ein neues angeschafft und fodann

«ach der neuen Form, eingerichtet werden.

12) Damit in Ansehung des Materiellen eine

Gleichförmigkeit gehandhabt werden könne so wird der Kirchen-

Rath beauftragt, zu veranstalten, daß in der hochobrig-

keitlichcn Buchdruckerey beständig ein hinreichender Vorrath

von dergleichen eingebundenen und behörig eingerichteten

Schlafbiichern sich befinde.

IZ) So oft alfo ein Pfarrer eines neuen Schlaftuchs

bedarf: fo foll dasselbe von niemand als von ihm, und

nirgends als in bemeldter obrigkeitlicher Buchdruckerey

auf Unkosten feiner Gemeinde angeschaft werden.

14) Aller Orten sollen die Schlafbücher, sowohl die

laufenden als die geschlossenen, in den Pfarrhäusern in
einem sichern Gebalt, wo die wenigste Feuersgefahr ist,
beysammen aufbewahrt werden.

15) Die Visitatoren follen bey den Kirchen-Visitationen

bey ihrem aufhabenden Eid darauf achten daß

dieser Verordnung nachgelebt werde, worüber sie auch

vor ihrer Elasse jedesmal ihren Rapport erstatten, und
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d«ri» anzeigen sollen, wo ein «eues Schlafbuch angefangen

worden fey.

16) Jedesmal, fo oft folches verlangt werden wird,
sollen die Pfarrer die Populations-Tabellen von ihre»
respektiven Pfarrbezirken fo vollständig als möglich, mit

Hülfe der Vorgesetzten, nach ihnen zuzustellendem Formular

durch ihre Hhrn. Oberamtömänner Unserer Landöko-

nomie» Commißion und alljährlich die GeburtS- und Ster-
belisten Unserem Sanität-Rath einsenden.

Diese Verordnung soll gedruckt, sämtlichen angestellte»

Geistlichen mitgetheilt, der Sammlung der Gesetze und

Dekrete beygefügt, «nd auch als ein Anhang der zu

erlassenden neuen Predikanten-Ordnung angehängt werden.

Gebe» Bern, de» Zo. August 1809.

Der Amts-Schultheiß,

C. F. Freudenreich.

Namens des Raths,
der Rathsschreih«,

GruSer.
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Publikation.
Jagdbahn pro 1809 und igi«.

(Siche vorher S- 77.)

Äer Vorschrift der Jagd-Verordnung zufolge, so wie

unter denen in derfelben enthaltenen Bedingungen, sind

von Mnhghrn. des Kleinen Raths nachstehende Gegenden

und Waldungen neuerdings für zwey Jahre, nemlich für
2809 und isio in Bann gelegt worden, und zwar

K. Für das Amt Bern.

1) Untenaus der Stadt. Vom untern Thor hie-

figer Stadt, der Aare nach hinauf biS hinter Märchlige«

zum fogenannten Rimelwald, von da dem Rimelwald-

Saum nach hinauf bis zu Ende des Waldes, und alSdann

der Schnur nach hinauf bis in den Weg fo nach Allmendingen

führt, demfelben nach biS in das Dorf Allmendingen

an der Thunstrasse; von da queer über die Strasse

durch das WsrbeMi bis an das Nieder-Eichi und kleine

Hüttlein, desselben Saum nach an der Mittags-Seite
gegen das Hölzlihüusi, von da durch das Worbgäßli hin-

auf bis nach Rüfenacht in die Worbstrasse; durch diefe

Strasse zurück bis zu dem Gümligen-Dorfbrunnen, und

von da durch das Gümligengäßli bis nach Deißwyl zu

der Färb an der Worblen, der Worblen nach hinab bis

nach Worblauffen, wo stch diefer Bach mit der Aare

vereinigt, vsn da der Aare nach hinauf bis wieder zum

unter» Thor der Stadt, mit Inbegriff aller inner diefer

Marchlinie gelegene» Waldungen, Felder und Güter.
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2) Hbenaus der Stadt. Der Bezirk von der Stadt

weg der Aare nach bis zu der Neubrück und von da der

Aarbergstrasse nach bis wieder zur Stadt; alles mit
Inbegriff der inner dieser Marchlinie liegenden Waldunge«,

Felder und Güter.

L. Jm Amt Wangen.
Die bereits im Ba«n gelegenen Waldungen als der

Unterberg, der Gemisberg und das Hartholz.

O. Im Amt Schwarzenburg.
Der Hangeney-Wald.

D. Im Amt Aarberg.
Der Bezirk hinter dem Schloß Aarberg der Aare

«ach hinauf bis da, wo der Mülithal-Graben anfängt
und das Bächlein, fo die Mühleu treibt, in die Aare

fällt; diefem Graben und Bächleiu nach hinauf in das

Dorf Lobstgen, vou da der Strasse nach, nach Seedorf,
unten am Seedorf-Stutz über die grosse Landstrasse, dem

Weg nach auf Wyler im Sand, durch diefeS Dorf dem

Weg nach bis auf Kosthofen und an den Lyßbach; diefen

Bach hinunter bis ans Wirthshaus zu Lyß, von da dem

Bach endslang bis da, wo er in die Aare fällt, der

Aare nach bis wieder nach Aarberg hinauf. Jn diefem

Bann stnd begriffen: alle Wälder, Felder und Güter,
so in diefem Bezirk liegen.

Jeder der in obbeschriebenen Bann-Bezirken mit
«iner Flinte jagend angetroffen wird, wird nach Vorschrift
des §. 24 des Gesetzes über die Jagd vom Ilten, 2Zste»

und 25sten May iso4 bestraft werden.

Geben, den 6. September 4S09.

Canzley Bern.
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Competenz
des Stadt-Raths von Erlach in Polizey-Sachen.

(Siehe Bd. II. S> ^7.)

8öir Schultheiß und Rath des CantonSBern;
auf angehörten Vortrag Unferer OrganifationS. Commißion

über das Ansuchen des Stadt.Raths von Erlach/ daß

ihm zu Beybehaltung der nöthigen Polizey eine angemes.

sene Competenz zu Bestrafung der geringern in die OrtS«

Polizey einschlagenden Frevel, in näherer Bestimmung
des §. 89. der Verordnung vom 20sten Junius 180Z

übertragen werde; und da eö einerseits nothwendig ist, zu

Vereinfachung des Polizeywefens und 'zu Verminderung
aller dießortige» Competenz. Streitigkeiten, diejenigen Ge.

genstände bestimmt zu vernamfen, welche der Aufsicht und

Beforgung der Stadt «Behörde allda unterworfen feyn

sollen; und dann auch anderseits dieser Behörde die nö.

thige Strafbefügniß gegen diejenigen Frevler zu ertheilen,
welche den über jene Gegenstände vorhandenen oder noch

zu erlassenden Verordnungen zuwider handeln werde», ha.

ben hiemit befchlossen und

verordnet:
1) Die i» hienach folgendem Verzeichnisse bestimmte»

Gegenstände solle» von nun an der Polizey. Aufsicht des

Stadt. RathS von Erlach anvertraut und zugetheilt, die.

selbe aber durch eine einzige Behörde ausgeübt werden.
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2) In Ausübung dieser Polizey- Aufsicht, wird der

Stadt-Rath andurch bevollmächtigt: in dem Umfange

der Stadt und Stadt-Bezirk, die bestehenden oder

künftighin zu erlassenden Polizey-Verordnungen zu vollziehen,
so wie auch die nöthig erachtenden Lokal-Réglemente felbst

abzufassen, welche iedoch einem jeweiligen Herrn
OberamtSmann von Erlach zur Genehmigung vorgelegt werden

sollen.

Z) Der Stadt, Rath vsn Erlach ist befügt, die zu

Vollziehung diefer Réglemente erforderlichen Bußen bis

auf die Summe der zehen Franken zu bestimmen.

4) Ueber alle Polizey-Frevel, die in die Competenz

des Stadt-Raths einfchlagen, fpricht derfelbe bis auf eine

Buße von zehen Franken abfolm und ohne Weitersziehung
ab. Schwerere Vergehen follen dem eompetirlichen Richte?

anhängig gemacht werden.

5) Diejenigen Geldbußen, welche der Stadt,Rath
von Erlach zufolge der ihm andurch übertragenen Competenz

auflegen und beziehen wird, follen dem Staate nicht

verrechnet werden, und fallen in den Stadtfeckel, da dann
dem Stadt. Rathe dafür der Unterhalt der in Folge
ebenderselben Competenz auf feinen Befehl gefangen gefetzten

Personen, fo wie überhaupt die Bestreitung aller derjenigen

Ausgaben welche die Vollziehung gegenwärtiger

Verordnung nothwendig machen wird, obliegen follen.
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Verzeichnis
derjenigen Gegenstände, welche in der Stadt
Erlach und ihrem Bezirke der Aufsicht und

Besorgung der Orts - Polizey überlassen worden
sind.

I. .S a ch p s I i z e y.

s. In Bezug auf die innerliche Ruhe und Ordnung

überhaupt.

Die Sorge für die Feuerfestigkeit der Gebäude, die

Anwendung der erforderliche» Mittel zu Verhütung aller

Feuersgefahr; Brandanstalten; Illumination; Aufsicht

über öffentliche und Privatgebäude, über die Strassen und
Gassen im allgemeinen; Aufstellung und Aufsicht über

eine allfällige Polizeywache, deren Anzahl und Dauer aber

jedesmal vor ihrer Aufstellung, durch den Herrn
OberamtSmann bestimmt werden foll.

b. In Bezug auf die Handels - und Gewerbs-Polizey
insbesondere.

Die Aussicht an Jahr - und Wochenmärktcn ; die

Gewicht und Maasfeckung, Fleifch- und Brodtaxe.

c. In Bezug auf GefundheitS-, und Annehmlichkeits-

Anstalten.

Aufsicht über den Kauf, Verkauf, und Gebrauch der

Lebensmittel und Getränke; Verhängung dcr Confiskatio«

in Fällen, wo den daherigen Verbote» zuwider gehandelt

wird, jedoch mit Vorbehalt des RekurfcS an den Ober-

omtSman», wenn der Werch des Consiseirtcn die Summe
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ser zehen Franke» übersteigt; Entfernung fchädlichex

Thiere und anderer fchädlichex Sachen; Sauberhaltung
der öffentlichen Spaziergänge, Strasse«/ Gassen, Lauben,

Bäume; Beforgung der Stadt-Uhren.

ö. Jn Bezug auf die Vergnügungen und Ergötzlichkei¬

ten der Einwohner.

Die Schauspiele aller Art öffentliche Feste md
Lustbarkeiten überhaupt.

II. In Hinsicht auf Personen-pslizey.

« Ueber die Einwohner überhaupt. Unterhaltung der

Register über sämtliche Einwohner, «nd derjenigen
über die Gebornen, Verstorbenen, und, Ehen inS-

befondere.

h. Ueber die Bettler; Fortführung derer, die nicht da¬

selbst ansäßig sind; Züchtigung derfelben in vorkommenden

Fällen; genaue Aufsicht über die ansäßigen

Bettler; Maasregeln zu Behinderung des BettelS;
Beschäftigung der Arbeitslofen.

6) Gegenwärtige Verordnung, welche fo lange dauern

soll, als es UnS belieben und gefallen wird, foll zu Handen

des Stadt-Raths von Erlach ausgefertigt, und dafelbst

öffentlich bekannt gemacht, und in der Sammlung der

Gesetze abgedruckt werden.

Gebe« in Bern, den 4. Oktober 4809.

Der AmtS-Schultheiß,
E. F. Freudenreich.

Namens des Raths,
d« Rathsschreib«,

Gruber.



Po lizey-Anst alten
zu Verhütnng der Gefahr von tollen Hunden.

Publikation des Sanität,RathS.
^ie seit einiger Zeit in dem hiesigen Canton verspürenden

vielen tollen Hunde nnd die daher entstehenden häuffi,

gen Unglücksfälle, habe» Mehghhrn. die Sanität.Räthe
des CantonS Bern bewogen, die bi« dahin für einzelne

Aemter oder Gegenden getroffenen Sicherheit«,Anstalten

zu verschärfen und zugleich auf den ganzen Camon aus,

zudehnen. Diefemnach hat der Sanität, Rath

verordnet:
1) Von dem Tage an, da diese Publikation wird

vom Kanzel verlesen worden seyn, sollen alle Hunde bey

Hause eingeschlossen oder angebunden gehalten und nicht

anders als an Stricken herumgeführt werden.

2) Alle von diefem Zeitpunkte an frey herumlaufen,
de« Hunde, follen durch die Wafenmeister oder in deren

Ermanglung durch die eigendS dazu bestellten Perfonen
erschossen oder niedergeschlagen werden. Für einen solchen

erschossenen oder niedergeschlagenen Hund dann soll das

Oberamt demjenigen, der ihn erlegt hat, eine Belohnung von

L. 4 entrichten, hingegen soll desselben Eigenthümer dem

Richter des Orts eine Buße «on vier Franken bezahlen.

Eine gleiche Buße wird auch bezahlt, wenn schon der

frey herumlaufende Hund nicht hat erlegt werden können,

im Falle nemlich der Eigenthümer bekannt, und das freye

Herumlaufen deö Hundes erwiefen feyn wird.
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Z) In den Städten aber, wo Wafenmeister stch best»«

den, follen die frey herumlaufenden Hunde durch dicfe

aufgefangen und bey einer Buße von L. 4 nicht zurückgegeben

werden, fondern ungesäumt abgeschafft werden.,

4) Von obigen Anstalten stnd allein die'Metzger-
Hunde ausgenommen, wenn ste wirklich zum Treiben dcS

Viehs gebraucht werden; sonsten sollen diefelben bey gleicher

Strafe auch eingeschlossen, angebunden oder an

Stricken geführt werden.

5) Alle diese Verfügungen follen Bestand haben,
bis ste von dem Sauität-Rathe werden aufgehoben werde»

Und endlich

6) Soll gegenwärtige Publikation vom Kanzel verlesen

und an den gewohnten Orten angefchlagen werden.

Geben in Bern, den IZ. Dezember 1S09.

Der Präsident des Sanität-Raths,
C. Pfa nder.

NamenS desselben,

C.L.Her bort,
Sekretair.

III. Sd. Y
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Dekret.
Amtsdaüer und Wiederbesatzung der Amts¬

richter - Stellen.

(Siehe Bd. I. S.!04 u. S.«t.)

^er Kleine Rath des Cantons Bern; nachdem

er in Betrachtung gezogen/ daß die Borschriften/ welche

in dem Gesetz vom Men Junius isos zu Einführung
der untergeordneten Behörden und in demjenigen vom 7ten

Dezember 1S0Z über den Jahrswechfel/ die AmtSdauer

und Ergänzungsart der Regierungsstellen/ die Amtsrjch-
terstellen betreffen/ einer nähern Bestimmung bedürfen; alö

hat derfelbe beschlossen und verordn« was hienach folget/
wie er denn

verordnet:
1) Die Amtsdauer der Amtsrichtcrstellen bleibt nach

dem Gefey vom Msten Junius 1803 Z. 42. auf die Zeit
von vier Jahren beschränkt; doch stnd die austretenden

Mitglieder der Amtsgerichte wieder wählbar.

2) Die Zeit der ersten Wieder, Erneuerung der Amts,
gerichte fällt/ der Verordnung vom 7ten Dezember ILOZ
§. 17. zufolge/ aufden isten Merz des JahrS isos.

Z) Zu Wiederbesatzung aller auf diefe Epoche ver,

lcdigten AmtSrichtersteUeu wird Tag angefetzt auf den

zweyten Montag im Monat Jenncr nächstkünftig / und auch

fernerhin foll die Wiederbesatzung der jeweilen auf isten
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Merz «erledigten Stelle«/ an dem zweyten Montag im
Jenner vorher Platz haben.

4) Zu dem Ende wird der Staats. Rath alljährlich
gleich nach Martini allen Oberamtsmännern das Verzeich,
«iß ihrer Amtsgerichts-Beysitzer, mit Anzeige des

Zeitpunkts-seit welchem sie sind erwählt worden/ abfordern.

5) Der Staats. Rath wird diefelben zugleich mit auf
fordern/ ihm für diejenigen AmtSrichterstellen, deren AmtS-

dauer nach ausgelaufener vierjähriger Bekleidung mit dem

darauf folgenden isten Merz zu Ende läuft / die nach dem

41. des Gesetzes vom 2«sten Juny isoz vorgefchriebenen

Wiederbefatzungs-Vorschläge einzusenden.

6) Das Amtsgericht felbst hat jedoch nur in dem

Falle das Vorfchlagörecht auszuüben/ wenn nicht mehr

als die Hälfte der Amtsrichterstellen in Verledigung gerathen/

da denn die austretenden Mitglieder diefer Berathung

nicht beywohnen können/ fondern den Austritt nehmen

müssen. Wenn aber mehr als die Hälfte der Amtsrichter

aufs neue wieder befetzt wird/ fo kann das Amtsgericht
selbst keinen Wahlvorschlag eingeben.

7) Jn diesem letztern Falle haben bloS die OberamtS-

männcr ihre Vorschläge einzureichen; werden dann aber

anstatt deS vorgeschriebenen einfachen WahlvorfchlagS /
einen doppelten einsenden.

8) Alle diefe Wahlvoxfchläge wird der Staats, Rath
jeweilen anf den zweyten Montag im Jenner / mit feinem

Vortrage begleitet/ dem Kleinen Rathe vorlegen.

V2



5)2

Gegenwärtiges Dekret soll dem Staats-Rath zur

Vollziehung mitgetheilt, und der Sammlung der Gesetze

und Dekrete beygedruckt werden.

Gebe» Bern, den 16. November iso7.

Der Amts-Schuttheiß,

C. F. Freudenreich.
Namens des Raths,

der Rathssthreib«,

Gruber.
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